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Susanne Bommers, München*

Völkerrechtlicher Schutz von Seeleuten:  
Zur Durchsetzung der Maritime Labour Convention

Inhaltsübersicht
A. Seeleute zwischen den Jurisdiktionen der Staaten – zur Notwendigkeit internatio-

naler Sozialstandards auf See
B. Begriffsklärung »Soziale Mindeststandards für Seeleute«
C. Die Maritime Labour Convention – Meilenstein sozialer Mindeststandards auf See

 I. Hintergrund und Inhalt der MLC
 II. Rechtsqualität, Regelungsstruktur und Anwendungsbereich der MLC
 III. Verantwortlichkeiten für die Durchführung und Durchsetzung (Durchsetzungs-

1. Kontrolle durch den Flaggenstaat

2. Kontrolle durch den Hafenstaat

3. Kontrolle durch Arbeitskräfte zur Verfügung stellende Staaten

1. Völkerrechtliche Grundlage der Flaggenstaatskontrolle

2. Völkerrechtliche Grundlage der Hafenstaatskontrolle

 Schiffe
-

genheiten?
3. Völkerrechtliche Grundlage der Kontrolle durch den Arbeitskräfte zur 

Verfügung stellenden Staat

D. Möglichkeiten des Völkerrechts zur Sicherung der sozialen Mindeststandards
-

men
1. Die Implementierung von Normen über die GAIRS
2. Die MLC als GAIRS?

* -
dentische Hilskraft am Zentrum für Arbeitsbeziehungen und Arbeitsrecht.
Grundlage des Beitrags ist die Schwerpunktseminararbeit der Autorin, die diese im Sommersemester 2019 
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Staatenverantwortlichkeit

Schutzes

-
rechts zugunsten des Individualschutzes

A. Seeleute zwischen den Jurisdiktionen der Staaten – 
zur Notwendigkeit internationaler Sozialstandards auf See

Am 26.3.2019 wurde das unter liberischer Flagge registrierte und von einem 

-
hindert.1 Grund der Festsetzung war, dass die multinationale Besatzung sich 
über mangelhafte Arbeits- und Lebensbedingungen an Bord, wie etwa die Ver-

hatte.2 Die Vielzahl der hier involvierten Staaten und die Multinationalität der 
Besatzung sind Abbild dessen, dass die internationale Seehandelsschifffahrt der 
weltweit am weitesten globalisierte Handelssektor ist.3 Der durch die Globali-

besonders attraktiv, unter der Flagge eines Staates zu fahren, der niedrige Anfor-

denial-shore-leave.

denial-shore-leave.

2011, 127, 128, Maul-Sartori, NZA 2013, 821, 827.
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derungen an die Arbeits- und Lebensbedingungen der Seeleute an Bord stellt.  
Folglich sind die Standards an Bord von Handelsschiffen weltweit oft katast-
rophal.  Hinzu kommt, dass die Seeleute eines besonders effektiven Schutzes 

6

-
bung der sozialen Missstände getragen, indem er das Schiff, bis zur Beseitigung 
der Mängel durch die Reederei, festgesetzt hat.7 Möglicherweise wäre aber auch 
der Flaggenstaat Liberia zuständig gewesen sich dafür einzusetzen, dass die Be-
satzung unter menschenwürdigen Arbeits- und Lebensbedingungen an Bord ar-
beitet. Nicht zuletzt kämen die einzelnen Heimatstaaten der Besatzungsmitglieder 

-
angehörigen zu ergreifen.

8

-
standards für Besatzungen von Seehandelsschiffen durch die verschiedenen völ-
kerrechtlichen Akteure, die – wie oben gezeigt – tatsächlich »Zugriff« auf die 
Seeleute haben, gesichert werden können.

-

-
-

denen Völkerrechtsakteure näher zu erläutern und zu untersuchen, auf welcher 
völkerrechtlichen Jurisdiktionsgrundlage sie beruhen, auf welcher Grundlage die 
Mitgliedstaaten demnach Hoheitsgewalt ausüben.9 -

MLC sind Grundlage für den weiteren Schwerpunkt des Beitrags. Dieser be-
-

-
-

sierung ermöglicht.

denial-shore-leave.
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B. Begriffsklärung »Soziale Mindeststandards für Seeleute«
-

-
licher Standards, betreffend die Lebens- und Arbeitsbedingungen der Besatzung 
an Bord von Seehandelsschiffen, festlegen. Internationale »Sozialstandards« 
gibt es insbesondere in den Bereichen sozialer Grundrechte, im internationalen 
Arbeits- und Sozialrecht sowie im Zusammenhang mit bürgerlichen und politi-
schen Rechten.10

Rahmen eines Gebiets verstanden werden.11

Seeleute das Regelwerk zugrunde gelegt, das soziale Mindeststandards möglichst 
unabhängig von der Bindung an ein Staatsgebiet und verbindlich gegenüber der 

-
tersuchungsgegenstand sein.

Daneben anwendbare, allgemeingültige, völkerrechtliche soziale Mindeststan-

Acht gelassen, da sie nicht der besonderen Situation und Schutzbedürftigkeit der 
Seeleute angepasst sind.12

C. Die Maritime Labour Convention –  
Meilenstein sozialer Mindeststandards auf See

-
ten »vier Säulen«, durch die die internationale Seehandelsschifffahrt weitgehend 
geregelt wird.13 Sie ist am 20.8.2013 in Kraft getreten und wurde von 97 Staaten 

 Durch die Mitgliedstaaten werden mehr als 
 Aufgrund ihrer herausragenden Bedeu-

10
-
-

11 -

12

S. 133 ff.
13 -

-
-

2011, S. 18.
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tung für die Lebens- und Arbeitsbedingungen der Seeleute wird die MLC auch als 
16

I. Hintergrund und Inhalt der MLC

Der zentrale Hintergrund der Verabschiedung der MLC durch die Internati-

Schutzbedarf der Seeleute.17 Die MLC hat deshalb 37 der bis dato bestehenden 
internationalen Abkommen betreffend die Lebens- und Arbeitsbedingungen 
der Seeleute konsolidiert und entsprechend den veränderten Gegebenheiten im 
internationalen Schifffahrtssektor weiterentwickelt.18 Sie inkorporiert weiter-
hin grundlegende, in anderen internationalen Arbeitsübereinkommen enthal-

Abs. 219

und Seerecht zuzuordnen.20 Die MLC legt einen verbindlichen Mindeststandard 
einer menschenwürdigen Arbeit auf See fest und soll dadurch eine möglichst 

21 -
bedingungen im globalen Schifffahrtssektor, ist die Gewährleistung weltweit 
verbindlicher sozialer Mindeststandards für die Besatzung von Seehandelsschif-

22 -
chen, sieht die MLC, im Gegensatz zu den meisten ihrer Vorgängerabkommen, 

-
leistet werden soll, dass die sozialen Mindeststandards durch die Reedereien be-
achtet werden.23

 
-

men. -
ebene an diese gebunden.26

16
International Regime, 2011, S. 77, Schubert, Arbeitsvölkerrecht, 2017, S. 199.

17

pdf.
18
19 Normen ohne Bezeichnung des Abkommens sind solche der MLC.
20

International Regime, 2011, S. 7.
21 -

-

22

pdf, Schubert, Arbeitsvölkerrecht, 2017, S. 199.
23

26
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27 28 und die Richtlinie 
29.30

II. Rechtsqualität, Regelungsstruktur und Anwendungsbereich der MLC

-
kerrechtlichen Vertrags zu.31 Sie besteht aus für die Mitgliedstaaten verbindlichen 

sich auf die verbindlichen Regelungen des Abkommens, da die über den Min-

völkerrechtlich durchsetzbar sind.
In personaler Hinsicht schützt die MLC »Seeleute«. Diese werden als »alle 

-
-
-

genommen sind jedoch Schiffe, die zur Fischerei oder zu ähnlichen Zwecken 

-
tor arbeiten.32

-
suchungsgegenstand ist.33

III. Verantwortlichkeiten für die Durchführung und  

Im Folgenden werden die Verantwortlichkeiten für die Durchführung und 
-

stellt, die die MLC in Art. V und den dazugehörigen Regeln und Normen vor-

-

27
-

28 -
-

29

30
31 -

-

32

33
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, also den Staat, in dem ein 
Schiff registriert ist und dessen Flagge das Schiff führt (vgl. Art. 91 Abs. 1 S. 2 

 In welchem Staat ein Schiff registriert 
-

-
dung zwischen dem Schiff und dem Flaggenstaat wurde im Vorfeld der Verab-

36 So sollte 
 unter Kontrolle ge-

bracht werden.37 -
niert und eine etwaige fehlende Verbindung des Schiffs zum Flaggenstaat kann 
nicht gerügt bzw. sanktioniert werden, das Kriterium hat somit keine eigenstän-
dige Bedeutung.38

Neben den Flaggenstaaten werden die Hafenstaaten  zur Durch-

die Mitgliedstaaten der MLC bezeichnet, in deren Häfen fremde Schiffe ver-
kehren.39

-
fügung stellende Mitgliedstaaten der MLC ein .  

rec-
ruitment and placement services  Als Arbeitsvermittlungsdienste 

-

-

International Regime, 2011, S. 20.

36
2008, Rn. 7.

37
2008, Rn. 7.

38

39 -

International Regime, 2011, S. 20.
-
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ganisationen im öffentlichen oder privaten Sektor, die die Anwerbung von See-
leuten im Auftrag von Reedern oder die Vermittlung von Seeleuten an Reeder 

-
matstaaten der Seeleute bzw. als Aufenthaltsstaaten von nichtstaatsangehörigen 
Seeleuten, die auf ihrem Staatsgebiet wohnen oder sonst wie ansässig sind, so-

-
erlegt.

1. Kontrolle durch den Flaggenstaat

-
-

kommens in Bezug auf die ihrer Hoheitsgewalt unterliegenden Schiffe und See-

-
rungen.

-
ren. -
deststandards, die Berichterstattung darüber, sowie den Zugang zu gerichtlichen 

-

beauftragen, die Flaggenstaaten bleiben jedoch weiterhin völkerrechtlich verant-
wortlich.

Flagge ein Seearbeitszeugnis und eine Seearbeitskonformitätserklärung mit sich 

dass das Schiff vom Flaggenstaat überprüft wurde und den Anforderungen der 
-

läutert die innerstaatlichen Anforderungen zur Durchführung der MLC in Bezug 

Seeleute möglichst umfassend zu schützen, vom Begriff der Arbeitsvermittlung i. S. d. MLC erfasst sein 

2019, S. 172 ff., 181.

-
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dar, die der Reeder -

-

2. Kontrolle durch den Hafenstaat

Die Flaggenstaatskontrolle wird durch Hafenstaatskontrollen ergänzt und abge-
sichert.  Dies geschieht durch folgende Mechanismen.

Den Hafenstaaten obliegt die Kontrolle darüber, ob ein in ihren Hafen einfah-

-
nisses und der Seearbeitskonformitätserklärung zu beschränken, wenn diese 

-
fung des Schiffes möglich. Festgestellte Mängel sind dem Kapitän des Schiffs 

Besonders schwere Mängel können ebenso dem Flaggenstaat und dem Staat, 
der als nächstes angelaufen werden soll, zur Kenntnis gebracht werden (vgl. 

-
ders schwerwiegender Mängel festsetzen, d. h. am Verlassen des Hafens hindern 

-

-
zungsmitglieder vertraulich eine Beschwerde über die Nichteinhaltung der sozi-

ist durch den Hafenstaat zu untersuchen und die Mängel an Bord sind nach Mög-

-
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Für die Anwendung der sozialen Mindeststandards der MLC auf Schiffe, de-
-
-

wird als ein Mitgliedstaat des Abkommens. Die Hafenstaaten müssen deshalb 

Häfen einfährt.
Dem Nichtbegünstigungsprinzip steht auch nicht der Grundsatz, dass Verträge 

Drittstaaten nicht binden dürfen, entgegen.  Die Hafenstaaten treffen die Kondi-
tionen, zu denen fremde Schiffe in ihre Häfen einfahren dürfen, aufgrund ihrer 
territorialen Souveränität selbst.  Sie können demnach die Regelungen der MLC 

3. Kontrolle durch Arbeitskräfte zur Verfügung stellende Staaten

Die letzten Völkerrechtsakteure, die die Durchsetzung der sozialen Mindest-
standards der MLC gewährleisten, sind die Staaten, die Arbeitskräfte zur Verfü-
gung stellen. Sie stellen sicher, dass die sozialen Mindeststandards auch bei der 
Anwerbung und Arbeitsvermittlung von Seeleuten gewährleistet werden (Re-

ihre Staatsangehörigen sind, in ihrem Staatsgebiet wohnen oder sonst wie ansäs-
-

 
der Mitgliedstaaten

Angesichts der Vielzahl völkerrechtlicher Akteure, die mit der Sicherung so-
zialer Mindeststandards für die Besatzung von Seehandelsschiffen betraut sind, 
ist herauszuarbeiten, auf welcher völkerrechtlichen Grundlage die Zuweisung der 
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1. Völkerrechtliche Grundlage der Flaggenstaatskontrolle

Zu untersuchen ist zunächst, auf welcher völkerrechtlichen Jurisdiktionsgrund-
lage die Kompetenz der Flaggenstaaten zur Durchsetzung der sozialen Mindest-
standards der MLC beruht.

-
hoheit ist völkergewohnheitsrechtlich anerkannt.

seine Hoheitsgewalt nach seinem innerstaatlichen Recht über jedes seine Flagge 

-
-

-
che Flaggenhoheit das Schiff als Ganzes (»Ship as a Unit«

-

-
cherzustellen, dass die sozialen Mindeststandards der MLC eingehalten werden.  
Die völkerrechtliche Grundlage für die Flaggenstaatskontrolle liegt somit in den 

-
barkeit meint, erfasst der Begriff im Völkerrecht grundsätzlich die staatliche Befugnis zur Ausübung von 

-
-

Sea, 2018, S. 131.

-
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3. Völkerrechtliche Grundlage der Hafenstaatskontrolle

Folgende Gesichtspunkte zeigen, dass auch die Hafenstaatskontrolle auf der 
Annahme beruht, dass den Hafenstaaten die Kompetenz zur Durchsetzung der so-
zialen Mindeststandards zukommt.

-
ser des Hafenstaats angesehen wird, untersteht er dessen Gebietshoheit.  Die Ge-
bietshoheit des Hafenstaats ist diesseits der Basislinie grundsätzlich absolut.  Sie 
umfasst die Rechtsetzungskompetenz sowie die Kompetenz zur Ausübung von 

seine rechtsprechende Gewalt.  Von der Gebietshoheit der Hafenstaaten erfasst 
 Die 

Handelsschiffe, die vom Anwendungsbereich der MLC erfasst sind, sind somit 
prinzipiell von der Gebietshoheit der Hafenstaaten erfasst.

Da das Schiff als Ganzes der Hafenstaatsjurisdiktion unterliegt, kann der Ha-
60 Der Hafen-

-
wenden.61

die Gesetze des Flaggenstaats für die Schiffe unter seiner Flagge auch während 
der Dauer des Aufenthalts in einem ausländischen Hafen.62 Der Flaggenstaat ist 
allerdings aufgrund der Gebietshoheit des Hafenstaats für die Dauer des Aufent-
halts im Hafen an der Vollstreckung seiner Gesetze (jurisdiction to enforce -
hindert.63

Hafenstaats.  Für die Schiffe und deren Besatzungen gelten somit in einem frem-
den Hafen faktisch die sozialen Mindeststandards des Hafenstaats.

60
61

62 -

63
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Flaggenhoheit jedoch etwa dann ergeben, wenn der Hafenstaat einen Sachverhalt 
-

ken ist etwa an die Beschwerde eines Crew-Mitglieds über die Nichteinhaltung 

völkerrechtlich anerkannter Jurisdiktionsgrundlagen , ein weites Verständnis der 
Gebietshoheit infrage. Danach wird bei der Regulierung territorialen Verhaltens 

66 Der Fokus läge dann auf dem 
-

kontrollen durch die Angabe falscher Informationen über Sachverhalte, die sich 
67 Bei wiederkeh-

jedoch auch, dass die in nationales Recht der Hafenstaaten umgesetzten sozialen 

wäre, wenn auf der Hohen See die sozialen Mindeststandards nicht eingehalten 
wurden.

Neben einem solch weiten Verständnis der Gebietshoheit der Hafenstaaten ist 
jedenfalls ausreichend, dass die Mitgliedstaaten der MLC sich auf die Ausübung 

-
ten geeinigt haben.68 Diese Zustimmung erfasst allerdings nicht die Flaggenstaa-

Nichteinmischung in innere Angelegenheiten ist deshalb besonders mit Blick auf 
die Nichtmitgliedstaaten zu untersuchen.

Angelegenheiten?
-

internal affairs« 

-

hier einschlägig sein. 
66 -

-

67

68
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der Flaggenstaaten einzumischen.69 Die Durchsetzung sozialer Mindeststandards 
könnte eine »innere Angelegenheit« sein. Für diesen Begriff besteht keine allge-

auf dem Schiff zugetragen haben, die nur das Schiff selbst, seine Besatzung oder 
70 Darunter sollen jedenfalls Fragen betref-

fend die Lebens- und Arbeitsbedingungen an Bord fallen.71 Die MLC regelt ge-
rade die Kontrolle und Durchsetzung sozialer Mindestnormen für die Besatzung 

72 
-

Bedenken gegen die Hafenstaatskontrollen können insbesondere mit Blick auf 
das Missbrauchspotential, das damit einhergeht, dass Schiffe unter der Flagge 
fremder Staaten durch die Hafenstaaten kontrolliert und gegebenenfalls sogar 
festgesetzt werden dürfen, angeführt werden.73 Möglich scheint etwa, dass Hafen-

-

-
-

Hafenstaatskontrollen sein könnte.
Der Gefahr des Missbrauchs der Hafenstaatskontrollen beugt indes bereits 

-

-
brauchs reduziert.

-
standards der Seeleute in einem internationalen Abkommen festgelegt wurden, 
davon ausgegangen werden, dass sie deshalb gerade keine »inneren Angelegen-
heiten« sind. So wird angenommen, dass Angelegenheiten, die Gegenstand allge-

69 -
-

70
71

72
International Regime, 2011, S. 7.

73 Mit grundsätzlichen Bedenken zum Missbrauchspotential eines immer weiteren Verständnisses der Hafen-
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mein anerkannter internationaler Regeln und Normen sind, keine internen Ange-
legenheiten des Schiffes sind.

Mindeststandards der Seeleute eine »innere Angelegenheit« in diesem Sinne ist, 
dahinstehen, wenn das Konzept der »inneren Angelegenheiten« ohnehin nicht als 

Angelegenheiten einzumischen, beruht nicht auf einer völkergewohnheitsrecht-
lich anerkannten Regel, sondern auf der unverbindlichen Zurückhaltung der Ha-
fenstaaten in der Ausübung ihrer Gebietshoheit (Courtoisie  Das unverbindli-
che Konzept der »internal affairs« steht somit der Ausübung der Durchsetzungs-

basieren die Hafenstaatskontrollen auf der Gebietshoheit der Hafenstaaten sowie 

einfahren dürfen, selbst festlegen.76

-
gung stellenden Staat

-

Staaten dazu befugt, die im Staatsgebiet ansässigen natürlichen und juristischen 
77 Der soziale Schutz der Seeleute, 

die Staatsangehörige eines Mitgliedsstaats sind, dort wohnen oder sonst wie an-
-

nalhoheit ist auch Anknüpfungspunkt für die Kontrolle der Arbeitsvermittlungs-

Mitgliedstaats sind.78

-

Sicherung sozialer Mindeststandards für die Besatzung von Seehandelsschiffen 
zuweist.79 Diese beruhen auch auf völkerrechtlich anerkannten Jurisdiktions-
grundlagen. Somit wird von drei Seiten sichergestellt, dass die Arbeits- und Le-
bensbedingungen für die Besatzung von Seehandelsschiffen internationalen Min-
deststandards genügen.

Den Durchsetzungsmechanismen der MLC sind jedoch Schwächen immanent.

-

76

77
78
79
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-
-

grundsätzlich souverän agieren und im Völkerrecht nicht vorgesehen ist, dass 

-
der Schiffe gewährt, bleibt zunächst auch die effektive Durchsetzung sozialer 

-
staaten oder die Seeleute vorsieht, eine wirksame Ausübung der Durchsetzungs-

-
gremium zu begehren.80

-

-
fasst sich der nachfolgende Abschnitt lediglich mittelbar mit der Sicherung sozi-
aler Mindeststandards, da dies nur durch eine effektive Durchsetzung durch die 
Mitgliedstaaten erreicht werden kann.

C. Möglichkeiten des Völkerrechts zur Sicherung  
der sozialen Mindeststandards

-

durch die noch mehr Staaten zur Durchsetzung der sozialen Mindeststandards 

-
ten beitragen können.

I. Erweiterung des Geltungsbereichs der MLC  
durch das Seerechtsübereinkommen

81

-
lierte Regelungen darüber zu treffen, welche Staaten für den Schutz der Seeleute 

80
81
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zuständig sind und wie dieser auszugestalten ist.82 -
-

83, wäre die Bindungswirkung der Gewährleistungen der 

1. Die Implementierung von Normen über die GAIRS

-
ter Beachtung der GAIRS angewendet werden müssen. Für Mitgliedstaaten des 
Seerechtsübereinkommens sonst unverbindliche Normen oder völkerrechtliche 
Verträge sind für diese unter dem Regime des Seerechtsübereinkommens zu be-

-

Nach einer Ansicht sollen die Normen seerechtlicher Abkommen als GAIRS 
-

aussetzungen für sein Inkrafttreten erfüllt.86 Timagenis soll dies nur gel-
ten, wenn mit dem Inkrafttreten eine ausreichende Anzahl von Staaten und da-

87 
Diese Ansicht ist sehr weit und ermöglicht eine umfassende Anwendung von Ab-
kommen über die GAIRS. Sie ist aufgrund der Vielzahl verschiedener Mecha-
nismen für ein Inkrafttreten von Abkommen ungeeignet, um einen einheitlichen 

88

Anforderungen an die GAIRS mit den Anforderungen an die Bildung von Völker-
gewohnheitsrecht gleich.89

anzuwendenden Normen werden gerade nicht als gewohnheitsrechtliche Regeln, 
sondern als allgemein anerkannte internationale Regeln bezeichnet.90 Durch eine 
Gleichsetzung der Anforderungen an GAIRS mit denen, die an die Bildung von 

eingeschränkt.

82

83

-

-

86

87
88

89

90 -
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Vielmehr stellt sie auf die Zahl der Staaten, die die in Rede stehenden Normen 
-

Faktoren ab.91

darin bestünde, internationale Regeln und Normen für Staaten verbindlich zu ma-

erreichen.92 Der entscheidende Faktor müsse deshalb eine weit verbreitete und 

besonders betroffen sind.93

-

-

-
nien.

 
-
-

96

2. Die MLC als GAIRS?

Nachdem die MLC, neben den genannten Konventionen, die »vierte Säule« des 
Seehandelsrechts ist, erscheint es naheliegend, dass auch sie als GAIRS angese-

früher von der Staatengemeinschaft vertretene, Auffassung, dass eine gemeinver-
trägliche Nutzung der See durch die Staaten nicht notwendigerweise eines ein-
heitlichen Sozial- und Arbeitsrechts bedürfe.97

Gegen die frühere Auffassung der Staatengemeinschaft spricht, dass die Siche-
-

98

91

92

93

96

97
98

Rn. 21.
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Verabschiedung der MLC zeigt, überholt, den Schutz der Seeleute durch Arbeits- 

-

99 So wird 
mittelbar der Anwendungsbereich der MLC auf die Staaten erweitert, die zwar 

Küstenstaaten Regelungen für die friedliche Durchfahrt in den in Art. 21 Abs. 1 

obwohl sie für Sachverhalte betreffend die Besatzung an Bord fremder Schiffe im 
Bereich jenseits ihres Staatsgebiets eigentlich nicht zuständig sind (vgl. Art. 21 II 

100

territorialen Gewässern des Küstenstaats.

untersucht, welche völkerrechtlichen Instrumente die Sicherung der Durchset-
-

nung getragen, dass sie selbst keine konkrete Regelung dazu enthält, wem gegen-

-
matischen Schutzes von anderen Mitgliedstaaten geltend gemacht werden kann.

von ihr verabschiedeten Abkommen vor.

-

99
100

Art. 21 Rn. 2.
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Arbeitsamt erhoben werden. Voraussetzung dafür ist, dass der Verletzerstaat das 
-

tersuchungsausschuss eingesetzt werden, der die Sache ermittelt und ggf. Abhil-

101 -

-
-

102

-

den Grundsätzen der Staatenverantwortlichkeit geltend machen könnten. Die Vo-
raussetzungen der gewohnheitsrechtlich anerkannten Grundsätze der Staatenver-

niedergelegt und wurden teils progressiv erweitert.103

-

-

-

101 Zimmer, Soziale Mindeststandards und ihre Durchsetzungsmechanismen, 2008, S. 66.
102

-

103
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MLC kein Instrument zur Beilegung aus ihr hervorgehender möglicher Streitig-
-

nen Konsens der Mitgliedstaaten erwachsen sein, sich nicht völkerrechtlich an die 
-

die diese eingehen, wenn sie sich an die Mindestanforderungen zum sozialen 
Schutz der Seeleute und ihrer Durchsetzungsmechanismen binden.

-

auf eine menschenwürdige Beschäftigung sicherzustellen. Art. VI Abs. 1 S. 1 

-

und jede Regel so umzusetzen, wie dies in den entsprechenden Bestimmungen 
 Die Durchsetzungs-

-

-
-
-
-

-
bindung mit Art. I Abs. 2, wonach die Mitglieder zur Sicherstellung der wirksamen Durchführung und 

-
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staatlicher Hoheitsgewalt handeln.106

-

ein Staat passiv deliktsfähig sein. Neben der Völkerrechtssubjektivität und Hand-
-

107

-
-

universell menschenwürdige Arbeitsbedingungen zu sichern.108

-
-
-

mens zusammenzuarbeiten. Die Mitgliedstaaten haben deshalb ein gemeinschaft-

Mitgliedstaaten der MLC geschuldet werden. Folglich sind die Durchsetzungs-

109

Für eine Geltendmachung der Völkerrechtsverletzung einer erga omnes partes 
-
-

ten der MLC wird eine individuelle Betroffenheit jedoch nur dann anzunehmen 
sein, sofern der Heimatstaat eines betroffenen Crewmitglieds eine Verletzung der 

-
-

106 -

107 -

108

109 -
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110

-

-

Staaten geschuldet ist, welcher der Mitgliedstaat angehört und die dem Schutz 
-
-

ninteressen, sondern ein breiteres, gemeinsames Interesse fördern, das über die 
individuellen Interessen der Staaten hinausgeht.111 Dazu gehören Abkommen, die 

-
gruppe festlegen.112 Diese Anforderungen erfüllt die MLC, wie oben dargelegt. 

-
-

staaten durch die Nichtbegünstigungsklausel des Art. V Abs. 7.

von den anderen Mitgliedstaaten der MLC nach den Grundsätzen der Staaten-
verantwortlichkeit geltend gemacht werden. Auf Rechtsfolgenseite sind primär 

Verletzung von allen Mitgliedstaaten der MLC geltend gemacht werden kann, 
-

ner stärkeren Regulierung der Handelsschifffahrt. Zwar besteht nach wie vor die 
-

handels113, diese wird jedoch vermehrt durch gemeinsame Schutzgüter der See-
-

meinsames Schutzgut der Seefahrtsnationen sind , tritt nunmehr die weltweite 
Sicherung menschenwürdiger Arbeitsbedingungen auf See.

110

Abrüstungsverträge.
111

112

113
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Im Folgenden wird untersucht, inwiefern die Verletzung von Durchsetzungs-

die Durchsetzung der sozialen Mindeststandards als Rechte der Seeleute nicht 
-

verletzung zugleich eine Verletzung der Rechte der einzelnen Seeleute ist. Als 
Verletzerstaaten kommen sowohl der Flaggenstaat und der Hafenstaat als auch 
der Arbeitskräfte zur Verfügung stellende Staat infrage.

Die Ausübung diplomatischen Schutzes durch den Heimatstaat setzt traditio-

der Rechtsverletzung voraus (sog. nationality rule 116 Für die Heimatstaaten der 
Seeleute ist das Staatsangehörigkeitserfordernis unproblematisch. Sofern Mit-

kommt jedoch auch die Ausübung diplomatischen Schutzes durch einen Mitglied-
staat in der Rolle des Flaggenstaats oder des Hafenstaats infrage. Dazu bedürfte 
es einer Ausnahme vom Staatsangehörigkeitserfordernis, wie sie für Staatenlose 
und Flüchtlinge sowie für die Crew an Bord eines Schiffes diskutiert wird.117

-
leute ist nicht einheitlich.118 McCready -
xico119 und I’m Alone vs. USA120 die Möglichkeit der Ausübung diplomatischen 
Schutzes für fremde Besatzungsmitglieder bejaht wurde, war die fehlende Staats-

-
schen Schutzes im Fall 121

-
satz vertrat Richter Badawi Pasha im Fall Reparations for Injury suffered in the 
Service of the UN. 
Seeleuten Schutz zu gewähren, an die Staatszugehörigkeit des Schiffes und nicht 
an die Nationalität der Seeleute anknüpfe.122 M/V 
Saiga
Verluste oder Schäden zu verlangen, die dem Schiff durch Handlungen anderer 

116
117 -

118

119

120

121

122
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-
zung des Schiffes unabhängig von deren Nationalität bezieht.123

-
matstaat um Schutz bemühen müsste.
nicht davon aus, dass der Schutz von Rechten der Besatzung durch den Flaggen-
staat einer Ausübung diplomatischen Schutzes entspricht, sondern dass er ledig-
lich Folge der Flaggenhoheit über das gesamte Schiff ist.  Diese Annahme liegt 

126 zugrunde, 
-

lomatischen Schutzes ausgeht und nicht von deren Identität.127 -
sichtlich einer Ausnahme vom Staatsangehörigkeitserfordernis für die Ausübung 

nicht. Der diplomatische Schutz der Seeleute durch Flaggenstaaten oder Hafen-
staaten kann somit nicht durch eine Ausnahme vom Staatsangehörigkeitserforder-
nis begründet werden.

Gebietshoheit des Hafenstaats ergänzt wird, um dadurch in Zusammenarbeit die 
-

keit diplomatischen Schutzes durch die Flaggenstaaten und Heimatstaaten des-
halb in Anknüpfung an ihre effektive Ausübung von Hoheitsgewalt im Bereich 

die Besatzung von Seehandelsschiffen oft deutlich besser gerecht wird. Völker-
-

128 Diese kennen 
-

ordneten Rechtsausübungskompetenz (»Power« -
möglichkeiten anknüpfende Rechtsausübungskompetenz (»Effective Control« 129 

123

-

126

-
tion, 2009, Rn. 6.

127

128

S. 113.
129
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Die Zulässigkeit diplomatischen Schutzes von Nichtstaatsangehörigen wird auch 
bei erga omnes-Normen diskutiert.130 Bezogen auf die Durchsetzungsplichten ist 
zu überlegen, zumindest neben der Schutzausübung durch den Heimatstaat, die 
Zulässigkeit diplomatischen Schutzes an die tatsächliche Rechtsausübungsmög-
lichkeit und den gemeinschaftlichen Schutzzweck anzuknüpfen. Der konzeptio-

-
rauf gerichtet ist, eigene Staatsangehörige im Ausland zu schützen131, tragen die 

-
staaten der Seeleute oft tatsächlich keinen Schutz ausüben können, Rechnung. So 
ist jedenfalls de lege lata davon auszugehen, dass eine Ausübung diplomatischen 
Schutzes für die Besatzung von Seehandelsschiffen nicht möglich ist.

-
-

zelnen erschöpft sein (sog. local remedies rule 132 Für die Besatzung von See-

-
-

betreiben. Auch für den Fall des Flaggenstaats als Verletzerstaat ist nicht davon 
auszugehen, dass ein über das Beschwerdeverfahren der MLC hinausgehendes 
Rechtsschutzverfahren an Bord des Schiffs durchgeführt werden würde.

Aufgrund der besonderen Situation der Seeleute könnte eine Ausnahme der 
local remedies rule

local remedies rule bejaht, 
kann der Heimatstaat der Seeleute, deren Rechte verletzt wurden, eine Verletzung 

-
helfe auszuschöpfen, wenn es keine vernünftigerweise verfügbaren lokalen Mög-

Seeleute scheinen die Rechtsbehelfe besagter möglicher Verletzerstaaten aus ge-

-

130

ZaöRV 2007, 1277, 1290, dagegen Bohn, Die Ausübung diplomatischen Schutzes zugunsten staatsfrem-

131 -

132 -



211 Völkerrechtlicher Schutz von Seeleuten  ZIAS 2020

-
dern nur den Fall, dass der verantwortliche Staat unfähig ist, effektive Abhilfe zu 
schaffen.133

grundsätzlich effektive lokale Rechtsbehelfe verfügbar sind.

local remedies rule 
gemacht werden können, wenn keine »relevante Verbindung« zwischen der ver-

Draft zufolge erfasst dies Fälle, in denen es »unreasonable and unfair« wäre, von 
 

Die relevante Verbindung würde etwa fehlen, wenn eine territoriale Verbindung 
zwischen verletztem Individuum und Verletzerstaat nicht gegeben sei.  Das Feh-

auf dem Heimatstaat des verletzten Individuums auswirkt, zu bejahen.136

Staats, wie früher angenommen wurde137

im Fall einer Verletzung der Rechte der Seeleute durch den Flaggenstaat wohl 
ausnahmsweise die lokalen Rechtsbehelfe nicht auszuschöpfen wären. Fraglich 
ist, ob die kurze Dauer des Aufenthalts im Hafen eines Hafenstaats eine ausrei-
chende territoriale Verbindung zum Hafenstaat ist oder ob in diesem Fall eine 
territoriale Verbindung abzulehnen wäre.

Draft dennoch bejaht werden können, wenn die territoriale Verbindung unfreiwil-
liger Natur ist.138 Dies würde etwa den Fall des Abschusses einer versehentlich 

139 Bejaht man in der Konstellation der Verlet-
zung der Seeleute durch den Flaggen- oder Hafenstaat die territoriale Verbindung, 

133

136

137

138

139
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-
torium derselben begeben hätten.

local re-
medies rule bei fehlender »relevanter Verbindung« zwischen Verletzerstaat und 
verletztem Individuum letztlich nicht völkergewohnheitsrechtlich anerkannt ist.

»local remedies rule« ist bei der Ausübung 
diplomatischen Schutzes für die Besatzung von Seehandelsschiffen nicht ein-
schlägig.

Der diplomatische Schutz ist kein geeignetes Instrument, um die Durchset-

Besatzung von Seehandelsschiffen zu sichern.

-

im Bereich der Hafenstaatskontrollen.  Diese können dem Soft Law zugeordnet 
werden.  Sie binden regionale Schifffahrtsadministrationen verschiedener Staa-

-
leistungen der MLC kontrolliert und abgesichert.

-
 Der Listenplatz eines Flaggenstaats hat Aus-

wirkungen auf die Gründlichkeit zukünftiger Kontrollen des Schiffs und kann 
dazu führen, dass das Schiff zeitweise gänzlich von der Nutzung regionaler Häfen 
ausgeschlossen wird.

-

International Regime, 2011, S. 29.
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D. Die MLC als Musterbeispiel der Entterritorialisierungsentwicklungen 
des Völkerrechts zugunsten des Individualschutzes

zwischen dem Staatenbezug des Völkerrechts und dem Subjektbezug sozialen 
Schutzes aufzulösen. Die sozialen Mindeststandards müssen von den Reedern 
zugunsten der Seeleute eingehalten werden – Subjekt der Sozialstandards sind 

-
-

der Hoheitsgewalt zum Schutz des Individuums auf eigenen Schiffen zu akzep-
tieren. Zu Recht tritt dabei das traditionell ausgesprägte Souveränitätsverständnis 

Schutz der Seeleute zurück.
-

mechanismen der MLC ein innovatives Instrument für die Sicherung sozialer 
Mindeststandards für Seeleute geschaffen wurde, das den Fokus auf die Verant-
wortlichkeiten der Steuerungsakteure legt und den Schutz nicht auf die eigenen 
Staatsangehörigen im eigenen Staatsgebiet beschränkt. Diese Vorreiterrolle der 
MLC begründet zugleich die Notwendigkeit, die klassischen völkerrechtlichen 

Völkerrecht keine ausreichend erprobten Durchsetzungsmechanismen für die 
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A. Einleitung
Alte Diskussionen über Grundlagen, Umfang und Reichweite der hochsensib-

len Materie des Datenschutzes im nicht minder sensiblen, jedenfalls auch volks-
wirtschaftlich bedeutsamen Gesundheitswesen1 sind mit dem Geltungsbeginn der 

 ( )2 am 25. Mai 2018 um einen ganz we-

1 Kühling, Datenschutz im Gesundheitswesen, MedR 2019, 611 spricht von einer »stetig wachsenden Ge-

im Jahr 2018) und Beschäftigungsstruktur (jeder sechste Arbeitnehmer sei im Gesundheitssektor tätig). Zu 
wirtschaftlichen Aspekten des Gesundheitswesens s. u. a. Breyer/Zweifel/Kifmann, Gesundheitsökonomik6 
(2013) 179 ff.

2 /

/ / , ABl. L 2016/119, 1. Zur Entstehungsge-
schichte der DS-GVO s. u. a. Büttner/Geminn et al., Die Arena der Datenschutz-Grundverordnung (2018); 
einen summarischen Überblick geben Egberts/Monschke, Einführung in das neue Datenschutzrecht unter 
der EU Datenschutz-Grundverordnung, JURA 2018, 1100. Zur Bedeutung der Schaffung dieses konkre-
ten Rechtsaktes als Grundverordnung, dem Verhältnis zu anderen, thematisch verwandten Rechtsakten des 
Unionsrechts und ganz allgemein zu den Arten von Rechtsetzungsakten der Europäischen Union und der 
Bedeutung von Rahmenrechtsakten s. Haltern, Europarecht3 -
gründe 7, 17, 161 sowie 173 der DS-GVO. Hinsichtlich der Beurteilung der Auswirkungen der DS-GVO 
auf den Datenschutz insgesamt soll dem Europäischen Parlament gem. Art. 97 DS-GVO bis zum 25. Mai 
2020 von der Europäischen Kommission ein Bericht vorgelegt werden. Im Zeitpunkt der Fertigstellung 
des Manuskripts des vorliegenden Beitrags war dieser Bericht allerdings zumindest noch nicht öffentlich 
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sentlichen Faktor bereichert worden: Die bereits bestehende Rechtslage wird ei-
nerseits überbaut und zugleich auch teilweise verdrängt von einer neuen Rechts-
quelle, die unmittelbar (ohne, dass es eines nationalen Umsetzungsaktes bedürfte) 
in den EU-Mitgliedstaaten gilt, und zudem auch die Beseitigung entgegenstehen-
den nationalen Rechtes in den von der Verordnung betroffenen Bereichen ver-
langt.3 Andererseits ist damit das nationalstaatliche Datenschutzrecht bei Weitem 
nicht obsolet geworden: Es gelangt weiterhin zu Anwendung (i) in den von der 
DS-GVO überhaupt nicht erfassten Bereichen, (ii) im Falle einer Aktivierung von 
in der DS-GVO enthaltenen Öffnungsklauseln durch den nationalstaatlichen Ge-
setzgeber sowie (iii) bei Bestehen eines entsprechenden Regelungsauftrages in 
der DS-GVO selbst. In Folge dessen sind auch weiterhin Unterschiede zwischen 
den mitgliedstaatlichen Rechtsordnungen gegeben.4

Vor diesem Hintergrund werden nachstehend drei Rechtsordnungen mit durch-
aus ähnlicher Zielsetzung, allerdings zum Teil stark divergierenden Rahmenbe-
dingungen in den Blick genommen: Deutschland als Gründungsmitglied der heu-
tigen Europäischen Union (seinerzeit EWG), Kroatien als jüngster Mitgliedstaat 
sowie Serbien als Kandidatenstaat5 für einen Beitritt zu eben dieser Union. Dabei 
soll der vorliegende Beitrag rechtsvergleichend einen Überblick über zwei Rege-
lungskomplexe in den vorstehend genannten Rechtsordnungen geben: Zunächst 
– gehalten in Form knapper Länderberichte – einen Makro-Überblick betreffend 
die Grundstruktur des Datenschutzrechtes und der Aufsichtsbehörden (Rege-
lungskomplex ) (B.), in dem auf die Frage der Organi-
sation der Aufsicht eingegangen wird. Im Weiteren folgt zu Übersichtszwecken 
ein kurzer Abriss der Rahmeninformationen betreffend das Gesundheitswesen in 
Kroatien und Serbien, aus Gründen der Übersichtlichkeit ebenfalls länderweise 
strukturiert (C.). Hieran schließen sodann auf der Mikro-Ebene ausgewählte, für 
einen tatsächlich funktionierenden Datenschutz relevante Rechtsinstitute an: das 
Sozialgeheimnis als Vorgabe des Gesetzgebers an die Sozialdaten Verarbeiten-
den, sowie die Reaktionsmöglichkeiten der Betroffenen in Bezug auf Auskunft, 
Widerspruch, Berichtigung und Löschung ihrer personenbezogenen Daten sowie 
die zwangsweise Durchsetzung dieser Rechte (Regelungskomplex 

) (D.). Hier werden die von diesem Beitrag erfassten Rechtsordnungen 
funktional anhand des jeweils in Rede stehenden Sachproblems verglichen. Im 
Anschluss daran wird aus dem weiten Bereich der Betroffenenrechte der Scha-
denersatzanspruch wegen Datenschutzverstößen in den Blick genommen (E.). 
Im Fokus steht dabei die Frage der Gewährung immateriellen Schadenersatzes in 

3 Zum Verhältnis zwischen Unionsrecht und nationalem Recht allgemein und dem Vorrang des Unions-
rechts im Falle von Normenkollisionen s. an Stelle vieler Streinz, Europarecht11 (2019) Rz. 207 ff.; Haltern, 
Europarecht3 Band II (2017) Rz. 580, 676 f. Zur Drittwirkung des Unionsrechts s. Streinz, Europarecht11 
Rz. 478. Im konkreten Hinblick auf den Sozialdatenschutz s. z. B. Bieresborn, Sozialdatenschutz nach In-
krafttreten der EU-Datenschutzgrundverordnung – Anpassungen des nationalen Sozialdatenschutzes an das 
europäische Recht, NZS 2017, 887.

4 Buchner, Rechtliche Grundlagen, in Buchner (Hrsg.), Datenschutz im Gesundheitswesen2 (2019) 22. Sehr 
zutreffend spricht Kühling, MedR 2019, 611 (613) von einem »nationalen Flickenteppich« an Stelle einer 
unionsweit harmonisierenden Regelung. S. Bieresborn NZS 2017, 887 (891 f.) zur Frage des Anwendungs-
bereichs der DS-GVO.

5 Vgl. https://ec.europa.eu/neighbourhood-enlargement/countries/detailed-country-information/serbia_en, zu- 
letzt besucht am 15.04.2020.
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konkreten Gerichtsentscheidungen. Der Beitrag endet mit einer Beurteilung, ob 
durch die geschilderten Strukturen und Rechtsinstitute tatsächlich ein wirksamer 
Schutz der personenbezogenen Daten im Gesundheitswesen gegeben ist (F.).

B. Datenschutzrecht und Aufsichtsbehörden

ein Nebeneinander bundes- und landesrechtlicher Vorschriften, ist mit dem In-
6

Aus einem europarechtlichen Blickwinkel gesehen ist nunmehr mit der DS-
GVO zu beginnen7, welche gem. Art. 288 UAbs. 2 AEUV8 allgemeine Geltung 
beansprucht und unmittelbar, dh ohne das Erfordernis eines nationalen Umset-
zungsaktes9, in jedem Mitgliedstaat der Europäischen Union Geltung hat.10 Auf-

-
schen Rechts mit dem Europarecht, wie auch der gebietsweisen grundsätzlichen 
Orientierung des serbischen Rechtes am Europarecht, sind an dieser Stelle einige 

-
nitionen vorzunehmen: (i)  sind jene Daten, die sich auf 
eine bestimmte oder zumindest bestimmbare natürliche Person als Betroffenen 
beziehen (Art. 4 Nr. 1 DS-GVO); (ii) die  personenbezogener Daten 
erfasst deren wie auch immer geartete Behandlung und Nutzung, chronologisch 
gesehen beginnend mit der Erhebung und Speicherung über das Auslesen und 
Verwenden bis hin zur Löschung (Art. 4 Nr. 2 DS-GVO)11; (iii) unter den Begriff 

6 Bieresborn, NZS 2017, 887 (888) verwendet diesbezüglich den bereits allgemein das Verhältnis zwischen 
Europarecht und nationalem Recht bezeichnenden Begriff »Mehrebenensystem«; ebenso Krahmer/Pals-
herm, Der neue Sozialdatenschutz nach dem Inkrafttreten der EU-Datenschutz-Grundverordnung – mit 
besonderem Blick auf seine Bedeutung für die Sozialarbeit/-pädagogik, ZFSH/SGB 2019, 600 (601) und 
Waltermann, Sozialrecht13 (2018) Rz. 667. Kühling, MedR 2019, 611 weist darauf hin, dass die mit der 
DS-GVO ursprünglich angedachte Reform des Datenschutzrechtes nicht ansatzweise vollständig vorge-
nommen, sondern vielmehr durch zahlreiche, in der DS-GVO selbst enthaltene Öffnungsklauseln verwäs-
sert worden ist.

7 Ebenso Kühling, MedR 2019, 611 (618) m. w. N. sowie Buchner in Buchner, Datenschutz2 49, allerdings 
ohne Unterstreichung der europarechtlichen Perspektive.

8 , ABl. C 2012/326, 47.
9 Die »Umsetzung« einer Verordnung des Unionsrechts i. S. einer reinen Textwiedergabe durch den natio-

nalen Gesetzgeber ist sogar unzulässig, s. Streinz, Europarecht11 Rz. 480; ebenso Haltern, Europarecht3 
Band I Rz. 865 ff. unter Hinweis auf insb. kompetenzrechtliche Aspekte. Kritisch zu den Auswirkungen 
dieses Verbots auf das Funktionieren des datenschutzrechtlichen »Mehrebenensystems« Bieresborn, NZS 

10 Der Vollständigkeit halber sei hier am Rande auch die Datenverarbeitung durch Unionsorgane erwähnt, in 
deren Rahmen die DS-GVO durch die /

/ / / , ABl. L 2018/295, 

11 Ebenso Krahmer/Palsherm, ZFSH/SGB 2019, 600 (603) sowie Bieresborn, NZS 2017, 887 (889) mit dem 
Hinweis auf das Fortbestehen der im deutschen Sozialdatenschutz anzutreffenden Unterscheidung zwi-
schen dem Speichern, Verändern, Übermitteln, Sperren und Löschen von Sozialdaten einerseits sowie der 
Datenerhebung und Nutzung andererseits, hinsichtlich derer auch im Zeitalter der Geltung der DS-GVO 
unterschiedliche Rechtsquellen zu beachten sind.
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des  fallen all jene natürlichen und juristischen Personen sowie 
Behörden und sonstigen Einrichtungen, die über Zweck und Mittel der Verarbei-
tung personenbezogener Daten entscheiden (Art. 4 Nr. 7 DS-GVO)12; (iv) um 
eine  handelt es sich im Falle einer freiwillig und informiert erteilten 
Zustimmung des Betroffenen in die Verarbeitung seiner personenbezogenen Da-
ten (Art. 4 Nr. 11 DS-GVO); (v) Gesundheitsdaten sind alle Angaben über den 
gesundheitlichen Zustand eines Menschen (Art. 4 Nr. 15 DS-GVO)13. Tragen-
des Grundprinzip des modernen Datenschutzrechtes hinsichtlich der Frage der 
Zulässigkeit der Verarbeitung personenbezogener Daten ist das in Art. 5 I lit. a), 
Art. 6 I DS-GVO statuierte Verbotsprinzip mit Erlaubnisvorbehalt14, demzufolge 
jede Datenverarbeitung nur bei Bestehen einer einschlägigen rechtlichen Verar-
beitungsgrundlage zulässig ist. Als konsequente Ergänzung dieses Prinzips tritt 

hinzu, derzufolge der Verantwortliche die rechtskonforme Verarbeitung personen-
bezogener Daten nachweisen können muss15.

Auf der Ebene des Bundesrechts tritt als allgemeines Gesetz betreffend Da-
tenschutz das neue 16 ( ) hinzu, welches nicht 
zuletzt aufgrund zahlreicher Öffnungsklauseln der DS-GVO17 nach wie vor einen 

12 Detailliert zu dem vom Verantwortlichen strikt abzugrenzenden und in diesem Beitrag nicht behandel-
ten 
der ärztlichen Praxis (2020) 217 ff.; Freund/Shagdar, Sozialdatenschutz – europäisch?, SGb 2018, 267 
(268 ff.).

13 Detailliert zu einem weiten Begriffsverständnis betreffend das »Gesundheitsdatum« Kühling, MedR 2019, 
611 (615) m. w. N.

14 Buchner/Schwichtenberg, Gesundheitsdatenschutz unter der Datenschutz-Grundverordnung, GuP 2016, 
218 (219). Weichert in Däubler/Wedde et al. (Hrsg.), EU-Datenschutz-Grundverordnung und BDSG-neu 
Art. 5 Rz. 16 (2018) spricht von einem »Verarbeitungsverbot mit Erlaubnisvorbehalt«, Bieresborn, So-
zialdatenschutz nach Inkrafttreten der EU-Datenschutzgrundverordnung – Verarbeiten von Sozialdaten, 
Reichweite von Einwilligungen, grenzüberschreitende Datenübermittlung und Auftragsverarbeitung, 
NZS 2017, 926 von einem »Verbot mit Erlaubnisvorbehalt«. So auch Egberts/Menschke, Jura 2018, 1100 
(1102) m. w. N sowie Schantz in Wolff/Brink, BeckOK Datenschutzrecht Art. 5 Rz. 5 (31. Edition Stand 
01.02.2019), der zugleich darauf hinweist, dass mit dieser Norm der DS-GVO die Umsetzung des Re-
gelungsauftrages aus Art. 8 II 1 GRCh erfolgt. Jaspers/Schwartmann/Hermann in Schwartmann/Jaspers 
et al. (Hrsg.), DS-GVO/BDSG Art. 5 Rz. 6 (2018) sprechen vom »Herzstück« der Verordnung.

15 Weichert in EU-Datenschutz-Grundverordnung und BDSG-neu Art. 5 Rz. 71 ff.; Jaspers/Schwartmann/
Hermann in DS-GVO/BDSG Art. 5 Rz. 12 (2018).

16 , BGBl. I 44/2017 i. d. F. I 41/2019. Für eine systematische Kommentierung 
s. u. a. Sydow (Hrsg.), Bundesdatenschutzgesetz (2020). Zudem erfolgten im (ersten) 

/
/ , BGBl. I 44/2017, in dessen Art. 1 das BDSG-neu enthalten war – namentlich in den Arti-

keln 2 bis 7 – wie auch im 
/ / -

sche Angleichungen von Sondergesetzen an das europäische Datenschutzrecht. S. zu Letzterem auch Will, 
Das 2. Datenschutz-Anpassungs- und Umsetzungsgesetz – alle im Einklang mit der DS-GVO?, ZD 2019, 

des Datenschutzrechts im zweiten Halbjahr 2019, NJW 2020, 660.
17 Buchner in Buchner, Datenschutz2 48 zählt in der DS-GVO ca. 70 (!) Öffnungsklauseln; Buchner/

Schwichtenberg, GuP 2016, 218 (219) bezeichnen die DS-GVO angesichts dieser Zahl als »atypisches 
Hybrid aus Verordnung und Richtlinie«. Kipker, § 48 Datenschutz, in Plagemann (Hrsg.), Münchener An-
waltshandbuch Sozialrecht5 (2018) § 48 Rz. 3 spricht sogar von mehr als 70 Öffnungsklauseln. Kühnl/
Rohrer/Schneider, Ein europäischer Gesundheitsdatenschutz, DuD 2018, 735 (737) weisen auf Bestrebun-
gen der unterschiedlichen deutschen Gesetzgeber (auf Bundes- und Länderebene) hin, über die Brücke 
dieser Öffnungsklausel gehend so weit als möglich den  der vor der DS-GVO anzutreffenden 
nationalen Rechtslage beizubehalten.
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eigenständigen Regelungsbereich aufweist.18 DS-GVO und BDSG-neu sind im 
Ausgangspunkt jedenfalls nebeneinander anwendbare Rechtsquellen;19 Verdrän-
gungen sind sachbereichsabhängig zu prüfen. Besonderes Datenschutzrecht für 
den Sachbereich des Gesundheitswesens20 als Teil des Sozialrechts beinhalten 
das 21, das 22 sowie das 23. Auf der nicht minderbedeutenden 
Ebene der Länder spiegelt sich der Regelungsansatz des Bundesrechts: Allge-
meine datenschutzrechtliche Bestimmungen sind den jeweiligen Datenschutzge-
setzen der Länder zu entnehmen, während der Gesundheitsdatenschutz teils in 
Landeskrankenhausgesetzen24 geregelt ist, teils in speziell den Gesundheitsbe-
reich betreffenden Datenschutzgesetzen.25

Korrespondierend mit dieser Gesetzeslage bestehen im Ausgangspunkt auch 
drei Aufsichtsebenen: die europäische Ebene26, die Bundesebene sowie die Län-

-
behörden folgt aus Art. 51 I DS-GVO; im europäischen Verbund sollen diese 
Behörden nach Art. 60 ff. DS-GVO, insb. im Kohärenzverfahren nach Art. 63 ff. 
DS-GVO, zusammenarbeiten.

Auf der Bundesebene angesiedelt und für die Einhaltung des Datenschutzes ins-
besondere bei Bundesbehörden zuständig ist der 

 als oberste Bundesbehörde (vgl. §§ 8 I, 
9 I BDSG-neu). Diese Behörde ist in Referate unterteilt, welche sich wiederum 
aus Gruppen zusammensetzen. Auf Länderebene tritt je Bundesland ein Landes-
beauftragter für den Datenschutz hinzu, dessen Zuständigkeit sich i. d. R. sowohl 
auf Behörden als auch Private erstreckt; die Ausnahme macht der Freistaat Bay-
ern, welcher die Überprüfung des Privatsektors (»nicht-öffentlicher Bereich«) in 
Art. I BayDSG27 dem Landesamt für Datenschutzaufsicht zugewiesen hat.28

18 Kühling, MedR 2019, 611 (618) mit dem Hinweis auf die Anwendbarkeit des BDSG-neu auf niedergelas-
sene Ärzte und öffentliche Einrichtungen des Bundes. S. hierzu auch Kampert in Sydow, Bundesdaten-
schutzgesetz § 22 Rz. 24 ff. (2020).

19 Buchner in Buchner, Datenschutz2 52.
20

und private Krankenversicherung« s. u. a. Kühling, MedR 2019, 611 (615) m. w. N.
21 , BGBl. I 5/2001 

i. d. F. I 51/2019.
22 , BGBl. I 62/1988 i. d. F. I 6/2020. Zu 

-
lichen Beitrag von Kühling/Schildbach, Die Reform der Datentransparenzvorschriften im SGB V, NZS 
2020, 41.

23 , BGBl. I 140/1975 i. d. F. I 50/2019.
24 S. hierzu Stollmann/Wollschläger in Laufs/Kern/Rehborn (Hrsg.), Handbuch des Arztrechts5 (2019) § 79 

Rz. 37.
25 Für eine Aufstellung der betreffenden Rechtsquellen s. u. a. Buchner in Buchner, Datenschutz2 52 f. Zu 

-
ten von Bund und Ländern s. Kühling, MedR 2019, 611 (619).

26 Der  (EDSB) ist in Art. 52 ff. der Verordnung (EU) 2018/1725 gere-
gelt; seine Zuständigkeit ist ausweislich Art. 52 II dieser Verordnung zwar durchaus weit gefasst, aller-
dings auf die Überwachung der Tätigkeit der Unionsorgane ausgerichtet. Nachdem diesen (noch) keine 
gesteigerte Bedeutung für die Verarbeitung von Daten im Gesundheitswesen zukommt, sind nähere Aus-
führungen zum EDSB an dieser Stelle verzichtbar.

27  (BayDSG), GVBl. 8/2018 i. d. F. 9/2018.
28 Spezielle, nicht der Aufsicht durch die genannten Bundes- und Landesaufsichtsbehörden unterliegende 

Sektoren wie Glaubensgemeinschaften und Rundfunk werden aufgrund der thematischen Fokussierung 
dieses Beitrags auf den Datenschutz im Gesundheitswesen nicht erörtert.
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Wiederum mit der europarechtlichen Perspektive beginnend ist auch in Bezug 
auf das kroatische Recht zunächst die DS-GVO als erste Rechtsquelle für den Da-
tenschutz zu nennen. Wie bereits für das deutsche Recht festgehalten29 ergibt sich 
die unmittelbare Geltung der DS-GVO auch in Kroatien als EU-Mitgliedstaat aus 
Art. 288 UAbs. 2 AEUV.30 Auf der Ebene des nationalstaatlichen Rechtes wird 

 ( )31. Das alte
32 aus dem Jahr 2003 sowie zwei Verordnungen betreffend einerseits Daten-

sammlungen und andererseits besondere Kategorien von Daten traten am 25. Mai 
2018 außer Kraft (Art. 56 hrDurchfG). Wie bereits zur Rechtslage in Deutschland 
festgehalten, folgt hinsichtlich der Frage der Zulässigkeit der Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten auch im kroatischen Recht das Verbotsprinzip mit Erlaubnis-
vorbehalt aus Art. 5 I lit. a), Art. 6 I DS-GVO.

Der kroatischen Agentur für den Schutz personenbezogener Daten ( ) 
kommt gemäß den Bestimmungen des hrDurchfG die Rolle der unabhängigen 
Aufsichtsbehörde i. S. v. Art. 51 DS-GVO zu. Diese ist gemäß Art. 17 II ihrer Sat-
zung33 gegliedert in Abteilungen und Abschnitte, die wiederum in insgesamt drei 
Dienste zusammengefasst sind34. An der Spitze der Agentur stehen ein Direktor 
und dessen Stellvertreter, die beide auf Vorschlag der kroatischen Regierung vom 
kroatischen Parlament ernannt werden (Art. 11 der Satzung). Beratend steht dem 
Direktor ein Fachkollegium zur Seite, dessen Mitglieder neben dem Direktor und 

29 S. hierzu bereits S. 216.
30 Hinsichtlich des Ranges von EUV, AEUV und GRCh als Teilen des unionalen Primärrechts (vgl. Streinz, 

Europarecht11 Rz. 3, 91) in der kroatischen Normenpyramide sei am Rande festgehalten, dass die genann-
ten Rechtsakte aufgrund ihrer Rechtsnatur als Völkervertragsrecht gem. Art. 134 der kroatischen Ver-
fassung ( , Amtsblatt der Republik Kroatien » « 56/1990 i. d. F. 
5/2014) im Rang über nationalem Gesetzesrecht stehen.

31 , Narodne novine 44/2018. Das gegenständliche Gesetz 

die zuständigen Behörden und die Kompetenzen der Agentur für den Schutz personenbezogener Daten, 

-
zogener Daten in besonderen Fällen (z. B. genetischer und biometrischer Daten sowie der Videoüberwa-

Agentur zur Verfügung stehenden Verwaltungsgeldstrafen geregelt, Titel VII (Art. 50) beinhaltet die Be-
-

uredbe 2016/679 (GDPR) na zaštitu osobnih podataka u Republici Hrvatskoj, Zbornik Pravnog fakulteta 

Healts Sciences 2020, 159.
32 , Narodne novine 103/2003 i. d. F. 106/2012. Rechtsvergleichend zur 

Rechtslage vor dem kroatischen EU-Beitritt sowie vor Inkrafttreten der DS-GVO s. /
, Zaštita osobnih podataka pacijenata u europskom i hrvatskom pravu, Zbornik Pravnog fakulteta 

33 , Narodne novine 77/2004. S. hierzu auch , Osnove regula-

34 Dies sind die Dienste für (i) den Schutz personenbezogener Daten, (ii) Aufsicht und das Zentralregister 
sowie (iii) internationale Zusammenarbeit, die EU und rechtliche Angelegenheiten, vgl. https://azop.hr/
djelatnost-agencije, zuletzt besucht am 17.04.2020.
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dessen Stellvertreter die Abteilungsleiter der Agentur sind. Der Sitz der Agentur 

Die Agentur ist  sowohl für die Aufsichtsführung im öffentli-
chen als auch im privaten Bereich zuständig.

 grundlegend anders gestaltet sich die Rechtslage in Serbien: 
 gilt hier ausschließlich nationales (serbisches) Recht; eine unmittelbare 

Anwendung von europäischem Recht scheidet in Ermangelung einer Mitglied-
schaft Serbiens in der EU aus. Allerdings sieht Art. 72 des Stabilisierungs- und 
Assoziierungsabkommens zwischen der EU und Serbien35  eine 
schrittweise Angleichung der inländischen (serbischen) Vorschriften an den ge-
meinschaftlichen Besitzstand der Union vor. In diesem Licht ist das im November 

36 (srDSG) zu sehen, dessen Auf-
bau und Inhalt starke Parallelen zur DSGVO aufweisen37. Das vormalige Gesetz 
über den Schutz personenbezogener Daten von 200838 hat mit Beginn der Anwen-
dung des neuen srDSG im August 2019 seine Gültigkeit verloren (Art. 101, 102 
srDSG). Hinsichtlich der Verarbeitung personenbezogener Daten folgt aus Art. 5 
Nr. 1, Art. 12 Nr. 1 srDSG das Verbotsprinzip mit Erlaubnisvorbehalt.

In Titel VI (Art. 73 ff.) sieht das srDSG einen Datenschutzbeauftragten (»Be-
auftragter«) als zuständige Aufsichtsbehörde vor, dem ein Stellvertreter zur Seite 
steht (Art. 73 II srDSG). Der Beauftragte ist kraft ausdrücklicher gesetzlicher Be-
stimmung von Weisungen aller Art unabhängig (Art. 74 I srDSG). Die Aufsichts-
behörde ist gegliedert in insgesamt sieben Sektoren, welche die einzelnen Berei-
che des Datenschutzes abdecken.39

-
wohl auf den öffentlichen als auch auf den privaten Sektor.

35 Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommen zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mit-
gliedstaaten einerseits und der Republik Serbien andererseits, ABl. L 2013/278, 16.

36 
37

-

-
-

-

38 
39 Dies sind die Sektoren für (i) Harmonisierung, (ii) Zusammenarbeit und Berichtswesen, (iii) Widersprü-

che und Vollstreckung – Zugang zu Informationen, (iv) Widersprüche und Beschwerden – Datenschutz, 
(v) Informationstechnologien, (vi) Aufsicht sowie (vii) Gemeinsame Angelegenheiten – vgl. www.

, zuletzt besucht am 17.04.2020.
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C. Rahmeninformationen zum Gesundheitswesen  
in Kroatien und Serbien

Als Vorbemerkung ist voranzustellen, dass zum Zwecke einer besseren Ori-
entierung in den in Kapitel D folgenden Abhandlungen (betreffend ausgewählte 
Fragen des Datenschutzes im Gesundheitswesen) hier ein kurzes, lediglich über-
blicksartig angelegtes Kapitel zu den rechtlichen Eckpfeilern des Gesundheitswe-
sens in Kroatien und Serbien folgt.

Das rechtliche Fundament des Gesundheitswesens stellen das 
40 und das  

(hrKVG)41 dar, wobei letzteres noch vom Gesetz über Beiträge42

43 
für alle in Kroatien wohnhaften Personen, soweit keine gesetzlich geregelten Aus-

Krankenversicherung ist gem. Art. 3, 97 ff. hrKVG die Kroatische Krankenver-
sicherungsanstalt44, die als Anstalt des öffentlichen Rechtes der fachlichen Auf-

des Staatlichen Revisionsamtes unterliegt. Die operative Leitung dieser Anstalt 
erfolgt durch einen Direktor, während die strategische Ausrichtung einem neun-

Verwaltungsrates werden von der kroatischen Regierung für einen Zeitraum von 
vier Jahren ernannt, wobei der Ernennung des Direktors eine öffentliche Stellen-
ausschreibung voranzugehen hat (Art. 102 ff. hrKVG).

Sache nach zwei freiwillige Versicherungsformen, die sich in der Praxis großer 

40 , Narodne novine 100/18 i. d. F. 125/19.  behandelt das Ge-

Organisationsformen für Anbieter von medizinischen Leistungen einschließlich der fachlichen Aufsicht 
über diese. Umfassend zu sozialen Grundrechten in Kroatien s. Bodiroga/Špadina/Smokvina, Der Schutz 
der sozialen Grundrechte in der Rechtsordnung Kroatiens, in Iliopoulos-Strangas (Hrsg.), Soziale Grund-
rechte in den »neuen« Mitgliedstaaten der Europäischen Union (2019) 139.

41 , Narodne novine 80/2013 i. d. F. 98/2019. Regelungsgegen-

-
-

nom zdravstvenom osiguranju, Revija za socijalnu politiku 2014, 69. Kritisch hinsichtlich der praktischen 
Wirksamkeit der mannigfaltigen Vorschriften des kroatischen Sozialsystems insgesamt und der aus diesen 
folgenden Rechte des Einzelnen Bodiroga/Špadina/Smokvina in Iliopoulos-Strangas, Soziale Grundrechte 
in den »neuen« Mitgliedstaaten der Europäischen Union, 139 (151 f.).

42 -

Nebengesetze sind hier als nicht für das Thema der Abhandlung ausschlaggebend weggelassen worden; 
eine umfassende Aufstellung der zahlreichen Rechtsquellen ist z. B. unter www.hzzo.hr/zdravstveni-
sustav-rh/poveznice-na-nacionalno-i-eu-zakonodavstvo/

43 Zu wirtschaftlichen Aspekten der Krankenversicherung allgemein sowie insb. dem Versicherungsverhal-
ten der Nutzer von Gesundheitsdienstleistung ungeachtet der Frage des Bestehens einer konkreten Versi-

6, 247 ff.
44 Organisation, Aufbau, rechtliche Stellung und Finanzierung dieser Anstalt sind in deren  (Narodne 

novine 18/09 i. d. F. 18/13) geregelt.
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Beliebtheit erfreuen: Es handelt sich um die sog. ergänzende Krankenversiche-
rung sowie die sog. zusätzliche Krankenversicherung, die beide als Erweiterung 

Krankenversicherung45). Die ergänzende Krankenversicherung deckt die Zuzah-
lung zu Behandlungs- und Arzneikosten (sog. »Kostenpartizipation«), während 
die zusätzliche Krankenversicherung den gesetzlich vorgesehenen Leistungskata-
log erweitert. Die ergänzende Krankenversicherung wird sowohl von der Kroati-
schen Krankenversicherungsanstalt als auch einer Reihe privater Versicherungen 
angeboten, während die zusätzliche Krankenversicherung lediglich zu Marktbe-
dingungen mit privatwirtschaftlich tätigen Versicherungsgesellschaften abge-
schlossen werden kann.

Nominell ist alternativ zur gesetzlichen Krankenversicherung zwar eine sog. 
private Krankenversicherung vorgesehen (Art. 26 ff. des Gesetzes über freiwil-
lige Krankenversicherung). Diese ist allerdings zum einen nicht als Alternative 
zur gesetzlichen Krankenversicherung konzipiert46 und zum anderen wohl auf 
dem Versicherungsmarkt auch nicht real verfügbar47.

Nicht unähnlich gestaltet sich das serbische Gesundheitssystem: Die gesetz-
lichen Grundlagen stellen das 48 und das 

 (srKVG)49 dar, zu denen noch das 

50 als  für die dort benannten, besonderen Personen-
gruppen hinzutritt. Flankiert werden diese Gesetze durch zahlreiche untergesetz-
liche (Durchführungs-)Akte betreffend Einzelfragen wie z. B. die Behandlung im 
Ausland oder die Preise für die Inanspruchnahme von Reha-Leistungen.51

Das Krankenversicherungswesen kennt gem. Art. 1 II srKVG sowohl eine 

Die sehr ausführlich erfolgte und insgesamt 28 Ziffern fassende Aufzählung der 

(welche auch Berufsgruppen wie Selbstständige und Künstler umfasst) führt im 

45 Zakon o dobrovoljnom zdravstvenom osiguranju, Narodne novine 85/06 i. d. F. 71/10.
46
47 Im Rahmen der Recherche für die Erstellung dieses Beitrags konnte keine einzige Versicherungsgesell-

schaft bzw. -anstalt aufgefunden werden, die eine solche Versicherung offerieren würde.
48 -

fend Organisation und Aufbau des Gesundheitswesens, die Patientenversorgung sowie die Beaufsichti-
gung der Einhaltung dieses Gesetzes. Ausführliche Darstellungen, wenngleich noch zur alten Rechtslage, 

-
-

49 
-

-

50 
51 S. hierzu auch www.zso.gov.rs/domaci-propisi-zdravstveno.htm, zuletzt besucht am 18.04.2020.
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von Handelsgesellschaften. Die freiwillige Versicherung, im Detail geregelt in 

Erscheinungsformen als ergänzende Versicherung (für verbesserten Leistungs-
standard) sowie als zusätzliche Versicherung (zur Abdeckung von Zuzahlungen), 
und zum anderen die private Krankenversicherung als vollwertige Alternative zur 

-
lichen Deckungssummen werden auch auf dem Versicherungsmarkt angeboten. 
Alleiniger Träger der gesetzlichen Krankenversicherung ist auch hier eine staat-
liche Einrichtung: Der Republik-Fonds für Krankenversicherung (Art. 7 I srKVG 
– ), während hinsichtlich der freiwilligen Versicherung zu differenzieren 
ist: Gem. Art. 7 II, 174 II, III srKVG dürfen die ergänzende und die zusätzliche 
Versicherung sowohl vom Fonds als auch von Versicherungsunternehmen, die 
private Versicherung hingegen nur von Versicherungsunternehmen angeboten 
werden. Der Fonds wird operativ geleitet von einem Direktor, der von einem 

ernennt die serbische Regierung; seine Zuständigkeit umfasst die strategische 
Ausrichtung des Fonds einschließlich der Aufstellung seines Haushalts. Die Kon-
trolle der Geschäftstätigkeit des Fonds obliegt einem ebenfalls von der Regierung 
eingesetzten, sieben Personen zählenden Aufsichtsrat.

D. Ausgewählte Regelungsbereiche des  
Datenschutzes im Gesundheitswesen

In diesem Kapitel wird vertieft auf einige ausgewählte Fragen des Daten-
schutzes im Gesundheitswesen eingegangen, die von gesteigerter Relevanz für 
die Betroffenen sind: Das Sozialgeheimnis als Ankerpunkt, das Auskunfts- und 
das Widerspruchsrecht der Betroffenen, deren Ansprüche auf Berichtigung und 
Löschung personenbezogener Daten sowie die Rechtsdurchsetzung. In den Blick 
genommen wird dabei stets nur das Verhältnis zwischen dem Betroffenen (insb. 
dem Patienten) einerseits sowie dem Verantwortlichen (idR dem Leistungsträger 
oder Leistungserbringer)52 andererseits; nicht erfasst sind hingegen weitere mög-
liche Rechtsbeziehungen und -stellungen von z. B. Auftragsverarbeitern und mit-
telbar betroffenen Personen.

52 In Bezug auf das deutsche Sozialrecht spricht Kühling, MedR 2019, 611 (617) von einer »Akteurstrias 
Versicherter – Leistungserbringer – Leistungsträger«.
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Ausgehend vom deutschen Begriffsverständnis handelt es sich beim Sozial-
geheimnis um eine der drei Stützen des Datenschutzes im Gesundheitswesen, 
welche neben dem informationellen Selbstbestimmungsrecht53 und der ärztlichen 

54 steht; die Bausteine dieser Stütze sind über eine Vielzahl beson-
derer Rechtsquellen verteilt.55 Mit § 35 I 1 SGB I56 i. V. m. § 67 II SGB X kann 

Verarbeitung und Nutzung von Sozialdaten einer Rechtsgrundlage bedarf; als So-
zialdaten gelten dabei personenbezogene Daten i. S. d. DS-GVO, die von einer in 
§ 35 SGB I genannten Stelle zuständigkeitsgemäß verarbeitet werden (s. § 67 II 1 
SGB X57).58 Zuständige Stellen i. S. der genannten Norm sind wiederum die in 

-
59 Über § 78 I 1 SGB X werden zudem 

all jene Personen und Einrichtungen dem Sozialgeheimnis unterworfen, welche 
Sozialdaten von den soeben genannten Leistungsträgern erhalten (sog. verlänger-
ter Sozialdatenschutz60). Somit gilt auch im Bereich des Sozialgeheimnisses das 
Verbotsprinzip mit Erlaubnisvorbehalt.61

Vor diesem Hintergrund verdienen die Erlaubnistatbestände für die Verarbei-
tung von Sozialdaten nähere Betrachtung. Zu unterscheiden ist im Ausgangspunkt 

53 S. hierzu bereits BVerfG 15.12.1983, 1 BVR 209/83 u. a., NJW 1981, 419, welches trotz oder gerade we-
gen der weiteren Entwicklung der nationalen Rechtslage wie auch der Rechtsetzung auf der Ebene der Eu-
ropäischen Union als Ausgangspunkt des modernen Datenschutzrechtes angesehen werden kann. Für eine 
Bewertung der Karlsruher Entscheidung von 1983 mit einigem zeitlichen Abstand s. Roßnagel, 20 Jahre 
Volkszählungsurteil, MMR 2003, 693 sowie Kühling, Verfassungsrechtliche Überprüfung des Volkszäh-
lungsgesetzes 1983, NJW 2017, 3069. Den Ankerpunkt der Regelungen stellt damals (s. § 4 I BDSG-alt) 
wie heute (s. Art. 5 I lit. a), Art. 6 I DS-GVO) das seit jeher den Gegenstand von Diskussionen bildende 
Verbotsprinzip mit Erlaubnisorbehalt dar, demzufolge eine Datenverarbeitung (verstanden i. w. S.) dann 
und nur dann zulässig ist, wenn ein entsprechender Erlaubnistatbestand (sei dies in Form einer gesetzli-
chen Regelung, sei dies in Form einer Einwilligung des Betroffenen) gegeben ist.

54 S. hierzu an Stelle vieler Holzner, Datenschutz, 1 ff.; Ulsenheimer in Laufs/Kern/Rehborn (Hrsg.), Hand-
buch des Arztrechts5 (2019) § 139 m. w. N.

55 Buchner in Buchner, Datenschutz2 22; Schifferdecker in Körner/Leitherer et al. (Hrsg.), Kasseler Kom-
mentar Sozialversicherungsrecht SGB I § 35 Rz. 28 ff. (107. Erg.Lfg. 2019).

56 Krahmer/Palsherm, ZFSH/SGB 2019, 600 (602) sprechen von der »Grundlagenvorschrift des Sozialdaten-
schutzrechts«; Bieresborn, NZS 2017, 887 (890) bezeichnet § 35 SGB I als »Generalnorm des Sozialge-
heimnisses«.

57 Kipker in Plagemann, Münchner Anwaltshandbuch Sozialrecht5 § 48 Rz. 2. Ausführlicher zum Begriff 
der Sozialdaten Rombach in Hauck/Noftz (Hrsg.), Sozialgesetzbuch. SGB X § 67 Rz. 162 ff. (Lfg. 3/18); 
Kühling, MedR 2019, 611 (615); Pickel/Marschner, SGB X. Kommentar zum Sozialgesetzbuch Zehntes 
Buch § 67 Rz. 8 ff. (212. Aktualisierung, Oktober 2018); Schifferdecker in Kasseler Kommentar Sozial-
versicherungsrecht SGB I § 35 Rz. 32.

58 Bereits diese legislative Grundkonstruktion, bestehend aus einer Grundnorm sowie z. T. weitreichenden 
-

tur nur allzu treffend als anspruchsvolle Gestaltung angesehen, vgl. Steinbach in Hauck/Noftz (Hrsg.), 
Sozialgesetzbuch. SGB I § 35 Rz. 2 (24. Lfg. XII/05). Zum Sozialdatenschutz s. aktuell auch Krahmer, 
Sozialdatenschutzrecht4 (2020).

59 Hierbei handelt es sich um eine abschließende Aufzählung, vgl. Steinbach in Hauck/Noftz (Hrsg.), SGB I 
§ 35 Rz. 24 (24. Lfg. XII/05). Zur Bindung der Kassenärzte an den Sozialdatenschutz über den Umweg 
des § 78 SGB X sowie zur Frage des Bestehens einer Schutzlücke betreffend private Leistungserbringer 
s. Lilge in Lilge/Gutzler (Hrsg.), SGB I. Sozialgesetzbuch Allgemeiner Teil5 § 35 Rz. 78, 97 ff. (2019).

60 Freund/Shagdar, SGb 2018, 267.
61 Michels in Becker/Kingreen (Hrsg.), SGB V, Gesetzliche Krankenversicherung6 vor § 284 Rz. 2 (2018); 

Buchner in Buchner, Datenschutz2 33; Waltermann, Sozialrecht13, Rz. 668.
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zwischen gesetzlichen Regelungen (sog. gesetzliche Erlaubnistatbestände) einer-
seits sowie der Einwilligung der betroffenen Personen andererseits.62

Als Regelfall gesetzlicher Erlaubnistatbestände sind einschlägige Vorschriften 
im SGB X (s. bspw. §§ 67a ff.,  für alle Belange des Sozialdaten-
schutzes)63 sowie im SGB V (§§ 284 bis 303,  und somit vorrangig 
anwendbares Recht für den Sozialdatenschutz im Bereich der Gesetzlichen Kran-
kenversicherung)64 anzutreffen. Als weitere Rechtsquelle tritt noch die DS-GVO 
hinzu, welche den bisher abschließenden Charakter der sozialrechtlichen Daten-
schutzregelungen65 in ihrem Anwendungsbereich sowohl aufgrund von Art. 288 
UAbs. 1, 2 AEUV als auch aufgrund von § 35 II 1 SGB I schlicht bei Seite 
schiebt und den Bestimmungen von SGB X und SGB V im Kollisionsfall vor-
geht66 – es sei denn, und diese essenziell bedeutsame Rückausnahme ist wiederum 
der DS-GVO geschuldet – der deutsche Gesetzgeber macht von den u. a. für das 
Sozial- und Gesundheitswesen vorgesehenen, weitreichenden, ihrer Rechtsnatur 
nach fakultativen Öffnungsklauseln des Art. 9 DS-GVO67 Gebrauch und erlässt 
abweichende Regelungen. Das in Art. 9 I DS-GVO normierte, generelle Verbot 
der Verarbeitung von Gesundheitsdaten wird durch Abs. 2 lit. h) i. V. m. Abs. 3 
dieser Bestimmung ausdrücklich für die Datenverarbeitung durch Angehörige 
des Gesundheitswesens (Berufsgeheimnisträger bzw. einer sonstigen Geheimhal-

Gesundheit68 aufgehoben und steht somit den soeben dargestellten Regelungen 

62 Kühling, MedR 2019, 611 (613) mit Hinweis darauf, dass die bereits vor Geltungsbeginn der DS-GVO 
offenen Fragen wie bspw. betreffend die Reichweite von Einwilligungen im Gesundheitsdatenschutz nicht 
durch die neue Rechtslage beantwortet (bereinigt) worden sind.

63 S. hierzu Cormann in Körner/Leitherer et al. (Hrsg.), Kasseler Kommentar Sozialversicherungsrecht 

64 S. hierzu an Stelle vieler Leopold in Körner/Leitherer et al. (Hrsg.), Kasseler Kommentar Sozialversiche-
rungsrecht SGB V § 284 Rz. 2 f. (107 Erg.Lfg. 2019). Für eine Darstellung der Datenarten im System des 
SGV V Kühling, MedR 2019, 611 (616 f.). Zur Systematisierung des Sozialrechts in Vorsorge, Entschädi-
gung sowie Hilfe und Förderung s. Waltermann, Sozialrecht13, Rz. 79.

65 Buchner in Buchner, Datenschutz2 34 f. Zu beachten ist auch, dass eine subsidiäre Anwendbarkeit der Be-
stimmungen des BDSG-neu nur noch im Falle eines ausdrücklichen Normverweises im SGB zulässig ist, 
s. Bieresborn, NZS 2017, 887 (891); so i. E. auch Kühnl/Rohrer/Schneider, DuD 2018, 735 (738).

66 Streinz, Europarecht11, Rz. 478; Biber/Epiney et al., Europarecht13 (2019) § 6 Rz. 27; Höpfner/Rüthers, 
Grundlagen einer europäischen Methodenlehre, AcP 209, 1 (19 f.); Krahmer/Palsherm, ZFSH/SGB 2019, 
600 (601) mit Hinweis auf die Grundrechtecharta als erster Ebene der Datenschutzregulierung. Bei einer 
Missachtung dieses Anwendungsvorrangs kann dem Unionsrecht zum einen im Wege eines Vertragsver-
letzungsverfahrens nach Art. 258 ff. AEUV zur Geltung verholfen werden; am Ende dieses Verfahrens 
stehen Sanktionen in Form von Pauschalbetrag und Zwangsgeld gegen den vertragsbrüchigen Mitglied-

-
sprüche gegen den verordnungswidrig handelnden Staat zustehen (st. Rspr. des Gerichtshofs seit EuGH 
19.11.1991, C-6/90, C-9/90 (Francovich), fortgeführt u. a. in EuGH 05.03.1996, C-46/93, C48/93 (Brasse-
rie du pecheur und Factortame), s. hierzu auch Haltern, Europarecht3 Band II Rz. 915 ff., 929 f.). Der Voll-
ständigkeit halber sei festgehalten, dass auf einer dritten Ebene im Falle einer Kollision von Europarecht 
in Gestalt von Richtlinien einerseits und nationalem Recht andererseits eine Einzelfallprüfung – entgegen 
dem Wortlaut von Art. 288 UAbs. 3 AEUV – bei hinreichender Klarheit, Präzision und Unbedingtheit der 
Richtlinie sogar zu deren unmittelbarer Anwendbarkeit führen kann, s. an Stelle vieler Haltern, Europa-
recht3 Band II Rz. 683 ff., 694.

67 Kühling, MedR 2019, 611 (612).
68 S. hierzu auch Kühling, MedR 2019, 611 (613).
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des deutschen Rechtes (SGB X, SGB V) nicht entgegen.69 Aus sehr nachvollzieh-
baren Gründen ist dieser bereits im Ansatz hochkomplexe Normierungsrahmen, 
dessen konkrete Befüllung in der Praxis nur noch für ein Mehr an Regelungsebe-
nen und Regelungsvielfalt sorgen kann, im Schrifttum auf Kritik70 gestoßen.

Die Frage der Öffnungsklauseln leitet zugleich über zum zweiten möglichen 
Erlaubnistatbestand für eine Verarbeitung von Sozialdaten im Gesundheitswesen: 
Der ausdrücklichen Einwilligung der betroffenen Person, verstanden als explizite 
Willenserklärung, mit welcher diese Person die Verarbeitung ihrer Sozialdaten 
für zulässig erklärt. Aus historischer Perspektive betrachtet kam der Einwilli-
gung angesichts der Rechtsprechung des BSG keine gesteigerte Bedeutung zu: 
Ausgehend von der Entscheidung in der Rs 71 
wurde im Schrifttum die Ansicht vertreten, aufgrund der enormen Sensibilität 
von Sozialdaten könne eine fehlende gesetzliche Erlaubnis zur Datenverarbeitung 
im Bereich der GKV nicht von einer Einwilligung überspielt werden.72 Vor dem 
Hintergrund der neuen Rechtslage mit DS-GVO und BDSG-neu ist diese Recht-
sprechung allerdings nicht mehr haltbar: Ausgehend von der DS-GVO als letzten 
Endes vorrangiger Rechtsquelle73 stellt die Einwilligung des Betroffenen gem. 
Art. 6 I 1 lit. a) DS-GVO allgemein zweifelsfrei einen zulässigen Erlaubnistatbe-
stand für die Verarbeitung seiner personenbezogenen Daten dar (grundsätzliche 
Ausgangsregel, erste Ebene).74 Diese Regelung wird zwar zunächst durch die Ver-
botsnorm des Art. 9 I DS-GVO dahingehend eingeschränkt, dass die Verarbeitung 
von Gesundheitsdaten i. S. v. Art. 4 Nr. 15 DS-GVO, die eine sog. besondere Ka-
tegorie personenbezogener Daten darstellen, zunächst einmal untersagt ist (Aus-
nahme von der Regel, zweite Regelungsebene). Anzumerken ist bereits an dieser 
Stelle, dass Gesundheitsdaten trotz des hier anzuwendenden, zweifelsfrei sehr 
weiten Begriffsverständnisses75 nur eine Teilmenge der Sozialdaten darstellen. 
Die Rückausnahme von dieser Ausnahme begründet in weiterer Folge Art. 9 II 
lit. a) Hs. 1 DS-GVO, welcher ganz speziell die Zulässigkeit der Verarbeitung 
von Gesundheitsdaten auf der Grundlage einer ausdrücklichen Einwilligung des 
Betroffenen normiert und die Einwilligung somit schlicht wieder zu einem wirk-
samen Erlaubnistatbestand erklärt (Rückausnahme, dritte Regelungsebene). Erst 
auf der vierten und letzten Regelungsebene eröffnet der unionale Gesetzgeber 
den Mitgliedstaaten in Art. 9 II lit. a) Hs. 2 DS-GVO die Möglichkeit, in Abwei-
chung von der dritten Regelungsebene in Vorschriften des nationalen Rechtes die 
Unzulässigkeit von Einwilligungen in die Verarbeitung von Gesundheitsdaten 
vorzuschreiben (Zulässigkeit einer vom nationalen Gesetzgeber vorzusehenden 
Ausnahme von der Rückausnahme, vierte Regelungsebene). Hinzu kommt noch 

69 Ausführlicher hierzu Wedde in Däubler/Wedde et al. (Hrsg.), EU-Datenschutz-Grundverordnung und 
BDSG-neu Art. 9 Rz. 105 ff. (2018); ebenso Kühling, MedR 2019, 611 (612) unter Hinweis auf die mit 
lit. h) korrespondierenden Erwägungsgründe 52 und 53 der DS-GVO.

70 Buchner in Buchner, Datenschutz2 36 m. w. N.; Kühling, MedR 2019, 611 (618) m. w. N.
71 BSG 10.12.2008, B 6 KA 37/07 R, NJOZ 2009, 2959.
72 Buchner in Buchner, Datenschutz2 36 f.
73 S. hierzu bereits vorstehend Fn. 66.
74

GVO.
75 S. an Stelle vieler Jaspers/Schwartmann/Mühlenbeck in Schwartmann/Jaspers et al. (Hrsg.), DS-GVO/

BDSG Art. 9 Rz. 82 f. (2018).
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die Bestimmung des Art. 9 IV DS-GVO, derzufolge die Mitgliedstaaten im Be-
reich der Verarbeitung von Gesundheitsdaten über die DS-GVO hinausgehende 
Beschränkungen76 einführen können. Wenngleich dieses Wechselspiel im Re-
gel-Ausnahme-Verhältnis doch exzessiv geraten ist und wohl lediglich zwei Ebe-
nen zu einer identischen Regelung(sklarheit) geführt hätten, ist das Ergebnis aus 
der Sicht des Unionsrechts eindeutig: Der nationale Gesetzgeber muss die Ein-
willigung als Erlaubnistatbestand für die Verarbeitung von Gesundheitsdaten in 
seinem nationalen Recht ausdrücklich ausschließen ( ); unterlässt er dies, 
so können Einwilligungen kraft europarechtlicher Normierung als zulässig ange-
sehen werden.77 Überdies ist auf terminologischer Ebene nochmals festzuhalten, 
dass die Mitgliedstaaten gem. Art. 9 II lit. a) Hs. 2 DS-GVO lediglich im Bereich 
der Gesundheitsdaten ein Opt-out erklären können. Diese werden in Art. 4 Nr. 15 
DS-GVO als sog.  kategorisiert 

Menschen beziehen und Informationen über dessen Gesundheitszustand geben. 

welche neben den Gesundheitsdaten auch alle sonstigen, von den im SGB I ge-
nannten Leistungsträgern verarbeiteten Daten erfasst78.

Von diesem europarechtlichen Rahmen ausgehend sind nochmals SGB X so-
wie SGB V als einschlägige nationale Rechtsakte für den deutschen Sozialda-
tenschutz in den Blick zu nehmen. Ganz allgemein ist diesbezüglich zunächst 
festzuhalten, dass die Einwilligung in diesen Vorschriften   als 
Erlaubnistatbestand für die Verarbeitung von Sozialdaten  worden 
ist.79

SGB X schreibt in Abs. 2 Nr. 2 lit. a) ausdrücklich vor, dass ein Erlaubnistatbe-
stand auch aus anderen Vorschriften als dem SGB folgen könne. Unter diesen 
Verweis fällt auch die unmittelbar geltende DS-GVO (s. hierzu auch die nur mit 
klarstellender Funktion ausgestattete Bestimmung des § 35 II SGB I80), welche 
eben die Einwilligung (Erlaubnis) des Betroffenen in Art. 6 I lit. a) als grundsätz-
lichen Erlaubnistatbestand für jede Verarbeitung personenbezogener Daten bzw. 
in Art. 9 II lit. a) als besonderen Erlaubnistatbestand für die Verarbeitung von Ge-

76 -
sigkeitsvoraussetzungen sein können, so dass die Mitgliedstaaten i. E. sowohl geringere als auch höhere 
Anforderungen an die Verantwortlichen vorschreiben könnten.

77 Im Ergebnis ebenso Bieresborn, NZS 2017, 887 (889). Bereits Buchner/Schwichtenberg, GuP 2016, 218 
(223) m. w. N. gehen kritisch auf die diesbezügliche Rechtsprechung des BSG zur Rechtslage vor dem 
Beginn der Anwendbarkeit der DS-GVO und deren Übertragbarkeit auf die nunmehr geltende Rechtslage 
ein. Zur Sperrwirkung, welche das Erfordernis einer gesetzlichen Grundlage für das Handeln von Be-
hörden (Grundsatz der Gesetzmäßigkeit) gegenüber dem Erlaubnistatbestand des Art. 6 I lit. f.) DS-GVO 
(Wahrung der berechtigten Interessen des Verantwortlichen, also hier insb. der Leistungsträger) entfaltet, 

78 So auch Bieresborn, NZS 2017, 926 (927).
79
80 So auch Bieresborn, NZS 2017, 887 (889). Zwischen nationalem und europäischem Recht differenzierend 

stellt Kühling, MedR 2019, 611 (619) fest, dass § 35 I 1 SGB I zwar ganz allgemein einem Rückgriff auf 
das allgemeine Datenschutzrecht entgegenstehe, allerdings hinter der DS-GVO aufgrund deren Anwen-
dungsvorrangs zurückstecken müsse. Zugleich geht Kühling a. a. O. in kurzen Zügen auf den kirchlichen 
Datenschutz ein, und ordnet diesen i. E. ebenfalls der DS-GVO unter.
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sundheitsdaten (als Teilmenge der Sozialdaten) benennt.81 Nichts anderes folgt für 
die Speicherung, Veränderung, Nutzung, Übermittlung und Löschung von Sozial-
daten im Ergebnis aus § 67b I 1 SGB X;82 dass die Einwilligung als Erlaubnistat-
bestand im Wortlaut dieser Norm in ihrer Fassung nach der gesetzgeberischen Be-
rücksichtigung der DS-GVO im Vergleich zu ihrer Vorgängerversion nicht mehr 
ausdrücklich auftaucht ist allein schon deshalb unschädlich83, da das soeben ge-
schilderte  nach Art. 9 DS-GVO ausdrücklich hätte erfolgen müssen. Zu-
dem ist an dieser Stelle im Kontext des Datenschutzes im Gesundheitswesen noch 
auf die besondere Frage der Einwilligung gegenüber staatlichen und öffentlichen 
Stellen (wie z. B. Leistungsträgern) einzugehen. Streitbehaftet ist diesbezüglich, 
ob das Ungleichgewicht zwischen den Beteiligten, dh das Fehlen der Gleichord-
nung (Gleichrangigkeit) der hier anzutreffenden Subjekte (einerseits ein rechtlich 
übergeordneter Leistungsträger als datenschutzrechtlich Verantwortlicher, ande-
rerseits ein rechtlich untergeordneter Versicherter als datenschutzrechtlich Betrof-
fener) der Einwilligung ihre Freiwilligkeit nehmen kann und in Folge dessen die 
Einwilligung ggü diesen Adressaten eben doch als Erlaubnistatbestand für eine 
Datenverarbeitung ausscheidet.84 Für solch einen Ausschluss wird insb. Art. 7 IV 
DS-GVO (Kopplungsverbot), besehen im Lichte von Erwägungsgrund 43 der 
DS-GVO (Unwirksamkeit der Einwilligung bei ungleichen Rechtsbeziehun-
gen aufgrund vermuteter Unfreiwilligkeit der Einwilligung), ins Feld geführt.85 
Wenngleich gut vertretbar, ist solch eine Schlussfolgerung keineswegs zwingend: 
Art. 7 IV DS-GVO betrifft allein schon seinem Wortlaut nach lediglich die Erhe-
bung jener Daten, die für die Erfüllung des jeweiligen Vertragsverhältnisses gar 
nicht erforderlich sind, und schließt selbst bei Vorliegen derartigen Kopplungen 
nicht  die Freiwilligkeit der Einwilligung aus. In den Erwägungsgründen 
wird man hingegen bereits ganz grundlegend kein unmittelbar geltendes Recht, 
sondern lediglich eine Auslegungshilfe erblicken; dass dieser Auslegungshilfe 
dann gesteigerte Bedeutung zukommt, ist wohl h. M.86 Nimmt man diese Aus-
legungshilfe nun genauer in den Blick, so fällt auf, dass auch ErwGr 43 S. 1 be-
reits seinem Wortlaut nach ggü Behörden abgegebene Einwilligungen nicht au-
tomatisch mit genereller Unwirksamkeit belegt, sondern eine Berücksichtigung 
»[…] aller Umstände in dem speziellen Fall […]«, sprich: eine Einzelfallprüfung 

81 S. hierzu bereits S. 226.
82

2017, 887 (889). Detailliert zu den einzelnen Schritten der i. w. S. verstandenen Datenverarbeitung Krah-
mer/Palsherm, ZFSH/SGB 2019, 600 (607 ff.).

83 Im Ergebnis so auch Bieresborn, NZS 2017, 926 (930).
84 Für ein oftmaliges Bestehen einer solchen Ungleichheit sprechen sich z. B. Kühnl/Rohrer/Schneider, DuD 

2018, 735 (738) aus. Zum Streit- und Argumentationsstand s. u. a. Albers/Veit in Wolff/Brink, BeckOK 
Datenschutzrecht Art. 9 Rz. 49 m. w. N. (31. Edition Stand 01.02.2019); Frenzel in Paal/Pauly (Hrsg.) 
Datenschutzgrundverordnung, Bundesdatenschutzgesetz2 Art. 9 Rz. 24 m. w. N. (2018); Bieresborn, NZS 
2017, 926 (930 f.); Wedde in EU-Datenschutz-Grundverordnung und BDSG-neu Art. 9 Rz. 55 f.; Jaspers/
Schwartmann/Mühlenbeck in DS-GVO/BDSG Art. 9 Rz. 117.

85 So i. E. Frenzel in Datenschutzgrundverordnung, Bundesdatenschutzgesetz2 Art. 9 Rz. 24 m. w. N. unter 
Berufung auf die fehlende Gleichrangigkeit der Beteiligten.

86 Hierzu an Stelle vieler Wegener in Callies/Ruffert (Hrsg.), EUV/AUV5 A. I. Art. 19 Rz. 16 m. w. N. (2016) 
sowie Krahmer/Palsherm, ZFSH/SGB 2019, 600 (601) m. w. N.
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öffentlichen Stellen abgegebene Einwilligungen als grundsätzlich zulässig anzu-
erkennen.87

Hinsichtlich der Form der Einwilligung begegnen weder in der DS-GVO noch 
im SGB X entsprechende Vorschriften, so dass diese lediglich explizit geäußert 
werden muss (vgl. den Wortlaut »ausdrücklich« in Art. 9 II lit. a) Hs. 1 DS-GVO), 
allerdings auch formlos (in bestimmten Fällen sogar im Rahmen eines Telefonats) 
erfolgen kann.88 Zu beachten ist allerdings, dass das Vorliegen einer Einwilligung 
(im Bedarfsfall) gem. Art. 7 I DS-GVO vom Verantwortlichen nachgewiesen 
werden können muss89, und der Verantwortliche zudem auch bei Einwilligungen 
als Erlaubnistatbestand für eine Datenverarbeitung der bereits benannten Rechen-

Eine funktionale Rechtsvergleichung90 des deutschen Rechtsinstituts des So-
zialgeheimnisses mit den Rechtsordnungen Kroatiens und Serbiens verlangt zu-
nächst, nochmals die wesentliche Aussage des Sozialgeheimnisses zu verdeut-
lichen: Die Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Leistungsträger 
bedarf einer konkreten Rechtsgrundlage. Von diesem inhaltlichen Verständnis 
ausgehend stellt sich im Weiteren die Frage, welche Vorschriften im kroatischen 
sowie serbischen Recht dieselbe Anordnung treffen wie das Sozialgeheimnis im 
deutschen Recht.

Hinsichtlich des kroatischen Rechts ist zunächst ein kurzer Blick auf den Auf-
bau der kroatischen Gesetzgebung zu werfen und festzustellen, dass dieser eine 

Sondergesetze. Für den Bereich der Sozialversicherung91 sind dies die bereits 
vorstehend genannten Rechtsquellen betreffend die Krankenversicherung92, das 

93 und das 
94 für den Bereich der ge-

setzlichen Rentenversicherung, das 

87 So i. E. auch Holzner, Datenschutz, 73; Bieresborn, NZS 2017, 926 (930 f.) mit der Feststellung über den 
Wegfall der Grundlage für Diskussionen betreffend die Normakzessorietät von Einwilligungen und dem 

-
verordnung und BDSG-neu Art. 9 Rz. 55 weist darauf hin, dass die in solchen Fällen erforderliche Frei-
willigkeit hohen Standards genügen muss. Zum Inhalt von Einwilligungen gegenüber Krankenhäusern 
s. den praxisnahen Beitrag von Otto/Rüdin, Standardisierung von Patienteneinwilligungen im Kranken-
haus, ZD 2017, 519, welcher die DS-GVO bereits antizipiert.

88 S. Jaspers/Schwartmann/Mühlenbeck in DS-GVO/BDSG Art. 9 Rz. 115; ebenso Bieresborn, NZS 2017, 
926 (930), allerdings unter Hinweis darauf, dass der deutsche Gesetzgeber eine Einwilligung via E-Mail 
unter Berufung auf Art. 32 i. V. m. Art. 5 I lit. e), f) verhindern wollte.

89 Wedde in EU-Datenschutz-Grundverordnung und BDSG-neu Art. 9 Rz. 40 weist in diesem Zusammen-
hang auf das Erfordernis einer nachweisbaren Einwilligung der Versicherten zur Teilnahme an den Bo-
nusprogrammen ihrer Krankenkassen hin. Aus einem ganz anderen Blickwinkel gehen Breyer/Zweifel/
Kifmann, Gesundheitsökonomik6, 541 ff. auf die wirtschaftlichen Folgen des rasanten technisch-naturwis-
senschaftlichen Fortschritts des Gesundheitswesens ein.

90 Zweigert/Kötz, Einführung in die Rechtsvergleichung3 (1996) 33.
91 Für die Säulen der Sozialversicherung nach deutschem Begriffsverständnis s. an Stelle vieler Waltermann, 

Sozialrecht13, Rz. 11 f.
92 Vgl. S. 8.
93 , Narodne novine 157/2013 i. d. F. 102/2019, wobei anzumerken ist, dass 

94 , Narodne novine 45/2002.
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Unfallversicherung sowie das 95 (insb. die Art. 57 bis 

-
diglich die ganz grundlegenden Gesetze für die jeweiligen Bereiche der Sozial-
versicherung sind, zu denen in Detailfragen noch zahlreiche Sondergesetze und 
untergesetzliche Akte hinzutreten. Das Erfordernis, Sozialdaten nur bei Bestehen 
einer Rechtsgrundlage und in Einklang mit dieser Rechtsgrundlage zu verarbei-

ist für den Teilbereich der Gesundheitsdaten im Jahr 2019 das 
96 in Kraft getreten, welches in Art. 5 I 

jedwede Erhebung und Verarbeitung von Gesundheitsdaten vom Bestehen eines 
gesetzlichen Zwecks abhängig macht. Zu dieser recht neuen, nur den Datenschutz 
im Gesundheitswesen betreffenden Spezialvorschrift tritt noch das bereits dar-
gestellte Verbotsprinzip mit Erlaubnisvorbehalt nach Art. 5 I lit. a), Art. 6 I DS-
GVO als allgemeine Regelung hinzu, demzufolge eben jede Verarbeitung per-
sonenbezogener Daten einer Rechtsgrundlage bedarf.97 Diese Rechtsgrundlagen 
sind wiederum zum einen in Form gesetzlicher Erlaubnistatbestände über die je-
weiligen Sondergesetze des kroatischen Sozialrechts verteilt. Für den Bereich des 
im Fokus dieses Beitrags stehenden Gesundheitswesens stellen die Art. 3, 97 f. 
des hrKVG die Grundnormen dar, welche die Kroatische Krankenversicherungs-
anstalt mit der Durchführung der gesetzlichen Krankenversicherung sowie der 
Wahrung der Rechte der Versicherten betrauen. Da für die Durchführung dieser 
Aufgaben eben auch die Befugnis zur Verarbeitung der personenbezogenen Daten 
der Versicherten erforderlich ist, ist in der zitierten Norm auch die erforderliche 
gesetzliche Genehmigung zur Datenverarbeitung zu sehen. Zu dieser Grundnorm 
treten bei Spezialfragen noch weitere Rechtsnormen hinzu. Hinsichtlich der Ein-
willigung als weiterem möglichen Erlaubnistatbestand gilt das bereits vorstehend 
für das deutsche Recht Ausgeführte98, wobei auch Kroatien kein ausdrückliches 

 vorgenommen hat.99

Sozialrechts erfolgt; stattdessen sind ebenfalls zahlreiche Sondergesetze zu den 
einzelnen sozialrechtlichen Themenbereichen anzutreffen. Für die Sozialversi-
cherung zu nennen sind wiederum die bereits vorstehend dargestellten Gesetze 
im Bereich der Krankenversicherung100, das 

95 , Narodne novine 157/2013 i. d. F. 98/2019.
96 , Narodne novine 14/19.
97 -

zogenen Daten der Nutzer der Sozialfürsorge, verweist jedoch hinsichtlich Inhalt und Umfang dieser Ver-

Aussage über die Voraussetzungen einer gesetzeskonformen Datenverarbeitung. Auf untergesetzlicher 
Ebene schreibt Art. 74 Nr. 2, 76 I der Satzung der Kroatischen Krankenversicherungsanstalt vor, dass 

jedoch keine Aussage über das Erfordernis einer Rechtsgrundlage für die Verarbeitung dieser geschützten 
Daten.

98 Vgl. S. 13.
99

100 Vgl. S. 9.
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101 für den Bereich der gesetzlichen Rentenversicherung, das 
srKVG und das Gesetz über Renten- und Invaliditätsversicherung für den Bereich 
der gesetzlichen Unfallversicherung sowie das 102 
(insb. Art. 40 Nr. 5, Art. 47 ff.) betreffend einen Teilbereich der gesetzlichen 

betreffend das Sozialgeheimnis, so dass auch im serbischen Recht auf die allge-
meinen Vorschriften des Datenschutzes, namentlich das srDSG103, zurückzugrei-
fen ist. Nachdem dieses in Art. 5 Nr. 1, Art. 12 Nr. 1 das Verbotsprinzip mit Er-
laubnisvorbehalt statuiert, bedarf somit auch die Verarbeitung personenbezogener 
Daten in Serbien eines Erlaubnistatbestandes, der wiederum sowohl gesetzlicher 
Natur sein als auch aus einer Einwilligung herrühren kann. Für den Bereich der 
gesetzlichen Krankenversicherung grundlegend sind in diesem Zusammenhang 
die Bestimmungen der Art. 7 I, 31 ff., 228 ff. srKVG, denen zufolge dem Fonds 
die Durchführung der gesetzlichen Krankenversicherung obliegt. Zur Erfüllung 

zu verarbeiten. Der Erlaubnistatbestand der Einwilligung ist gem. Art. 15, 17 II 
Nr. 1, 2, 3, 8, 9 srDSG ebenfalls rechtlich zulässig.

In der Pyramide des Datenschutzes kommt dem Auskunftsrecht ein beson-
ders hoher Stellenwert zu; es wird bisweilen an der Spitze der Pyramide veror-
tet bzw. als Ankerpunkt des Datenschutzrechts angesehen.104 Eine Regelung des 
Auskunftsrechtes ist sowohl als  im allgemeinen Datenschutzrecht 
als auch als  im besonderen Datenschutzrecht des Gesundheitswesens 
erfolgt.

Aufgrund der thematischen Ausrichtung des vorliegenden Beitrags ist zunächst 
-

sieren. Im deutschen Recht kann das Auskunftsrecht, ausgehend von der durch 
das 105 -
schrieben als »Einsichtnahme in die Patientenakte«) und unter Berücksichtigung 
der einschlägigen Rechtsprechung des BGH, als Anspruch des Patienten, ohne 

106 

101 
102 
103 Vgl. S. 220.
104 Buchner in Buchner, Datenschutz2 82 m. w. N.; Brink/Joos, Reichweite und Grenzen des Auskunftsan-

spruchs und des Rechts auf Kopie, ZD 2019, 483.
105 Gesetz zur Verbesserung der Rechte von Patientinnen und Patienten, BGBl. I 9/2013. Zur historischen 

Entwicklung des Einsichtsrechts, zunächst im Wege der Rechtsprechung, s. zudem Lafontaine in Herber-
ger/Martinek/Rüßmann/Weth/Würdinger (Hrsg.), jurisPK-BGB9

106 St. Rspr. des BGH, s. zuletzt BGH 20.01.2015, VI ZR 137/14, ZD 2015, 225 (Tiedeman) = MDR 2015, 
333. Als weitere Anspruchsgrundlage für Auskunftsverlangen der Patienten ist § 305 SGB V (Informati-
onen über Behandlungskosten) zu nennen. Zu den Ausnahmen, insb. nach § 83 SGB X (Information über 
gespeicherte Sozialdaten) s. Bieresborn, Sozialdatenschutz nach Inkrafttreten der EU-Datenschutzgrund-
verordnung – Betroffenenrechte, Aufsichtsbehörden und Datenschutzbeauftragte, neue Zuständigkeiten 
für die Sozialgerichtsbarkeit, NZS 2018, 10 (12) sowie Freund/Shagdar, SGb 2018, 267 (274). Auf diese 
wird im Rahmen des vorliegenden Beitrags allerdings nicht näher eingegangen. Zur Übertragbarkeit des 
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Eine nachvollziehbare Schranke erfährt dieser Anspruch des Patienten in zwei-
facher Form: zum einen im Falle des Bestehens begründeter Gefahren für den 
Behandlungserfolg (sog. therapeutische Vorbehalte) und zum anderen bei Ent-
gegenstehen erheblicher Rechte dritter Personen, was insb. auf den Schutz der 
persönlichen Anmerkungen des Behandelnden (sog. Schutz der subjektiven Inter-
essen des Behandelnden) und somit auf dessen Persönlichkeitssphäre hinausläuft. 
Anzumerken ist allerdings, dass von letzterer Schranke keinesfalls objektive me-
dizinische Befunde erfasst sein können.107 Rechtsgrundlage beider Beschränkun-
gen ist wiederum die Bestimmung des § 630g I 1 BGB, wobei eine Ablehnung 
der Einsicht gem. § 630g I 2 BGB einer Begründung bedarf. Die europarechtliche 
Zulässigkeit beider Schranken ergibt sich aus der Öffnungsklausel des Art. 23 I 
lit. i) DS-GVO.

Auf der Ebene des allgemeinen Datenschutzrechts korreliert mit diesem Recht 
das allgemeiner gehaltene Recht des Betroffenen auf Auskunft über auf ihn bezo-
gene, bei der jeweiligen Stelle gespeicherte Daten nach Art. 15 I DS-GVO mit-
samt der in Art. 15 IV DS-GVO enthaltenen Grenze bei den Rechten und Freihei-
ten anderer Personen.108 Zu betonen ist, dass auch für die Geltendmachung dieser 
allgemeinen Fassung des Rechtsinstituts des Auskunftsrechts kein besonderes 
Interesse durch den Betroffenen nachzuweisen ist. Die Öffnungsklausel des Uni-
onsrechts, welche für das Auskunftsrecht beschränkende mitgliedstaatliche Vor-
schriften benötigt wird, stellt der soeben erwähnte Art. 23 I DS-GVO dar, welcher 
den Mitgliedstaaten weitreichende Ausnahmeregelungen gerade für den Bereich 
des Datenschutzes im Sozial- und Gesundheitswesen ermöglicht. Die auf dieser 
Öffnungsklausel aufbauenden mitgliedstaatlichen Vorschriften unterliegen aller-
dings zum einen der Schranken-Schranke in Gestalt des Erfordernisses der Ein-
haltung der Grundrechte und -freiheiten sowie der Einhaltung der Notwendigkeit 
und Verhältnismäßigkeit (Art. 23 I DS-GVO)109. Darüber hinaus kann zum ande-
ren noch erforderlich werden, dass die nationale Schranke uU110 besondere, in 
Art. 23 II DS-GVO benannte Bestimmungen enthält.

Neben der reinen Einsicht in die gespeicherten bzw. aufgezeichneten Daten er-
streckt sich das Auskunftsrecht auch auf die Anfertigung und Überlassung von 
Kopien111 (vgl. § 630g BGB, Art. 15 III DS-GVO). Dies hat gem. der europa-

Rechts auf Einsicht in die Patientenakte von Todes wegen s. Holzner, Datenschutz, 94 ff. sowie Sarres, 
Patientenrechtegesetz: Recht auf Einsicht in Krankenakten ist vererblich, EE 2018, 160 m. w. N.

107 Buchner in Buchner, Datenschutz2 83 ff. m. w. N.
108 Zum Auskunftsrecht des Betroffenen unter der DS-GVO s. Bieresborn, NZS 2018, 10 (12 f.). Zur teleolo-

gischen Reduktion des Art. 15 DS-GVO s. insb. LG Köln 18.03.2019, 26 O 25/18, jurisPR-ITR 2019/14 
Anm. 5 (Klinger). Auf das Verhältnis zwischen bloßer Einsichtnahme und Anspruch auf Aushändigung 
einer Aktenkopie gehen Engeler/Quiel, Recht auf Kopie und Auskunftsanspruch im Datenschutzrecht, 
NJW 2019, 2201 ein. Brink/Joos, ZD 2019, 483 (486) sehen dieses Instrument hingegen skeptisch.

109 S. Bieresborn, NZS 2018, 10 (10).
110 Die Formulierung der deutschen Fassung der DS-GVO mit ihrem Wortlaut »gegebenenfalls« lässt offen, 

ob die in den nachfolgenden Buchstaben a) bis h) aufgezählten Bestimmungen stets oder nur bedarfs-
weise vorzusehen sind. Däubler in EU-Datenschutz-Grundverordnung und BDSG-neu Art. 23 Rz. 27 f. 
löst diese Unklarheit unter Vornahme eines Vergleichs der deutschen Fassung der DS-GVO mit der eng-
lischen, französischen, spanischen, italienischen und slowenischen (!) Fassung zu Gunsten einer nur bei 

-
disch als auch inhaltlich.

111 Ausführlich an Stelle Vieler Lafontaine in jurisPK-BGB9
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rechtlichen Bestimmung des Art. 12 V DS-GVO grundsätzlich112 unentgeltlich 
zu erfolgen113

BGB) gegeben ist.114

wiederum ausgehend von den Bestimmungen des Unionsrechts als grundsätz-
lich vorrangiger Rechtsquelle115, durch Art. 12 V DS-GVO zunächst verdrängt 
(freilich nur, soweit man sich im Anwendungsbereich der DS-GVO bewegt, 
was hier unproblematisch der Fall ist). Allerdings ermöglicht die soeben darge-
stellte Öffnungsklausel des Art. 23 I lit. i) DS-GVO nationale Vorschriften, mit 
denen die Unentgeltlichkeit der Abschriften nach Art. 12 DS-GVO aufgehoben 
wird (Schrankenregelung zu diesem Artikel der DS-GVO). Solch eine nationale 
Schranke muss allerdings gem. Art. 23 I DS-GVO zugleich auch notwendig und 
verhältnismäßig sein (Schranken-Schranke). Wird nun die soeben zitierte Rege-
lung des § 630 g BGB an der Öffnungsklausel des Art. 23 I lit. i) DS-GVO ge-
messen, rückt die Frage der Einhaltung der Verhältnismäßigkeit der Kostentra-
gung durch die Patienten im deutschen Recht in den Fokus der näheren Betrach-
tung; dies nicht zuletzt vor dem Hintergrund, dass eine Patientenakte bei lang 

aufweisen und die Erstellung von Kopien somit für den Patienten sehr schnell mit 
derart hohen Kosten verbunden sein kann, dass dieser lieber auf die Erstellung 
von Kopien und in letzter Konsequenz auf die Verfolgung ihm u. U. zustehen-
der Rechte verzichtet.116 Schonender für die Rechte der Patienten wäre es z. B. 
gewesen, die Übersendung der Patientenakte auf rein elektronischem Wege kos-
tenfrei zu gestalten und lediglich die Erstellung klassischer und tatsächlich mit 
Aufwendungen (Barauslagen) der behandelnden Stelle verbundener Kopien einer 

117 Hierfür spricht auch der Fortschritt der 
Technik (Stichwort Digitalisierung), der vielerorts bereits zur Umstellung der Da-
tenverarbeitung von der geschriebenen Akte auf eine elektronische Patientenakte 
geführt hat und somit annähernd eine »Übertragung auf Knopfdruck« an den Pa-
tienten ermöglicht. Im Rahmen der Überprüfung der Verhältnismäßigkeit der von 
§ 630g BGB ausgehenden Beschränkung des Art. 12 V DS-GVO bedeutet dies, 
dass ein milderes Mittel als die letztlich in Deutschland Gesetz gewordene, pau-

-

112 Ausgenommen von der Entgeltfreiheit sind bereits gem. der DS-GVO offensichtlich unbegründete sowie 
exzessive Anträge. In beiden Fällen kann von einem Missbrauch der Unentgeltlichkeit durch den Antrag-
steller gesprochen werden.

113 Buchner in Buchner, Datenschutz2 82 f. m. w. N., der zudem einer Weiterführung der bisherigen Gel-
tendmachung von Kopierkosten durch die behandelnden Stellen eine klare Absage erteilt. Wohl a. A. 
Lafontaine in jurisPK-BGB9

Dimension, insb. der Kollision mit Art. 12 V DS-GVO.
114 Umfassend hierzu Wagner in Säcker/Rixecker/Oetker/Limperg (Hrsg.), Münchener Kommentar zum 

Bürgerlichen Gesetzbuch8 9

Spickhoff in Spickhoff (Hrsg.), Medizinrecht3 -
ches Gesetzbuch17

115 S. hierzu bereits einführend S. 215. Hinsichtlich der Frage der Unentgeltlichkeit von Kopien i. E. auch 
Holzner, Datenschutz, 213.

116 In dieser Richtung, wenngleich allgemeiner, Däubler in EU-Datenschutz-Grundverordnung und BDSG-
neu Art. 12 Rz. 14.

117 So bereits Wagner in MüKo-BGB Rz. 6.
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ten zur Verfügung steht. Darüber hinaus fällt auf, dass die DS-GVO auch noch die 

der -Grundsatz118 für den Anwendungsvorrang der DS-GVO streitet: 

erst seit Mai 2018 Anwendung und stellt somit die spätere (neuere) Rechtsquelle 

Anzumerken ist allerdings auch, dass im Schrifttum unter Berufung auf das all-
tägliche Funktionieren des medizinischen Betriebes von Krankenhäusern und 
Arztpraxen (in diesem Falle als Verantwortlichen iSd Datenschutzrechtes) äußerst 
zutreffend und berechtigt auf möglicherweise mit der Erstellung unentgeltlicher 
Kopien einhergehende Schwierigkeiten hingewiesen und somit letztlich die Ange-
messenheit der BGB-Regelung iSe Kosten-Nutzen-Relation adressiert wird.119 Da 
der Weg zu dieser Argumentationsebene bei einer klassischen, aus europarecht-
licher Perspektive erfolgenden Verhältnismäßigkeitsprüfung allerdings versperrt 
sein könnte (da die nationale Regelung bereits auf der Ebene der Erforderlichkeit 
scheitert), ist der deutsche Gesetzgeber umso mehr gefordert, die offensichtliche 
Kollision zwischen §§ 630 g, 811 BGB einerseits und Art. 12 V DS-GVO ande-
rerseits im Wege einer verhältnismäßigen Regelung des BGB aufzulösen.120

Im kroatischen Recht folgt der Anspruch der betroffenen Person (hier: des Pa-
tienten) auf Auskunft und Einsicht in die Gesundheitsakte sowohl aus besonde-
ren Rechtsquellen betreffend das Gesundheitswesen als auch aus der DS-GVO 
(Art. 15 I) als allgemeiner Rechtsquelle des europäischen Datenschutzrechtes. 
Speziell für das Gesundheitswesen sieht Art. 23 I des 

121 seit Ende 2004 ein Recht auf Einsicht in sämtliche, den Pa-
tienten betreffende medizinische Unterlagen vor.122 Es ist nicht erforderlich, dass 
der Patient Gründe für die Einsichtnahme benennt. Seit 2019 tritt mit Art. 22 II 2 
des 123 eine weitere 
Anspruchsgrundlage hinzu, derzufolge der Patient jederzeit digital über die elek-
tronische Plattform »eGradjani« (zu Deutsch: »e-Bürger«), auf welcher von zahl-
reichen öffentlichen Institutionen personenbezogene Daten verschlüsselt in einem 
persönlichen Account des Betroffenen online bereitgestellt werden, auf seine di-
gitale Patientenakte zugreifen kann. Auch in diesem Fall ist kein besonderes In-
teresse (Grund) für die Einsichtnahme durch den Patienten nachzuweisen; zudem 
hat diese Form der Einsichtnahme den Vorteil, dass sie jederzeit erfolgen kann 
und nicht ortsgebunden ist. Freilich kann sie jedoch nur jene Patientenakten bzw. 

für die Gesundheitseinrichtungen, die Patientenakten digital zu führen, ergibt sich 

118 Haltern, Europarecht3 Band II Rz. 1021 f. unter Hinweis auf die st. Rspr. des EuGH.
119

das Erfordernis der Praxis hin, letztlich rechtsmissbräuchlich gestellte Anträge auf Erteilung einer Kopie 
ablehnen zu können.

120 Zum Auskunftsrecht s. auch Wybitul/Baus, Wie weit geht das Recht auf Auskunft und Kopie nach Art. 15 
DSGVO?, CR 2019, 494; Wybitul/Brams, Welche Reichweite hat das Recht auf Auskunft und auf eine 
Kopie nach Art. 15 I DSGVO?, NZA 2019, 672; Holzner, Datenschutz, 147 ff.

121 Zakon o zaštiti prava pacijenata, Narodne novine 169/04 i. d. F. 37/08.
122 -

123 S. Fn. 96.
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erst seit Mitte Februar 2019 aus Art. 21 I des Gesetzes über Daten und Informati-
onen im Gesundheitswesen.

Die Anfertigung von Kopien der Patientenakte bzw. Teilen hiervon ist nach 
-

mal das Gesetz über Daten und Informationen im Gesundheitswesen keinerlei 
Bestimmungen zur Frage der Kostentragung beinhaltet, sind rein nach nationalem 
Recht von den Patienten zumindest die Kosten für Photokopien ihrer Patientenak-
ten zu tragen. In Folge dessen besteht im kroatischen Gesundheitsrecht derselbe 

124 und gelten die vorstehend 
gemachten Ausführungen hierzu zur Gänze. Der Vollständigkeit halber ist noch 
anzumerken, dass diese Normenkollision nicht im Rahmen der Angleichung des 
kroatischen Rechtes an den  behoben werden konnte, da der 
kroatische Unionsbeitritt zum 01.07.2013 und somit knapp 5 Jahre vor Geltungs-
beginn der DS-GVO erfolgte.

Auch im serbischen Recht folgt das Auskunftsrecht der Patienten sowohl aus 
einer im Gesundheitsrecht zu verortenden Anspruchsgrundlage als auch aus dem 
allgemeinen Datenschutzrecht. Im Gesundheitsrecht ist dies die Bestimmung des 
Art. 23 I Hs. 1 125 (srPRG), welche wortwörtlich den An-
spruch des Patienten auf Kopien seiner medizinischen Unterlagen und somit ein 
Auskunftsrecht des Patienten im Hinblick auf die ihn betreffenden medizinischen 
Daten statuiert. Fraglich ist allerdings, ob dies auch einen Anspruch des Patienten 
auf Einsichtnahme in das Original der Patientenakte umfasst. Auf der Ebene des 
allgemeinen Datenschutzrechtes entspricht dieser Regelung Art. 26 III srDSG, 
demzufolge jene, die Patientendaten verarbeitende Stelle dem Patienten auf des-
sen Verlangen hin eine Kopie dieser Daten zuzusenden hat. Auch hier bleibt of-
fen, ob sich dieses Recht auch auf eine unmittelbare Einsichtnahme des Patienten 
in seine Krankenakte erstreckt. Keine der beiden Rechtsgrundlagen verlangt vom 
Patienten den Nachweis eines berechtigten Grundes (Interesses) für das Aus-
kunftsverlangen.

Hinsichtlich der Frage der Kostentragung für die Erstellung der Kopien ergibt 
sich zunächst eine Normenkollision zwischen Gesundheitsrecht einerseits und 
Datenschutzrecht andererseits: Während Art. 23 I Hs. 2 srPRG den Patienten 
eindeutig zur Tragung der für die Erstellung der Kopien erforderlichen Kosten 

zusätzlicher Kopien der verarbeiteten Daten vor. Dies bedeutet, dass nach allge-
meinem Datenschutzrecht die erstmalige Erstellung von Kopien für die betrof-
fene Person (hier: den Patienten) kostenfrei zu sein hat (und Kosten erst ab dem 
zweiten Satz Kopien entstehen), während nach Gesundheitsrecht auch schon der 

-Grundsatz: Während Art. 26 srDSG den Anspruch auf Kopien des Betroffenen 

124 S. bereits S. 233.
125 
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ausschließlich auf die Erstellung von Kopien der medizinischen Unterlagen und 
somit nur auf eine kleine Teilmenge der verarbeiteten Daten des Betroffenen, dh 
ganz speziell, Anwendung. Dies bedeutet, dass sich i. E. Art. 23 srPRG durch-
setzt und die Erstellung von Kopien bereits ab dem ersten Satz für den Patienten 

weder unmittelbar, da die Republik Serbien ggw. zwar Beitrittskandidat, aller-
dings eben kein Mitgliedstaat der EU ist und somit Unionsrecht in Serbien auch 
nicht unmittelbar zur Anwendung gelangt, noch mittelbar: Aus Art. 72 SAA126 

Angleichung des serbischen Rechts an das Unionsrecht, nicht aber die mittelbare 
-

Den Ausgangspunkt des Widerspruchsrechts stellt sowohl im deutschen127 als 
auch im kroatischen Recht Art. 21 DS-GVO dar, demzufolge das Besehen eines 
Widerspruchsrechts von der Rechtsgrundlage der Datenverarbeitung im jeweili-
gen Fall abhängig ist. Zudem müssen auf Seiten der von der Datenverarbeitung 
betroffenen Person Gründe für einen Widerspruch vorliegen. Für den vorliegenden 
Beitrag ist dabei der Tatbestand des Art. 21 I DS-GVO von Relevanz, demzufolge 
ein Widerspruchsrecht dann gegeben ist, wenn die Datenverarbeitung (i) zum 
Zwecke der Erfüllung von Aufgaben im öffentlichen Interessen (Rechtsgrundlage 
der Datenverarbeitung: Art. 6 I lit. e) DS-GVO) oder (ii) zur Wahrung berechtig-
ter Interessen des Verantwortlichen nach einer Abwägung mit den Grundrechten 
und -freiheiten des Betroffenen erforderlich ist (Rechtsgrundlage der Datenver-
arbeitung: Art. 6 I lit. f.) DS-GVO).128 Über dieses Widerspruchsrecht muss der 
Verantwortliche gem. Art. 21 IV DS-GVO zu Beginn der Kommunikation mit 
dem Betroffenen (Patienten) in verständlicher Form unterrichten. Macht der Be-
troffene vom Widerspruchsrecht Gebrauch, so darf gem. Art. 21 I 2 DS-GVO 
keine weitere129 Verarbeitung seiner personenbezogenen Daten mehr erfolgen, es 
sei denn, der Verantwortliche hat zwingende Gründe hierfür (einschließlich der 
Rechtsverfolgung). Die unionsrechtliche Öffnungsklausel für Schrankenregelun-
gen des nationalen Rechtes ist auch hier Art. 23 DS-GVO.130

Zu beachten ist allerdings, dass der Datenverarbeitung im Gesundheitswesen 
oftmals besondere gesetzliche Erlaubnistatbestände des nationalen Gesundheits-
rechts131 bzw. bei Rückgriff auf die allgemeinen datenschutzrechtlichen Vorschrif-

126 S. Fn. 35.
127 S. Bieresborn, NZS 2018, 10 (13).
128 Zwei weitere Fälle, in denen den Betroffenen ein Widerspruchsrecht nach Art. 21 DS-GVO zusteht, be-

treffen die Datenverarbeitung zum Zwecke (i) der Direktwerbung (Abs. 2) sowie (ii) die wissenschaftli-
che oder historische Forschung sowie statistische Untersuchungen, soweit aus der besonderen Situation 
des Betroffenen Gründe hierfür folgen (Abs. 6). S. hierzu auch Däubler in EU-Datenschutz-Grundver-
ordnung und BDSG-neu Art. 21 Rz. 15 ff., 21 f.

129 Hierzu auch Däubler in EU-Datenschutz-Grundverordnung und BDSG-neu Art. 21 Rz. 5 m. w. N.
130 S. hierzu bereits S. 232.
131 Vgl. S. 225 sowie S. 230.
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des Verantwortlichen) zu Grunde liegen. In diesen Fällen läuft das Widerspruchs-
recht des Art. 21 I DS-GVO schlicht ins Leere, da Art. 21 I DS-GVO diese Er-
laubnistatbestände bereits seinem eindeutigen Wortlaut nach nicht erfasst und 
somit in diesen Fällen auch kein Widerspruchsrecht für den Patienten besteht. In 

Reichweite des Widerspruchsrechts.
Anders gestaltet sich die Situation, soweit die Datenverarbeitung auf einer Ein-

und führt zu einem Verbot der weiteren (zukünftigen) Verarbeitung der Patienten-
daten. Über dieses Widerrufsrecht ist der Patient gem. Art. 7 II 3 DS-GVO eben-
falls in Kenntnis zu setzen.

Im serbischen Recht folgt die Möglichkeit eines Widerspruches des Betroffenen 
aus Art. 37 srDSG. Die gegenständliche Bestimmung entspricht sowohl hinsicht-
lich ihres Aufbaus als auch hinsichtlich ihres Inhaltes nahezu wortgleich Art. 21 
DS-GVO, so dass rein legislativ in diesem Punkt keine Unterschiede zwischen 
den Rechtsordnungen mehr bestehen. Dies gilt auch hinsichtlich der Einwilligung 
als Erlaubnistatbestand für die Datenverarbeitung (Art. 15 I srDSG) einschließ-
lich deren Widerrufs (Art. 15 III srDSG).

Die nachstehenden Ausführungen betreffend sowohl die Berichtigung als auch 
die Löschung personenbezogener Daten gelten aufgrund ihrer Normierung im 
unmittelbar geltenden Sekundärrecht der Europäischen Union gleichsam für das 
deutsche wie auch für das kroatische Recht.

Grundlage des Berichtigungsrechts der betroffenen Personen ist Art. 16 DS-
GVO. Gemäß S. 1 dieser Bestimmung kann vom Verantwortlichen die Berichti-
gung unrichtiger bzw. unrichtig gewordener Daten verlangt werden132, bei Bedarf 
gem. S. 2 der genannten Bestimmung auch im Wege einer Ergänzung unvollstän-
diger Daten. Anknüpfungspunkt des Berichtigungsrechtes sind nur Tatsachen133, 
also den Mitteln des Beweises Zugängliches. Im Hintergrund dieses Rechtes steht 

-
ten aktuell zu halten und bei Veränderung unaufgefordert zu berichtigen (Art. 5 I 
lit. d)) DS-GVO, sog. Richtigkeitsgrundsatz134). Die Zulässigkeit nationalstaat-
licher Beschränkungen des Berichtigungsrechtes bemisst sich wiederum nach 
Art. 23 DS-GVO.

Die in Art. 17 DS-GVO geregelte Löschung personenbezogener Daten (»Recht 
auf Vergessenwerden«135) stellt hingegen darauf ab, die persönlichen Daten nach 

132 S. auch Bieresborn, NZS 2018, 10 (13) m. w. N., der für das deutsche Recht auch auf die aus dem Amts-
-

mittlung des Sachverhaltes und somit auch die Ermittlung sachlich korrekter Daten hinweist.
133 Däubler in EU-Datenschutz-Grundverordnung und BDSG-neu Art. 16 Rz. 3, 7.
134 Näher hierzu Däubler in EU-Datenschutz-Grundverordnung und BDSG-neu Art. 5 Rz. 51.
135 Überschrift zu Art. 17 DS-GVO. Zurückhaltend hinsichtlich der tatsächlichen Reichweite dieser poli-

tischen Zielsetzung Worms in Wolff/Brink, BeckOK Datenschutzrecht Art. 17 Rz. 3 (31. Edition Stand 
01.11.2019). Die andere Perspektive, nämliche jene der auf Seiten der Verantwortlichen aufzustellen-
den und umzusetzenden Löschkonzepte, erörtern bereits Keppeler/Berning, Technische und rechtliche 
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Wegfall der einst bestehenden Rechtsgrundlage für die Datenverarbeitung dauer-
haft unzugänglich zu machen bzw. ihre Verfügbarkeit zu beenden. Verlangt wird 
in diesem Zusammenhang, dass die betreffenden Daten vernichtet worden sind 
und die verantwortliche Person deshalb dauerhaft keinen Zugriff mehr auf die 
verarbeiteten Daten hat.136 Die zum Löschungsverlangen berechtigenden gesetz-

137, wobei im 
Gesundheitsdatenschutz dem Wegfall des Zwecks der Datenverarbeitung (lit. a)) 
bzw. dem Wegfall der Einwilligung des Patienten (lit. b)) Bedeutung zukommt.138

Schranke in Art. 17 III DS-GVO. Für den Bereich des Gesundheitswesens am 
relevantesten ist diesbezüglich lit. b), demzufolge eine Datenlöschung gerade 
dann nicht verlangt werden kann, wenn die Datenspeicherung durch Vorschrif-
ten des nationalen Rechtes zwingend vorgeschrieben ist, wodurch Art. 17 III DS-
GVO zugleich auch die Funktion einer Öffnungsklausel zukommt139. Zweifelsfrei 

§ 630 f BGB.140 Hinzu kommen noch die Öffnungsklauseln des Art. 23 I DS-GVO 
(insb. lit. e) sowie lit. i)), welche den Mitgliedstaaten weitreichende Ausnahmere-
gelungen gerade für den Bereich des Datenschutzes im Sozial- und Gesundheits-
wesen in den Vorschriften ihrer nationalen Rechtssysteme ermöglichen.141

Im serbischen Recht folgt das Recht auf Berichtigung personenbezogener Da-
ten aus Art. 29 srDSG, das Recht auf Löschung personenbezogener Daten hinge-
gen aus Art. 30 srDSG. Das Berichtigungsrecht umfasst sowohl die Berichtigung 
i. e. S. als auch das – allerdings vom Zweck der Datenverarbeitung abhängige – 
Recht auf Ergänzung unvollständiger Daten. Das Löschungsrecht nach Art. 30 
srDSG ist hingegen sprachlich sehr unglücklich geraten. In Art. 30 I srDSG ist 
zunächst das ganz allgemein gehaltene Recht des Betroffenen normiert, Löschung 
seiner personenbezogenen Daten zu verlangen. Dieses Recht ist insb. nicht an 
bestimmte tatbestandliche Voraussetzungen geknüpft. Allerdings schreibt dann 

-
desverfassungsgerichtes s. BVerfG 06.11.2019, 1 BvR 16/13 = NJW 2020, 300 (Recht auf Vergessen I) 
sowie BVerfG 06.11.2019, 1 BvR 276/17 = NJW 2020, 314 (Recht auf Vergessen II).

136 Buchner in Buchner, Datenschutz2 90 f., der sehr zutreffend auch darauf hinweist, dass dem sog. Recht 
auf Vergessenwerden im Falle öffentlich gemachter Daten (Art. 17 II DS-GVO) im Gesundheitsdaten-
schutzrecht wohl keine gesteigerte Bedeutung zukommen dürfte. Aus anderer Perspektive, nämliche je-
ner der auf Seiten der Verantwortlichen aufzustellenden und umzusetzenden Löschkonzepte, s. wiederum 
Keppeler/Berning, ZD 2017, 314 (315).

137 Für eine überblickartige Darstellung der einzelnen Tatbestände s. an Stelle vieler Paal in Paal/Pauly 
(Hrsg.), Datenschutzgrundverordnung, Bundesdatenschutzgesetz2 Art. 17 Rz. 22 ff. (2018). Ausführlicher 
Worms in BeckOK Datenschutzrecht Art. 17 (31. Edition Stand 01.11.2019). Der Frage der tatsächlichen 
Wirksamkeit der Regelung widmet sich Hunzinger, Das Löschen im Datenschutzrecht, 189 ff. Zu dem 
(in der konkreten Rechtssache nicht gegebenen) Löschungsanspruch eines Leistungserbringers aktuell 
beispielhaft OLG Frankfurt 09.04.2020, 16 U 218/18.

138 Werry/Knoblich, Die neue europäischen Datenschutz-Grundverordnung – Inhalte und akuter Handlungs-
bedarf für Pharma- und Medizinprodukteunternehmen, MPR 2017, 1 (5).

139 Paal in Datenschutzgrundverordnung, Bundesdatenschutzgesetz2 Art. 17 Rz. 43.
140 Zur Einschränkung der Datenverarbeitung als milderes Mittel im Vergleich zu einer Löschung s. Art. 18 I 

DS-GVO; hierzu auch Buchner in Buchner, Datenschutz2 92 f.
141 S. auch Bieresborn, NZS 2018, 10 (13), der für die Fälle einer nur mit unverhältnismäßig hohem Auf-

wand (insb. hohen Kosten) durchführbare Datenlöschung in Bezug auf das deutsche Recht auf die aus 
§ 84 I SGB X folgende Schranke des Rechtes auf Löschung hinweist.
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Art. 30 II srDSG vor, dass der Verantwortliche in jenen, in den Nummern 1) bis 6) 

Bereich des Gesundheitswesens von Relevanz sind hier wiederum der Wegfall des 
Zwecks der Datenverarbeitung (Nr. 1) sowie der Widerruf der Einwilligung, so-
weit diese die Rechtsgrundlage der Datenverarbeitung dargestellt hat (Nr. 2). Aus 
dem Wortlaut des Art. 30 srDSG geht somit nicht klar hervor, ob das allgemeine 
Löschungsrecht des Betroffenen nach Abs. 1 tatbestandlich durch die Fälle des 
Abs. 2 konkretisierend eingegrenzt wird oder es sich lediglich um eine Aufzäh-
lung jener Fälle handelt, in denen der Verantwortliche von sich aus aktiv werden 
und nunmehr die ohne Rechtsgrundlage verarbeitete Daten der betroffenen Per-
son löschen muss und Abs. 1 der Norm gerade nicht berührt wird. Unter Berück-
sichtigung der grundsätzlichen Orientierung des srDSG an der DSGVO sprechen 
die besseren Argumente für letztere Möglichkeit. Bekräftigt wird dies dadurch, 
dass Art. 30 V srDSG als nationale Schrankenregelung betreffend das Recht auf 
Löschung in Nr. 2) den allgemeinen Schrankentatbestand des Bestehens gesetz-

besonderen Schrankentatbestand für Fälle der Erbringung von Dienstleistungen 
im privaten und öffentlichen Gesundheitswesen aufstellt.

Zur Durchsetzung der Rechte der betroffenen Personen (hier: Patienten) stehen 
grundsätzlich drei verschiedene Wege zur Auswahl, die sich nicht ausschließen, 
sondern logisch ergänzen: Zivilrechtliche Schadenersatzansprüche, strafrechtliche 
Sanktionen einschließlich des Ordnungswidrigkeitenrechtes142 sowie öffentlich-, 
insb. verwaltungsrechtliche Maßnahmen (wie z. B. auf dem Gebiet des Berufs-
rechts143).

Bevor schwerpunktmäßig auf die zivilrechtlichen Schadenersatzansprüche ein-
gegangen wird, die darauf ausgerichtet sind, unmittelbar auf Seiten des Patienten 

Arbeit dargestellten Rechte zu bewirken und somit den Patienten in den Mittel-
punkt stellen, folgen zunächst einige kurze Anmerkungen zu den übrigen, soeben 
benannten Wegen der Rechtsdurchsetzung. Für diese ist kennzeichnend, dass die 
Person des Patienten gerade nicht im Vordergrund steht, sondern die jeweils zur 
Verfügung stehenden Maßnahmen zumindest primär anderweitige Zielsetzungen 
verfolgen.

Im Zusammenhang mit strafrechtlichen Sanktionen ist im deutschen Recht 
ganz allgemein die Verletzung von Privatgeheimnissen nach § 203 StGB144 so-
wie betreffend Gesundheitsdaten im Besonderen der unbefugte Zugriff auf die 

142 Über die Verweise der §§ 85 f. SGB X i. V. m. §§ 41 f. BDSG-neu erfolgt eine ordnungswidrigkeiten-
rechtliche Sanktionierung von Verstößen gegen das Sozialgeheimnis, welche inhaltlich wie formalrecht-
lich im Wege einer entsprechenden Anwendung des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten erfolgt. S. zu 
letzterem bspw. Mitsch, Karlsruher Kommentar zum Gesetz über Ordnungswidrigkeiten5 (2018).

143 Als  ist diesbezüglich insb. der in Deutschland in landesrechtlichen Vorschriften geregelte 
Entzug der Approbation zu nennen, s. Buchner in Buchner, Datenschutz2 99.

144 Näher hierzu an Stelle vieler Cierniak/Nierhaus in Joecks/Miebach, Münchener Kommentar zum StGB3, 
§ 203.
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Daten der elektronischen Gesundheitskarte nach § 307 b SGB V145 zu nennen. 
Im kroatischen Recht kommen die Art. 145 und 146 des Strafgesetzes146 in Be-
tracht, welche die unbefugte Datenverarbeitung mit Haftstrafen von bis zu drei 
Jahren bedrohen; im serbischen Recht entsprechen dem die Art. 141 und 146 des 
Strafgesetzbuchs147. Die genannten Normen des deutschen und kroatischen Rech-
tes stehen zudem in Einklang mit der sog. »Brückennorm« des Art. 84 DS-GVO, 
demzufolge auch die Mitgliedstaaten Sanktionen für Verstöße gegen die DS-GVO 
festlegen können.148

Hinsichtlich verwaltungsrechtlicher Maßnahmen haben die nationalen Auf-
sichtsbehörden der EU-Mitgliedstaaten149 gem. Art. 83 I DS-GVO sicherzustel-
len, dass die von ihnen verhängten Sanktionen gegen die Verantwortlichen wirk-
sam, verhältnismäßig und abschreckend sind. Das obere Maximum für Verstöße 
gegen die hier behandelten Bestimmungen der DSGVO (Art. 6, 9, 15, 16 und 17) 
liegt gem. Art. 83 V DS-GVO bei 20 Millionen Euro bzw. – soweit der Verstoß 

-
schäftsjahr weltweit erzielten Umsatzes.150 Zu beachten ist, dass Art. 83 VII DS-
GVO den Mitgliedstaaten die Möglichkeit eröffnet hat, Behörden und öffentli-
che Stellen von Geldbußen auszunehmen – und von dieser Möglichkeit wurde in 
§§ 85 a SGB X, § 43 III BDSG im deutschen Recht bzw. in Art. 47 hrDurchfG im 
kroatischen Recht auch Gebrauch gemacht151. Dem Ansatz, Datenschutzverstöße 
mit Sanktionen zu belegen, folgt dem Grunde nach auch das serbische Recht, 
welches in den Art. 87, 95 srDSG für Datenschutzverstöße Geldstrafen vorsieht. 
Diese sind allerdings mit einem Strafrahmen von höchstens 2 Millionen Dinar 
(ca. 17 000 EUR) im Vergleich zu Art. 83 DS-GVO sehr gering bemessen, und 
sehen zudem für Unternehmen auch keine Strafzumessung anhand des Jahresum-
satzes vor.

In Bezug auf die Durchsetzung der in diesem Aufsatz behandelten Rechte der 
Betroffenen in dem Sinne, dass der Verantwortliche dazu gezwungen wird, tat-
sächlich bestehende Patientenrechte konkret umzusetzen, kommt Art. 58 II DS-

145 S. Michels in SGB V, Gesetzliche Krankenversicherung6

146 , Narodne novine 125/11 i. d. F. 126/19.
147 
148 Vgl. Frenzel in Datenschutzgrundverordnung, Bundesdatenschutzgesetz2 Art. 84 Rz. 1. In diesem Zu-

sammenhang kommt insb. strafrechtlichen Sanktionen des nationalen Rechtes gesteigerte Bedeutung zu, 
s. Sommer in Däubler/Wedde et al. (Hrsg.), EU-Datenschutz-Grundverordnung und BDSG-neu Art. 84 
Rz. 2 f. (2018).

149 S. hierzu bereits S. 218 betreffend den Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationssi-
cherheit sowie S. 219 betreffend die kroatische Agentur für den Schutz personenbezogener Daten. Eine 

sich u. a. bei Rost, Datenschutzsanktionen: scharfes Schwert oder Papiertiger?, DuD 2019, 488.
150 Näher hierzu auch Sommer in EU-Datenschutz-Grundverordnung und BDSG-neu Art. 83. Auf Sanktio-

nen wegen unterlassener Löschung verarbeiteter Daten gehen Keppeler/Berning, ZD 2017, 314 (318 f.) 
ein.

151
Rz. 8 (107 Erg.Lfg. 2019) weist (freilich nur für das deutsche Recht) darauf hin, dass diese Regelung 
auch in die Landesdatenschutzgesetze übernommen worden ist. Freund/Shagdar, SGb 2018, 267 (278) 
halten allerdings zutreffend und i. E. einschränkend fest, dass vorsätzlich datenschutzwidrig handelnde 
Mitarbeiter von Behörden nicht in den Genuss dieser generellen Herausnahme aus der Sanktionierung im 
Wege eines Bußgeldes kommen; diese Feststellung ist auch auf das kroatische Recht übertragbar.
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GVO eine entscheidende Rolle zu152. Die Norm weist den deutschen und kroa-
tischen Aufsichtsbehörden umfassende Abhilfebefugnisse zu, die u. a. das Recht 
umfassen, den Verantwortlichen zu einer tatsächlichen Handlung (wie z. B. die 
Erstellung und Übergabe von Kopien der Patientenakte) anzuweisen (Art. 58 II 
lit. c)) DS-GVO). Diese Bestimmung ist zudem nach Art. 83 VI DS-GVO mit 

Unternehmensumsatzes genauso bußgeldbewehrt wie die Datenschutzverstöße 
selbst (Art. 83 V DS-GVO, s. soeben). Diese Handlungsmöglichkeiten hat nach 
Art. 79 II Nr. 3 srDSG auch der serbische Datenschutzbeauftragte153, allerdings 
lediglich mit dem soeben dargestellten Sanktionsinstrumentarium der Art. 87, 95 
srDSG.

-
schutzverletzungen, welche die Verantwortlichen (hier: Leistungsträger oder -er-
bringer) nach Art. 33 DS-GVO bzw. Art. 52 srDSG treffen kann, oftmals eine ne-
gative Publicity einhergehen wird154. Darüber hinaus können Datenschutzverstöße 

(bzw. Art. 53 srDSG) nach sich ziehen155.
Die nachfolgenden Ausführungen widmen sich nun den zivilrechtlichen Scha-

denersatzansprüchen der Betroffenen (Patienten)156. Die wesentliche und primäre 
Anspruchsgrundlage sowohl für das deutsche als auch für das kroatische Recht 
stellt Art. 82 DS-GVO dar, der in Abs. 1 gleichermaßen materielle wie immate-
rielle157 Schäden erfasst. Wenngleich materielle Schäden im Bereich des Daten-
schutzrechtes ganz allgemein sowie des Datenschutzrechtes im Gesundheitswe-
sen im Besonderen kaum an erster Stelle stehen werden, so sind sie dennoch nicht 
gänzlich zu vernachlässigen; als praktisches Fallbeispiel seien hier nur die den 
Patienten im Rahmen der Rechtsverfolgung entstehenden Kosten genannt. Von 
gesteigerter praktischer Bedeutung wird hingegen der Ersatz immaterieller Schä-
den wegen Verletzung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts der Betroffenen 
sein.158 Wenngleich diese Verletzungen nicht mehr schwerwiegend sein müssen159, 
um rechtlich ins Gewicht zu fallen, so wird in der Literatur zu Recht darauf hinge-

152 Rost, DuD 2019, 488 (489 ff.).
153 S. hierzu bereits S. 220.
154 Buchner in Buchner, Datenschutz2 99. S. hierzu auch Fuhlrott, Data Incident Management: Rechtlicher 

Umgang mit Datenpannen, NZA 2019, 649 (651).
155 Weichert in EU-Datenschutz-Grundverordnung und BDSG-neu Art. 34; Fuhlrott, NZA 2019, 649 

(651 f.).
156 Für die in der Lehre streitbehaftete Frage, ob es sich um ein sog.»Jedermannsrecht« handelt und eben jede 

natürlich Person Schadenersatzansprüche hätte, der durch einen Verstoß gegen die DS-GVO ein Schaden 
entstanden ist, oder vielmehr nur der Betroffene i. e. S., d. h. die von der Datenverarbeitung i. S. v. Art. 4 
Nr. 2 DS-GVO betroffene, natürliche Person in den Genuss derartiger Ansprüche kommt, s. Quaas in 
Wolff/Brink (Hrsg.), BeckOK Datenschutzrecht Art. 82 Rz. 37 f. (31. Edition Stand 01.02.2020) m. w. N. 

157 Auf den für das deutsche Recht neuen Charakter dieser Regelung weist Wybitul, Immaterieller Schadens-
ersatz wegen Datenschutzverstößen – Erste Rechtsprechung der Instanzgerichte, NJW 2019, 3265 hin.

158 Hierauf geht u. a. Wybitul mit dem treffenden Hinweis ein, dass Art. 82 DS-GVO über die reine Benen-

noch die Art dessen Berechnung aufweist, s. Wybitul, NJW 2019, 3265.
159 Becker in Plath (Hrsg.), DSGVO/BDSG3

Art. 82 DS-GVO, ZD 2019, 498 (501); Wybitul, NJW 2019, 3265 (3267).
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wiesen, dass es sich auch nicht um reine Bagatellverletzungen handeln darf.160 In 
Frage kommen hier z. B. Fälle des sog. »Bloßstellens«, d. h. all jene Situationen, 
in denen der Datenschutzverstoß des Verantwortlichen dazu führt, dass die in die 
Öffentlichkeit gelangten Angaben über die betroffene Person dieser Person zum 
Nachteil gereichen oder sie in ihrer Ehre nachteilig berühren.161 Vorstellbar ist dies 
insb. in Bezug auf medizinische Diagnosen oder verabreichte Arzneimittel, die 
letztlich Rückschlüsse auf die Grunderkrankung des Betroffenen zulassen. Tat-
bestandliche Grundvoraussetzung für Schadensersatzansprüche ist das Bestehen 
eines Verstoßes gegen die DS-GVO oder delegierte Rechtsakte, Durchführungs-
rechtsakte sowie Normen des nationalen Rechtes, welche zum Zwecke der Durch-
führung der DS-GVO, insbesondere der in ihr enthaltenen Regelungsaufträge an 
die nationalen Gesetzgeber, ergangen sind.162 Ausweislich der Bestimmung des 
Abs. 3 handelt es sich um eine Verschuldenshaftung mit der Möglichkeit einer 
Exkulpation des Verantwortlichen163. Wenngleich der Verantwortliche dadurch 

-
tenverarbeitung nachweisen zu können164, handelt es sich dennoch nicht um eine 
vollwertige Beweislastumkehr zugunsten des Patienten, da dieser hinsichtlich des 
Verstoßes gegen die Bestimmungen der DSGVO von Seiten des Verantwortlichen 
sehr wohl weiterhin beweisbelastet ist;165 darüber hinaus muss der Patient freilich 
auch den konkreten immateriellen Schaden nachweisen. Unbeantwortet hingegen 
lässt die DS-GVO zwei in der Lehre streitbehaftete Themenbereiche, die in der 
Praxis erhebliche Bedeutung haben und dementsprechend förmliche Streitigkei-
ten nach sich ziehen können: Zum einen Ausschlüsse der Ansprüche der Patienten 
und zum anderen Anspruchsminderungen wegen Mitverschuldens des Patienten. 
Vorzugswürdig erscheint in diesem Zusammenhang, dass im Voraus (d. h. vor 
Eintritt eines Schadensfalls) formularmäßig vereinbarte Haftungsausschlüsse des 
die Patientendaten Verarbeitenden als der präventiven Funktion des Art. 82 DS-
GVO zuwiderlaufend abzulehnen sind (nachträgliche, vertragliche Ausschluss-

160 Detailliert hierzu Paal, Schadensersatzansprüche bei Datenschutzverstößen, MMR 2020, 14 (16 f.); Be-
cker in DSVGO/BDSG3 Art. 82 Rz. 4 ff.; Wybitul, NJW 2019, 3265 (3267) m. w. N. und dem Hinweis 
auf die in Ausnahmefällen eben doch auch Bagatellfälle berücksichtigende Rspr des OLG Dresden. A. A. 
Quaas in BeckOK Datenschutzrecht Art. 82 Rz. 31, der sich allerdings wohl insb. an dem generellen 
Ausschluss von Bagatellschäden stört.

161 Däubler in EU-Datenschutz-Grundverordnung und BDSG-neu Art. 82 Rz. 16. Ebenso führt Erwägungs-
grund 85 S. 1 DS-GVO (wenngleich in einem Atemzug mit materiellen Schäden) einige Beispiele für 
immaterielle Schäden auf: Rufschädigung oder Bruch der Vertraulichkeit geschützter Daten.

162 Quaas in BeckOK Datenschutzrecht Art. 82 Rz. 14 f.; Paal, MMR 2020, 14 (15).
163 Der österreichische Oberste Gerichtshof spricht von einem vermuteten Verschulden, vgl. OGH 

02.08.2019, 8 O 26/19 = BeckRS 2019, 17459, welches von einer Beweislastumkehr hinsichtlich des 
Verschuldens spricht und ausdrücklich auf die Beweislast des Klägers hinsichtlich des Bestehens des 
datenschutzrechtlichen Verstoßes sowie des aus diesem Verstoß resultierenden Schadens hinweist.

164 Buchner in Buchner, Datenschutz2

165 So auch Paal, MMR 2020, 14 (17) m. w. N. und einer Schilderung des Streitstandes, sowie Quaas in 
BeckOK Datenschutzrecht Art. 82 Rz. 16 und Becker in DSVGO/BDSG3 Art. 82 Rz. 4. Im Ergebnis 
auch Wybitul, NJW 2019, 3265 (3268). Wohl a. A. Wybitul/Haß/Albrecht, Abwehr von Schadenersat-
zansprüchen nach der Datenschutz-Grundverordnung, NJW 2018, 113 (116); unentschlossen hingegen 
Wybitul/Neu/Strauch, Schadensersatzrisiken für Unternehmen bei Datenschutzverstößen, ZD 2018, 202 
(203). Kohn, ZD 2019, 498 (502) spricht differenzierend von einer »teilweisen« Beweislastumkehr. Zur 

Beweis in Weber (Hrsg.), Creifelds, Rechtswörterbuch23 (2019).
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vereinbarungen hingegen nicht) und das dem Europarecht dem Grunde nach be-
kannte Institut des Mitverschuldens des Geschädigten als Korrektiv annehmbar 
ist.166 Als Anspruchsgegner der Schadensersatzansprüche kommen sowohl Private 
als auch Stellen der öffentlichen Hand in Betracht, da die DS-GVO in diesem 
Zusammenhang keine Differenzierung zwischen öffentlichem und nicht-öffentli-
chem Bereich vornimmt.167 Ergänzend zu und neben Art. 82 DS-GVO bleiben die 
mitgliedstaatlichen Haftungsregime unberührt.168 Abschließend ist festzuhalten, 
dass der europäische Normgeber keine tatbestandlichen Beschränkungen für die 

in der DS-GVO selbst noch ist über die Brücke einer in der DS-GVO enthaltenen 
Öffnungsklausel die Zulässigkeit von entsprechend einschränkenden Vorschriften 
der mitgliedstaatlichen Rechtsordnungen gegeben.169 Sollten in der Rechtspre-
chung Fragen der Auslegung der DS-GVO streitig werden, so ist der letztlich ge-
botene Weg der Streitentscheidung das Vorabscheidungsverfahren nach Art. 267 
AEUV, welches dem EuGH die Möglichkeit der verbindlichen Auslegung der in 

170 Nicht zuletzt aus Gründen 
der Rechtssicherheit wie auch -klarheit wäre wünschenswert, dass hiervon nicht 

Instanz darstellenden Gerichte Gebrauch machen (dh all diejenigen Gerichte, ge-
gen deren Entscheidung ungeachtet ihrer konkreten Position in der Gerichtspyra-
mide im konkreten Einzelfall kein Rechtsmittel mehr zulässig ist), sondern bereits 
die Eingangsgerichte, die ohne jeden Zweifel vorlageberechtigt sind.

Das serbische Recht orientiert sich in Art. 86 srDSG wiederum ganz wesentlich 
an dem soeben dargestellten Art. 82 DS-GVO, bildet ihn jedoch nicht vollstän-
dig nach. Hinsichtlich der Person des Schadenersatzberechtigten stellt Art. 82 I 
srDSG von Anfang an ausschließlich auf die Person des Betroffenen ab.171 Der 
Sache nach erfasst sind sowohl materielle als auch immaterielle Schäden der Pati-
enten. Anspruchsbegründende Tatbestandsvoraussetzung ist ein Verstoß gegen die 
Bestimmungen des srDSG172. Dem Verantwortlichen ist gem. Abs. 4 die Exkulpa-
tion eröffnet, soweit er den entstandenen Schaden nicht zu vertreten hat. Ansprü-

166 Paal, MMR 2020, 14 (18) m. w. N. hinsichtlich des Streitstandes und – rein für das deutsche Recht – 
dem Hinweis auf die Inhaltskontrolle des § 307 II Nr. 1 BGB im Recht der allgemeinen Geschäftsbedin-
gungen.

167 Paal, MMR 2020, 14 (15).
168 S. u. a. Paal, MMR 2020, 14. In Folge dessen sind im deutschen Recht insb. die §§ 280 (i. V. m. § 278 

auch noch als Haftung für Erfüllungsgehilfen, s. Buchner in Buchner, Datenschutz2 96), 823, 824, 826, 
831, 839 und 1004 BGB relevant. Für das kroatische Recht sind an dieser Stelle insb. die deliktische 
Generalklausel des Art. 1045 des kroatischen Gesetzes über Schuldverhältnisse (

, Narodne novine 35/05 i. d. F. 29/18) sowie der Unterlassungsanspruch nach Art. 167 des kroati-
schen Gesetzes über Eigentum und andere dingliche Rechte (

, Narodne novine 91/96 i. d. F. 152/14) zu nennen. Soweit durch den Datenschutzverstoß ein gren-
züberscheitender Sachverhalt entsteht, bemisst sich das Deliktsstatut des Internationalen Privatrechts in 
Anwendung der Rom II-Verordnung nach dem Ort des gewöhnlichen Aufenthalts des Patienten, s. Quaas 
in BeckOK Datenschutzrecht Art. 82 Rz. 12.

169 Quaas in BeckOK Datenschutzrecht Art. 82 Rz. 4.
170 S. hierzu an Stelle vieler Streinz, Europarecht11, Rz. 701 ff.
171 Die in Bezug auf Art. 82 I DS-GVO geführte Diskussion betreffend die Reichweite der aktiven An-

spruchsberechtigung (s. soeben Fn. 157) erübrigen sich damit im serbischen Recht von Anfang an.
172 Die DS-GVO stellt hingegen auf Verstöße »[…] gegen diese Verordnung […] ab«, vgl. Art. 82 I.
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che aus anderen Gesetzen bleiben auch nach dem srDSG unberührt173, da dessen 
Art. 86 keine abschließende Regelung beinhaltet.

E. Ausgewählte Fälle
Anhand tatsächlich entschiedener Fälle wird nachstehend die tatsächliche An-

wendung des Datenschutzrechtes in der Rechtsprechung in den Blick genommen. 
Der Schwerpunkt der Ausführungen liegt dabei auf den Kriterien für die Zuerken-
nung immateriellen Schadenersatzes, namentlich der genaueren Bestimmung der 
für die Abgrenzung von Bagatellfällen dienenden Erheblichkeitsschwelle, welche 
im Rahmen einer unionsautonomen174 Auslegung der DS-GVO zu erfolgen ha-
ben. Die besprochenen Entscheidungen wurden lediglich exemplarisch ausge-
wählt und können allein schon aufgrund ihrer Anzahl keinen Anspruch auf eine 
repräsentative oder gar vollständige Untersuchung erheben; auch ist die Anzahl 
publizierter Rechtsprechung zu dieser Frage sehr überschaubar, weshalb neben 
Fällen mit Bezug zum Gesundheitswesen auch Fälle mit Bezug zu anderen Berei-
chen berücksichtigt wurden.175

An erster Stelle soll eingegangen werden auf eine Rechtssache, die zumindest 
thematisch die engste Verbindung zur vorliegenden Abhandlung aufweist. Ein-
schränkend ist allerdings vorauszuschicken, dass sich der streitgegenständliche 
Sachverhalt noch vor Geltungsbeginn der DS-GVO ereignet hatte und das heute 
gültige Datenschutzrecht somit nicht auf diesen anwendbar ist. Allerdings können 
die gerichtlichen Ausführungen zu Kriterien für die Zubilligung bzw. Verweige-
rung immateriellen Schadenersatzes nach §§ 823 I, 253 BGB dem Grunde nach 
als Überlegungen für Kriterien zu Art. 82 DS-GVO hinzugezogen werden. In der 
betreffenden Rechtsache176 hatte das Landgericht Lübeck im Jahr 2019 über die 
unbefugte Berichterstattung des beklagten Psychologen an eine Berufsgenossen-
schaft zu entscheiden. Der Kläger war im Rahmen einer Tätigkeit als Zeitungs-
austräger Opfer eines Überfalls geworden; im Nachgang hierzu hatte die Be-

173 Zu nennen sind in diesem Zusammenhang insb. die deliktische Generalklausel des Art. 154 des ser-
bischen Gesetzes über Schuldverhältnisse (

174 Zur Auslegung des Unionsrecht, insb. dem Erfordernis, in unionalen Rechtsakten anzutreffende Begriffe 
aus dem Unionsrecht selbst heraus (»unionsautonom«) abzuleiten und gerade nicht von dem Begriffsver-
ständnis der mitgliedstaatlichen Rechtsordnungen abhängig zu machen s. an Stelle vieler Seyr, Der 

 in der Rechtsprechung des EuGH (2008) 40 ff. m. w. N. Zur Begriffsbildung im Unionsrecht s. u. a. 
Streinz, Europarecht11, Rz. 634.

175 Neben den nachstehend dargestellten Entscheidungen seien zum Thema des immateriellen Schaden-
ersatzes überblicksartig insb. noch folgende Entscheidungen erwähnt: (i) OGH Wien 27.11.2019, 

dass mangels Schaden auch keine Ausführungen zu dessen Erheblichkeit erfolgten; (ii) LG Karlsruhe 
02.08.2019, 8 O 26/19 = BeckRS 2019, 17459 – die allerdings aufgrund des Fehlens eines Verstoßes 
gegen die DS-GVO (Rz. 12 ff.) erst gar nicht zur Erörterung von Kriterien für die Erheblichkeit der Per-
sönlichkeitsrechtsverletzung des Klägers kommt; (iii) OLG Dresden 11.06.2019, 4 U 760/19 = BeckRS 
2019, 12941 – auch hier ergab der Sachverhalt keinen Verstoß gegen die DS-GVO, so dass folglich auch 
keine Kriterien zur Erheblichkeit einer Verletzung des Persönlichkeitsrechts erörtert oder gar neu heraus-
gearbeitet werden konnten.

176 LG Lübeck 11.04.2019, 12 O 270/18, ZD 2020, 255 = BeckRS 2019, 14957.
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rufsgenossenschaft, offensichtlich nach längeren Meinungsverschiedenheiten177, 
die Kosten für insgesamt fünf probatorische Sitzungen des Klägers mit dem be-
klagten Psychologen übernommen. Im Nachgang zur ersten derartigen Sitzung 
am 08.09.2016 forderte die Berufsgenossenschaft den Beklagten am 13.09.2016 
dazu auf, Bericht zu erstatten. Dieser Aufforderung kam der Beklagte in weiterer 
Folge auch nach, wobei wohl zumindest keine schriftliche Einverständniserklä-
rung (Einwilligung) des Klägers für diese Verarbeitung seiner personenbezoge-
nen Daten in Form einer Übermittlung an die Berufsgenossenschaft vorlag (ob 
eine mündliche Einwilligung erteilt worden war, konnte im Verfahren nicht er-
mittelt werden). Aufgrund der in diesem Vorgang liegenden Verletzung seines 
allgemeinen Persönlichkeitsrechts begehrte der Kläger Schadenersatz in Form 
eines Schmerzensgeldes in Höhe von mindestens 5001,– EUR sowie die Erstat-
tung seiner vorgerichtlichen Anwaltskosten, beides jeweils zuzüglich gesetzlicher 
Zinsen.178 In seiner Begründung für die Klageabweisung führt das Landgericht 
Lübeck zunächst aus, dass der Kläger rechtsmissbräuchlich im Sinne von § 242 
BGB gehandelt habe, da davon auszugehen sei, dass er bei einem entsprechen-
den Verlangen durch den Beklagten die schriftliche Einwilligung zur Datenüber-
tragung an die Berufsgenossenschaft auch erteilt hätte; eine Verweigerung dieser 
Einwilligung hätte gleichsam das Ende der vom Kläger nicht zuletzt aufgrund des 
bestehenden Leidensdrucks vehement verlangten Behandlung bedeutet.179 Weiters 
weist das Gericht darauf hin, dass dem Kläger aus der unbefugten Weitergabe der 
Daten an die Berufsgenossenschaft auch gar kein Schaden entstanden sei: Zum 
einen sei der Berufsgenossenschaft der Zustand des Klägers bereits aus der Vor-
korrespondenz mit ihm bekannt gewesen. Zum anderen, und dieser Teil der Be-
gründung ist nach hier vertretener Ansicht als Kriterium für die zu überwindende 
Erheblichkeitsschwelle für immaterielle Schadensersatzansprüche nach Art. 82 
DS-GVO übertragbar, genüge die bloße Rechtsverletzung noch nicht, um ein 
Schmerzensgeld zu verlangen. Das Gericht weist darauf hin, dass die Berufsge-
nossenschaft aus den Berichten des beklagten Therapeuten keine neuen Erkennt-
nisse über den Zustand des Klägers gewonnen habe;180 ebenso sei es zu keinen 
Auswirkungen auf das Krankheitsbild oder den Behandlungserfolg gekommen.181 
Zwar ist die vom Gericht gewählte Formulierung in sprachlich negativer (vernei-
nender) Form gehalten, was freilich die logische Folge der einzelfallbezogenen 

-
folgerung gezogen werden, dass die unzulässige Weitergabe  Informationen 
über den Gesundheitszustand von einem Therapeuten (behandelnden Arzt) an die 
Berufsgenossenschaft (oder einen sonstigen Leistungsträger, oder auch an einen 
anderen Leistungserbringer182) einen Schmerzensgeldanspruch der betroffenen 
Person nach sich zieht, insbesondere und umso mehr dann, wenn hieraus negative 
Entwicklungen des Krankheitsbildes folgen und/oder sich der Behandlungserfolg 
verschlechtert. Offen ist freilich, ob sich dieser Argumentation auch die Oberge-

177 LG Lübeck 11.04.2019, 12 O 270/18 Rz. 6.
178 LG Lübeck 11.04.2019, 12 O 270/18 Rz. 10.
179 LG Lübeck 11.04.2019, 12 O 270/18 Rz. 20 ff.
180 LG Lübeck 11.04.2019, 12 O 270/18 Rz. 32 ff.
181 LG Lübeck 11.04.2019, 12 O 270/18 Rz. 29.
182 Für eine detaillierte Aufstellung s. Kühling, MedR 2019, 611 (617 f.) m. w. N.
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richte anschließen werden: Gegenwärtig ist beim OLG Celle183 ein Rechtsmittel 
gegen diese Entscheidung des Landgerichtes Lübeck anhängig.

In seinem rechtskräftigen Schlussurteil vom 07.11.2018 musste das Amtsge-
richt Diez über den noch offenen Teil des Klagebegehrens betreffend ein Schmer-
zensgeld i. H. v. mindestens 500 EUR entscheiden.184 In der Sache selbst ging es 
um den Erhalt einer ungewollten E-Mail-Nachricht am 25.05.2018 (dem ersten 
Geltungstag der DS-GVO). Mit der gegenständlichen Nachricht hatte der Be-
klagte die Einwilligung des Klägers für den weiteren Bezug des Newsletters des 
Beklagten angefragt.185 Mit Teil-Anerkenntnisurteil war dem Kläger ein Scha-
denersatz i. H. v. 50,– EUR zzgl. Prozesszinsen zugesprochen worden. Der darü-
ber hinaus geltend gemachte Anspruch scheiterte allerdings am Fehlen eines aus 
dem Verstoß gegen die DS-GVO resultierenden Schadens auf Seiten des Klägers. 
Das Gericht hat in diesem Zusammenhang insbesondere ausgeführt, dass bloße 
Unannehmlichkeiten nicht dafür reichen, dem Kläger einen über den Betrag des 
Teil-Anerkenntnisurteils hinausgehenden Geldbetrag als immateriellen Schaden-
ersatzes zuzusprechen. Vielmehr müsse die Beeinträchtigung der persönlichen 
Belange des Klägers sowohl objektiv bestehen als auch von ihrem Ausmaß her 
spürbar sein. Eine bloße Bagatelle genüge hingegen nicht für die Geltendma-
chung des hier noch streitgegenständlichen Betrages.186

Das Landesgericht Feldkirch (Österreich) war im Jahr 2019 mit einer Rechts-
sache187 befasst, in welcher der Kläger von der beklagten Österreichischen Post 
AG188, die u. a. im Rahmen des Direktmarketings eine Art politische Markt- und 
Interessenforschung sowie Adresshandel betreibt189, immateriellen Schadenersatz 
i. H. v. 2500,– EUR begehrte. Als Rechtsgrundlage hierfür benannte der Kläger 
eine ganze Reihe von Datenschutzverstößen durch die Beklagten, welche von 
zunächst verspäteter und anschließend unvollständiger Auskunftserteilung über 

-
nitäten) bis hin zu Verstößen gegen das Richtigkeitsgebot der Datenverarbeitung 
reichten190 und zwischen den Parteien im Wesentlichen bis zuletzt streitig waren. 
Das LG Feldkirch sah das Bestehen einer entgegen der DS-GVO erfolgten Da-
tenverarbeitung als erwiesen an und sprach dem Kläger 800,– EUR immateriellen 
Schadensersatz zu.191 Hinsichtlich der Kriterien für die Schadensbemessung stellte 
das Gericht unter Berufung auf die Literatur u. a. auf die Kategorie der rechtswid-
rig verarbeiteten Daten, die Auswirkungen des Datenschutzverstoßes beim Be-
troffenen sowie Gewicht und Zeitraum dieses Verstoßes ab und schloss zugleich 
bloße »Unlustgefühle« als anspruchsbegründend aus.192 Im konkreten Fall kam 
dem Umstand entscheidende Bedeutung zu, dass die Erhebung und Speicherung 

183 AZ 4 U 7419.
184 AG Diez 07.11.2018, 8 C 130/18, BeckRS 2018, 28667.
185 AG Diez 07.11.2018, 8 C 130/18 Rz. 4, 7.
186 AG Diez 07.11.2018, 8 C 130/18 Rz. 5 ff.
187
188
189
190
191
192



247   ZIAS 2020

-
sonenbezogener Daten i. S. v. Art. 9 I DS-GVO darstellt.193 In Folge dessen kann 
in Bezug auf die Erheblichkeitsschwelle eines Datenschutzverstoßes als verall-
gemeinerungsfähiges Kriterium aus dieser Entscheidung herausgelesen werden, 
dass bei den in Art. 9 I DS-GVO detailliert bezeichneten besonderen Kategorien 
personenbezogener Daten – und hierzu gehören auch Gesundheitsdaten – bereits 
eine ohne Rechtsgrundlage erfolgte Verarbeitung die Erheblichkeitsschwelle für 
einen Schadenersatzanspruch überschreiten kann.

F. Ergebnis
Der legislative Rahmen des Datenschutzrechts im Gesundheitswesen innerhalb 

der Europäischen Union ist gekennzeichnet durch das Mit- und Nebeneinander 
mehrerer Regelungsebenen, welche einerseits in einem Hierarchieverhältnis ste-
hen, andererseits allerdings auch miteinander verschränkt sind: einer europarecht-
lichen Ebene, einer nationalen (mitgliedstaatlichen) Ebene sowie (soweit vorhan-
den) einer landesrechtlichen Ebene. Auf der europarechtlichen Ebene angesiedelt 

welcher in ihrem Anwendungsbereich zwar Anwendungsvorrang zukommt, die 
allerdings in der hochkomplexen Materie des Datenschutzrechts im Gesund-
heitswesen als Teil des Sozialwesens über Öffnungsklauseln Raum für nationale 
Abweichungen belässt. Diesem Aufbauschema der normativen Grundlagen ent-
spricht die Strukturierung der Aufsichtsbehörden hingegen nur teilweise: dem eu-
ropäischen Datenschutzbeauftragten kommt in dem in dieser Abhandlung darge-
stellten Rechtsgebiet keine Bedeutung zu; auf nationaler Ebene sind in Deutsch-
land der Bundesbeauftragte für den Datenschutz und in Kroatien die Agentur 
für den Schutz personenbezogener Daten, und in Deutschland wiederum auf der 
Ebene der Bundesländer die einzelnen Landesbeauftragten für den Datenschutz 
zu nennen. Diesem Ansatz folgt dem Grunde nach auch das nationale Recht der 
Republik Serbien, welche als Beitrittskandidat für die Europäische Union zwar 
nicht unmittelbar an das Unionsrecht gebunden ist, allerdings im Rahmen des 
Beitrittsprozesses gem. Art. 72 des mit der EU geschlossenen Stabilisierungs- und 
Assoziierungsabkommens auf eine Angleichung seiner nationalen Vorschriften an 
den  hinarbeitet.

Für die Datenverarbeitung im Gesundheitswesen gilt in allen drei behandel-
ten Rechtsordnungen im Ausgangspunkt gleichermaßen das sog. Verbotsprinzip 
mit Erlaubnisvorbehalt, demzufolge jede Verarbeitung personenbezogener Daten 
einer Rechtsgrundlage bedarf. Während die diesbezüglichen gesetzlichen Erlaub-

bedarf die Einwilligung als alternativer Erlaubnistatbestand einer informierten 
und ausdrücklichen, wenngleich nicht zwingend förmlich abgegebenen Willens-
erklärung der von der Datenverarbeitung betroffenen natürlichen Person.

Hinsichtlich des Schutzes der Rechte der betroffenen Personen wurden in 
dieser Abhandlung im weiteren das Auskunftsrecht, das Widerspruchsrecht, das 

193
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Recht auf Berichtigung und Löschung personenbezogener Daten sowie einzelne 
Instrumente zur Rechtsdurchsetzung als in allen drei betrachteten Rechtsordnun-
gen vorgesehene Rechtsinstitute behandelt. Schlaglichtartig zeigte sich hierbei 
bezüglich des Auskunftsrechts, welchem datenschutzrechtlich ganz besonderes 

-
tientenakten, der nicht zuletzt im Falle der gerichtlichen Durchsetzung von Scha-
denersatzansprüchen sehr große Bedeutung zukommt, ist nach den Regelungen 

und Kroatiens verstößt dies jedoch ganz offen gegen Art. 12 V DS-GVO. Wenn-
gleich in der Lehre nachhaltige Argumente für diese nationalen Regelungen vor-
gebracht werden, verlangt nicht zuletzt die unionale Vertragstreue eine Behebung 
dieser Normenkollision im Wege einer Angleichung der nationalen Rechte an die 
DS-GVO.

Von den vielfältigen, gleichsam vom Zivilrecht, öffentlichen Recht und Straf-
recht zur Verfügung gestellten Maßnahmen zur Durchsetzung der Patientenrechte 
wurde schwerpunktmäßig auf die Frage eingegangen, welche Erheblichkeits-
schwelle ein vom Verantwortlichen begangener Datenschutzverstoß aufweisen 
muss, um immateriellen Schadenersatz für die betroffene Person nach sich zu zie-
hen. Wenngleich die Rechtsprechung zu dieser Frage – nicht zuletzt aufgrund der 
noch überschaubaren Zeitspanne seit Geltungsbeginn der DS-GVO – noch keine 
ständigen (geschweige denn zwischen den Gerichten der Mitgliedstaaten einheit-
lichen) Kriterien herausbilden konnte, besteht doch insoweit Einigkeit, dass die 
reine Tatbestandsmäßigkeit eines allgemeinen Datenschutzverstoßes für sich al-
leine genommen nicht ausreichend ist. Gleiches gilt dem Grunde nach für reine 
Bagatellschäden. Anders könnte sich dies jedoch im Bereich des Datenschutzes 
im Gesundheitswesen gestalten, da hier die Verarbeitung von Gesundheitsdaten 
als besonders geschützter Kategorie personenbezogener Daten betroffen ist. Es 
bleibt allerdings abzuwarten, in welche Richtung das judikative Pendel genau 
ausschlagen wird. Zudem ist abschließend rein klarstellend festzuhalten, dass die 
(verbindliche und abschließende) Auslegung der in der DS-GVO enthaltenen Be-

– in Form einer unionsautonomen Auslegung  alleinige Angelegenheit 
des EuGH ist.
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A. Introduction
In recent years, the importance of collective redress as a tool for guaranteeing 

access to justice has grown in the European Union and its Member States. The 
EU has to date managed to harmonize collective injunctive and declaratory relief 

harmonize collective consumer compensatory redress. Other than that, collective 
redress on the EU level is regulated in a piece of soft-law, namely the European 
Commission’s Recommendation of 11 June 2013 on common principles for in-
junctive and compensatory collective redress mechanisms in the Member States 
concerning violations of rights granted under EU law.1 The Member States have 
thus far followed the existent EU framework by implementing the binding di-
rectives on injunctive relief, while they have either omitted regulating collective 
compensatory redress or set out their own versions of this type of remedy rang-
ing from general horizontal collective redress legislation to provisions covering 

mostly on consumer protection while labour disputes have not been in spotlight of 
their activities although infringements of the workers’ rights often result in mass 

Member States that reacted to the 2013 Commission Recommendation by adopt-
ing in 2017 the Collective Actions Act (CAA)2 that introduced compensatory and 
injunctive collective settlements and collective actions for the protection of a va-
riety of rights of mass harm victims, including the workers’.

In two years after the beginning of the application of the CAA, three collective 

collective proceedings in Slovenia covered a labour dispute. Compensatory col-

Ljubljana by the Ministry of Defence Union against the Republic of Slovenia3 
already in July 2018, i. e. already three months after the CAA started to apply. 

-
ceedings. It showed how complex collective proceedings are and raised questions 
as to the suitability of collective redress mechanisms for solving labour disputes 
diminishing thereby sharply the initial enthusiasm for collective redress present 
before and upon the enactment of the CAA.

The purpose of this article is to present the regulation of collective actions in 
labour disputes in Europe. Relevant legislative framework on the EU level and 

1 2013/396/EU.
2 
3 No. Pk 1/2018.
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the regulation of collective redress in the Member States and other European 
countries, as well as their application in practice is analysed. Particular focus is 
placed upon the recent Slovenian experience with collective proceedings and the 
challenges the judges are facing in applying the rules of the novel CAA to labour 
disputes. Comparative analysis of collective proceedings in labour disputes in for-
eign jurisdictions was also made in the attempt to detect the problems encoun-
tered and issues raised amid the assessment of collective actions in such disputes, 
and to thus ascertain the suitability of collective redress mechanisms for the pro-

-
venian collective action proceedings in a labour dispute is being compared to the 
one in the US  case.

B. Collective Redress in Labour Disputes in Europe

In contrast to the US and other common law jurisdictions, collective redress 
in Europe has only started to emerge. The initial ideas of regulating collective 
redress in the EU date back to the 1980s. The development has been slow and 
gradual and has to date not been completed.4 -

interests, in particular those of the consumers. This type of relief is regulated in 
5 or laying down the 

6 as well as in the general Injunction Directives 
of 1998 and 2009.7 Claims arising from labour disputes are not covered by this 
set of rules. Further EU legislative efforts focused on expanding injunctive and 
declaratory relief to other areas of law as well as accompanying it with rules on 
collective compensatory redress. The latter has to date still not been set out in 
binding EU law.

The attempts to regulate compensatory collective redress on the EU level com-

protection and antitrust, where mass harm cases arise most often and where the 
claims are typically suitable for assessment in collective action proceedings. Un-
fortunately, these attempts failed, and the Commission eventually decided to reg-
ulate collective redress (both injunctive and compensatory) horizontally.8 In 2010 

4 For a detailed analysis of the development of collective redress in Europe, see A. Vlahek A. Vlahek, Devel-
opment of Consumer Collective Redress in the EU: a Light at the End of the Tunnel?, BYIL, Vol. 18, to be 
published in 2020.

5 Such as misleading advertising, unfair commercial B2C practices, unfair contract terms in B2C contracts.
6 E. g., in directives on consumer distance contracts, consumers’ rights, medicinal products for human use, 

etc.
7 Directive 98/27/EC of the European Parliament and of the Council of 19 May 1998 on injunctions for 

the protection of consumers’ interests, OJ L 166, 11 June 1998, in force from 1 July 1998, repealed by 
Directive 2009/22/EC of the European Parliament and of the Council of 23 April 2009 on injunctions for 

Redress set out in these directives could be applied only in cases of protection of consumer interests as set 
out in consumer directives listed in the annexes to the Injunctions Directives.

8 A. Vlahek (tbp 2020), op. cit.
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and 2011, it launched a public consultation »Towards a more coherent European 
approach to collective redress« and stressed that a general legal framework for 
collective redress would be drafted to correspond to the European legal tradition, 

both injunctive (requiring cessation of or prohibiting a violation of rights) and 
compensatory collective redress. This piece of soft-law should facilitate access to 
justice, stop illegal practices and enable injured parties to obtain compensation in 
mass harm situations caused by violations of rights granted under EU law, while 
ensuring appropriate procedural safeguards to avoid abusive litigation.9 The Com-
mission stressed that the principles set out in the Recommendation should be com-
mon across the EU, while respecting the different legal traditions of the Member 
States, and called upon the Member States to ensure that their collective redress 
procedures are fair, equitable, timely and not prohibitively expensive.10 The prin-
ciples should be applied equally in all areas where collective claims in respect of 
violations of the rights under EU law would be relevant. The Preamble lists the 
typical areas of EU law where collective redress is of value: consumer protection, 

legislation and investor protection.11 Labour disputes are not mentioned there nor 

redress. This, however, does not mean that the principles of the Recommendation 
may not be applied also in this type of disputes should the Member States de-
cide so. When implementing the Recommendation, the Member States can extend 
the rules on collective redress also for labour disputes irrespective of whether the 
workers’ rights are safeguarded by EU law or national law only.

Standing was to be given to a group of two or more natural or legal persons 
harmed in a mass harm situation,12 and to – this being collective redress 

the Member States or 
capacity to be able to represent the interest of plaintiffs in an appropriate manner) 
and/or to a public authority.13

proceedings and to guarantee the sound administration of justice.14 The Member 
States should establish national registries of collective actions.15 With regard to 
injunctions, the Commission asked the Member States to ensure that the compe-
tent authorities treat injunctive orders with all due expediency, where appropriate 
by way of summary proceedings, and to establish appropriate sanctions against 
the losing defendant with a view to ensuring the effective compliance with the 
injunctive order.16 Opt-in was set as a rule in collective compensatory proceed-
ings while any exception to this principle, by law or by court order, should be 

9 Para. 1 of the Recommendation.
10 Para. 2 of the Recommendation.
11 Para. 7 of the Preamble.
12 On the ambiguity of this provision, see A. Vlahek (tbp 2020), op. cit.
13
14
15
16
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17 Elements such as 
punitive damages, intrusive pre-trial discovery procedures and jury awards should 
be avoided as a general rule being foreign to the legal traditions of most Member 
States.18 The »loser pays principle« should apply.19 Third-party funding is allowed 

of interest.20 Contingency fees are not desirable and must not create any incentive 
to litigation that is unnecessary from the point of view of the interest of any of the 
parties.21 The Recommendation fosters the use of consensual alternative dispute 
resolution (ADR) that should be available to the parties before and throughout 
litigation proceedings.22

The Commission asked the Member States to implement the Recommenda-
tion’s principles by the end of July 2015 and declared that it would decide after 
evaluating the Member States’ response whether to draft any binding rules on 
collective redress in order to guarantee that the rules on collective actions pro-
cedures are laid down and harmonized throughout the EU. In January 2018, the 
Commission issued a Report on the implementation of the Recommendation23 
showing that consumer injunctive relief is available in all Members States as a 
result of the implementations of the binding directives, while only a part of the 
Member States have decided to expand it to other areas of law either by applying 
the rules horizontally (Bulgaria, Denmark, Lithuania, the Netherlands, Sweden) 

-
ployment and anti-discrimination. Hungary and Spain are mentioned as having 
available collective injunctive relief in employment matters, while Slovenia that 
also offers it, was somewhat erroneously not yet covered by the Report as a Mem-
ber State with available collective redress although at the time the Report was 
issued, it had already adopted the CAA (and not merely drafted it as stated in the 
Report). According to the Commission, compensatory collective redress was at 
the time available in 19 out of the (then) 28 Member States (Austria, Belgium, 

-
nia, Malta, the Netherlands, Poland, Portugal, Romania, Spain, Sweden and the 

sectors (mainly to consumer claims), while only six Member States have taken 
a horizontal approach in their legislation, allowing for collective compensation 
proceedings across a variety of areas (Bulgaria, Denmark, Lithuania, the Nether-
lands, Portugal and the UK are listed here).24 Only seven Member States in fact 

17
18 Para. 31 of the Recommendation.
19 Para. 11 of the Recommendation.
20
21
22
23 Report from the Commission to the European Parliament, the Council and the European Economic and 

Social Committee on the implementation of the Commission Recommendation of 11 June 2013 on com-
mon principles for injunctive and compensatory collective redress mechanisms in the Member States con-
cerning violations of rights granted under Union law (2013/396/EU), 25 January 2018, COM(2018) 40 

24 In some of the listed Member States, redress termed broadly by the Commission as »collective action« is, 
however, available only in the form of joinder of actions or assignment of claims.
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reacted to the Recommendation by adopting new legislation on collective com-
pensatory actions, or amending the existent legislation accordingly, while nine 
Member States remained passive in this regard. The Commission also concluded 
that where available, collective compensatory redress was mainly used in the 

-
cial services, as well as in competition follow-on actions. Labour disputes are not 
mentioned here. The Commission stressed that the relative absence of recourse 

that in many Member States compensatory or indeed injunctive relief is available 
only for consumers or in competition law, but it also appears to be linked to other 
factors such as the complexity and length of the proceedings or restrictive rules 
on admissibility, often related to legal standing.25

As there was only a limited reaction to its 2013 Recommendation by the Mem-
ber States, the Commission decided to draft a binding piece of EU legislation in-
stead of further resorting to soft-law measures. Already in April 2018, it published 
a proposal for a new directive on consumer representative actions26 that is now in 

27 Despite favouring a general, horizontal 
-

sion eventually decided to draft a collective redress scheme for the protection of 
the consumers’ interests only. Regulation of collective redress in labour disputes 
thus remains in the ambit of the Member States’ own legislative activities.

A world-widely known jurisdiction enabling class actions for all kind of dis-
putes, regardless of their nature, including labour disputes, is the one of the 
United States of America.28 A similar form of collective redress can be found also 
in other common-law countries, such as Canada,29 Australia,30 Israel,31 but also in 
Turkey32 which has a civil law legal system. The mechanism of class action in EU 
Member States is on the other hand primarily still designed to protect the interests 
of consumers. The majority of other European countries, too, explicitly limits it to 

25 Para 2.1.1 of the Report.
26 Proposal for a Directive of the European Parliament and of the Council on representative actions for the 

protection of the collective interests of consumers, and repealing Directive 2009/22/EC (Text with EEA 

April 2018.
27 On 30 June 2020, the Council has issued a redrafted proposal.
28 N. M. Pace, Class actions in the United States of America: an overview of the process and the empirical 

literature,  
(9 July 2020).

29 A. Monkhouse and K. Wisnicki, Categories of Employment Class Actions, www.monkhouselaw.com/
wp-content/uploads/2019/05/CPD-Essay-Class-Actions-Final-Version-jmd.pdf (9 July 2020).

30 V. Morabito and J. Caruana, Australian Unions – the Unknown Class Action Protagonists, http://

actions.pdf (9 July 2020).
31 https://uk.practical 

law.thomsonreuters.com/8-617-6659?transitionType=Default&contextData=(sc.Default)&firstPage= 
true&bhcp=1 (9 July 2020).

32 E. Büyüksagis, Collective Actions in Turkey, p. 2, 
documents/Turkey.pdf (9 July 2020).
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regulations of class actions relevant for labour disputes are presented. It should 
be noted, however, that the sources on this topic in English are rather limited and 
are scattered throughout different documents that might at some point be already 
outdated having regard to the fact that in Europe many states are in the middle of 
the legislative process for the adoption of the rules on collective redress.

In Poland, where collective redress, both in the form of injunctive and compen-
satory relief, seems to be a very attractive mechanism,33 the Class Actions Law34 
does not apply to labour cases. According to the initial drafts, the act was to be 
available for all disputes irrespective of their nature and source, but it was eventu-
ally decided to have a narrow scope of application. Labour law disputes are there-

of the industrial sector of Poland.35 -
tion for the breach of their labour law rights,36 but can do so if their claim grounds 
on other law provisions37 (i. e. tort law).38 The scope of application of the act was 
probably restricted only to test the mechanism in practise, and was planned to be 
widened later,39 but it has not been done so in the 10-year time after the adoption 
of the act. What is interesting in the Polish system is that it sets out a rather strict 
commonality requirement in cases involving monetary claims, i. e. that a class ac-
tion is possible only if the amount claimed by each class member is the same (this 
may be done in sub-classes of at least two people), while in other cases involving 
monetary claims, the lawsuit may be limited to a mere declaratory relief, which 
can then be followed by individual lawsuits.40

41 (where 
such a mechanism is limited to consumer disputes only), Luxembourg42 (where 

33
the Class Actions Law being in force, there were more than 100 court cases. See http://globalclassactions.

 (8 July 2020).
34 Pol. 

35 M. Tulibacka (2015), op. cit., p. 6.
36

pl/artykuly/491924,pracownik-latwiej-odzyska-zalegla-pensje.html (7 July 2020).
37 The Class Actions Law (article 1.2) states that it can be used for »claims seeking consumer protection, 

claims concerning liability for defective products and claims in tort, excluding claims for protection of 

 Poland, 
updatePDF.pdf (8 July 2020).

38
extra hours without payment. As mentioned, a collective action cannot be used for labour law disputes, 

claiming that they are not subject to the labour law regulations and were therefore pursuing claim in tort. 
-

 (7 July 2020).
39 M. Tulibacka (2015), op. cit., p. 6.
40 , p. 3.
41 www.collectiveredress.org/collective-redress/reports/greece/factsheet 

(8 July 2020).
42 L. V. Steinmetz, Luxembourg, www.collectiveredress.org/collective-redress/reports/luxembourg/factsheet 

(8 July 2020).
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43 (where the in-
junctive and limited compensatory relief mechanism is available for collective 
shareholder actions and for collective consumer claims) and Finland44 (where it 
is also limited to consumer disputes). In France,45 the application of class actions 
regulation has been slowly broadened from initial protection of consumer rights, 
health and competition to several other areas, including environmental liability, 
personal data protection, and discrimination.46 Nevertheless, the regulation still 
does not cover labour disputes.

On the other side, in some European countries a »procedural protection« in the 

offering a collective redress for employment-related disputes in Europe was Swe-
47 provided for different types of collective actions 

already in 2002. Although the typical US-style class action that is otherwise avail-
able in Sweden, cannot be used for labour disputes,48 these can be an object of a 

-
sentative organisations which can later also represent their members in the court 
procedure and conduct legal proceedings on their behalf.49

In Spain, a class action can be used in various different sectors, such as con-
sumer law, environment, industrial property, antidiscrimination law, as well as 
labour law.50 However, in contrast to consumer disputes where compensatory col-
lective actions are available, labour disputes can be the subject-matter only to 
injunctive collective redress.51

43 www.mondaq.com/germany/trials-appeals-compensation/ 
867908/collective-redress-in-germany www.collectiveredress.org/
collective-redress/reports/germany/factsheet (8 July 2020).

44 K. Viitanen, Collective litigation in Finland, p. 3, 
 (8 July 2020).

45 A. Bailly and X. Haranger, Class/collective actions in France: overview, https://uk.practicallaw.thomson 
reuters.com/Document/Iba1d69fa406211e598dc8b09b4f043e0/View/FullText.html?transitionType=Categ
oryPageItem&contextData=(sc.Default)&navId=0752913B3B84D85CA93EC993B6EB21C8&comp=plu

 (8 July 2020), and D. Fairgrieve and A. Biard, France, www.collectiveredress.
org/collective-redress/reports/france/factsheet (8 July 2020).

46
collective redress is available (consumer, competition and health law), in some only injunctive (data pro-
tection), and in some both compensatory and injunctive (discrimination and environment). D. Fairgrieve 
and A. Biard, op. cit.

47 Issued on 30 May 2002, www.government.se/49d550/contentassets/ee615abb083742e88b9fd4fac8f82183/
 (8 July 2020).

48
Edition, Oxford University Press, 2012, pp. 200, 202.

49 N. Widjeskog and M. Bjerkelund, Sweden, www.linklaters.com/en/insights/publications/collective-re-
-

 (8 July 2020).
50

spain/overview (8 July 2020). For an English version of the relevant act (
), see www.global-regulation.com/translation/spain/618862/law-36-

 (8 July 2020).
51 A. Vegia Torregrosa, Araoz & Rueda Abogados, Class/collective actions in Spain: overview, https://

uk.practicallaw.thomsonreuters.com/4-617-9400?navId=EDE3FF0DBC92AF417654238CE15320E7&co
 (8 July 2020).
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A Member State where a collective action in labour disputes was recently en-
abled (or was at least supposed to be enabled) is Italy. In April 2019, the Italian 
Parliament adopted an act governing class actions which predicted that a class 
action can be used as a compensatory or injunctive collective redress by anyone.52 
The act was supposed to apply to unlawful actions committed after the act came 
into force, which was predicted for 19 April 2020, i. e. a year after its adoption. 
The new regulation was promising, but sadly the date of the act entering into 
force has been postponed already twice and is currently predicted for 19 Novem-
ber 2020.53

Collective actions (albeit in some cases only in the form of injunctive and/or 
declaratory relief) can be used in labour disputes also in some other European 
countries, e. g. Hungary,54 Norway,55 Lithuania,56 Croatia57 and Portugal58 to name 

-
tive compensatory redress, is Slovenian, as presented below. When adopting the 
regulation on collective redress in Slovenia, a wide range of the disputes, includ-
ing labour disputes were explicitly listed as falling within the scope of the new act 
on collective actions and settlements.

Workers in the countries where collective actions are not available for labour 
disputes, could still resort to the rules on collective redress in anti-discrimination 
disputes if these are available (as in France, for example59). In such cases, collec-
tive redress is limited only to discriminatory practices at workplace and cannot 
cover breaches of other workers’ rights.

52 Law no. 31 of 12 April 2019. E. Rajneri and C. Poncibò, Italy, www.collectiveredress.org/collective-
redress/reports/italy/factsheet (8 July 2020).

53 See  (8 July 2020).
54 Report 2013/396/EU stresses that Hungary and Spain are the EU Member States, providing for a collec-

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/SL/TXT/
HTML/?uri=CELEX:52018DC0040&from=en (9 July 2020).

55
on pension rights for a group of workers in the oil industry, which passed the requests of the initial certi-

http://globalclassactions.stanford.edu/sites/
 (9 July 2020).

56 http://globalclassactions.stanford.edu/sites/default/
 (9 July 2020).

57 A limited form of collective redress in Croatia exists since 2011. The Civil Procedure Act (

 502.a does not provide for an exhaustive 
list of the disputes that can be subject matter of a collective action. It states that the interests protected with 
a collective action may be environmental, moral, ethnic, consumer, anti-discrimination and other that are 
legally guaranteed and which are seriously harmed or endangered by the activity of the person, against 

58
1.9, https://iclg.com/practice-areas/class-and-group-actions-laws-and-regulations/portugal (9 July 2020).

59 A. Bailly and X. Haranger, op. cit.
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C. The Slovenian Experience with Collective  
Actions in Labour Disputes

1. Relevant legislation

Labour disputes in Slovenia are generally dealt with in special civil procedure 
regulated in the Labour and Social Courts Act (LSCA).60 This procedure is cus-

be expedited compared to regular civil procedure,61 and the worker’s position in 
the procedure under the LSCA is favoured as opposed to regular civil procedure 
where the parties have equal procedural rights and protection. In labour disputes, 
the provisions of the Civil Procedure Act (CPA)62 are to be applied subsidiarily.63 
However, if labour disputes are being solved by way of a collective action or col-
lective settlement, the procedural rules of the CAA apply. According to the CAA, 
the rules of the CPA (and thus not necessarily those of the LSCA) apply 

 regarding procedural questions not covered by the CAA or another 
act.64 The drafters of the CAA opined that subsidiary application of the LSCA in 
collective proceedings is not necessary as in such proceedings (as opposed to reg-
ular individual proceedings) there is no need for the protection of the workers as 
weaker parties in a labour dispute. Namely, in collective proceedings the workers 
themselves are not plaintiffs but are merely members of the represented class.65

2. The notion of labour dispute

The provisions of the LSCA are, however, relevant, , for the deter-
mination of labour disputes as referred to in the CAA. According to the LSCA, 
labour disputes are divided into two groups: individual labour disputes and col-
lective labour disputes,66 the identity of the parties and the subject-matter of the 
dispute being the distinguishing factor.

employee over an individual right, duty or legal relationship.67 The LSCA lists in-
dividual labour disputes as those: (i) concerning the conclusion, existence, dura-
tion and cessation of employment relations; (ii) concerning rights, obligations and 
responsibilities arising from the employment relationship between employees and 
employers or their legal successors; (iii) concerning rights and obligations aris-
ing in connection with relationships between employees and the clients they are 
contracted to work for under a contract between the employer and the clients; (iv) 
between employers and applicants in connection with recruitment procedures; (v) 

60 
61 Art. 20 of the LSCA.
62 
63 Art. 19 of the LSCA.
64 Art. 11 of the CAA.
65
66 Art. 2 of the LSCA.
67
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concerning rights and obligations deriving from industrial property, agreed be-
tween a worker and an employer on the basis of employment relationships; (vi) 
concerning work performed by children under 15 years of age, apprentices, pupils 
and students; (vii) concerning personnel scholarships, between employers and pu-
pils or students; (viii) concerning the voluntary performance of probation; and 

68

A collective labour dispute is a dispute over a collective right, duty, legal re-
lationship or interest.69

participants of the procedure could also be associations of workers or employers. 
The LSCA lists collective labour disputes as those: (i) between the parties to a 
collective agreement or between the parties to the agreement and a third party 
concerning the validity and execution of a collective agreement; (ii) concerning 
competence to conduct collective negotiations; (iii) concerning the concordance 
of collective agreements with the law, the mutual concordance of collective agree-
ments, and the concordance of general legal acts by the employer with the law 
and with collective agreements; (iv) concerning the legality of strikes and other 
industrial action; (v) concerning the participation of workers in management; (vi) 
concerning the competences of trades unions in connection with employment re-
lationships; (vii) in connection with decisions on the representativeness of trades 

70 Depending on the subject-matter of 
the collective labour dispute, the LSCA provides for some special procedural 
rules (e. g. regarding time limits, legal remedies, provisional measures etc.).

Despite the fact that the term »collective labour dispute« indicates it could be 
used for collective or mass claims of the workers, this is not the case. A mecha-
nism of collective labour dispute shall only be used for the above listed claims. 
These claims are neither monetary claims nor injunctive reliefs which are typical 
claims in mass labour law cases. On the other side, a collective action, regulated 
in the CAA, cannot be used for collective labour disputes. The CAA explicitly 
states that a collective action can be used only for claims of workers in individual 
labour disputes as they are regulated in the LSCA. A collective labour dispute 
procedure and a collective action are therefore two individual and independent 
mechanisms which do not overlap.

3. Jurisdiction in labour disputes

-
ual and collective labour disputes.71 The Labour and Social Court is located in 

-

Slovenian cities. Proceedings under the CAA, however, may only be held at the 
72

68 Art. 5 of the LSCA.
69
70 Art. 6 of the LSCA.
71
72 Art. 6(2) of the CAA.
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In principle, labour courts decide in panels composed of a judge who is the 
president of the panel, and two lay judges as members of the panel, one of which 
must be elected from a list of candidates of workers or insured persons, and the 
other from a list of candidates of employers or institutions.73 Individual labour 
disputes concerning material legal claims where the value of the subject-matter in 
dispute does not exceed EUR 40 000, and certain important matters irrespective 
of the value of the subject-matter in dispute, are, however, heard by an individ-
ual judge.74 Special rules in this regard apply in collective proceedings under the 
CAA: here, the cases must always be heard before a panel of three judges consti-
tuted according to the general rules of the LSCA presented above.75

The Higher Labour and Social Court based in Ljubljana decides in the panel of 

-
preme Court of Slovenia depending on the type of labour dispute in question.76

4. Available procedural mechanisms for solving labour disputes collectively

A collective action to recover workers’ claims is a novelty in Slovenia. Prior 
to the adoption of the CAA, the workers could (and they still can) avail them-
selves only of some general procedural mechanisms to facilitate their claims col-
lectively. These mechanisms are regulated in the CPA and apply also in regular 
civil procedures, while the LSCA on the other hand does not provide for any pro-
cedural mechanisms to deal with mass workers’ claims.

The CPA provides for a possibility of joinder of actions.77 In the event that sev-
eral cases are litigated between the same persons in the same court, or if several 
cases in which the same person is the opponent of several plaintiffs (or several 
defendants) are heard by the same court, the panel may decide that such cases 
be jointly heard if this is convenient to speed up the proceedings or to reduce the 
costs. The panel may also decide for the severance of the action consisting of sev-
eral claims and may render separate decisions on particular claims after hearing 
them separately from each other. Although this mechanism is available also to the 
labour courts, they almost never make use of it.

Another procedural mechanism that may serve as a substitute for collective re-
dress is the model case procedure.78 This mechanism has been rather popular in 
labour court procedures. Since the adoption of the LSCA in 2003 until the adop-
tion of the amendments to the CPA79 in 2008, the model case procedure was regu-

73
74 E. g. individual labour disputes relating to the suspension of an employment contract, trial work, overtime 

work, breaks, rests and leave and other absences from work, the duty to perform work because of excep-
tional circumstances, disciplinary sanctions, temporary suspension from work because of the initiation of 
a disciplinary procedure and temporary reassignment.

75 Art. 6(2) of the CAA.
76 Arts. 3 and 33 of the LSCA. In individial labour disputes, revision and reopening of proceedings are the 

available extraordinary remedies. Rules of the CPA regulating them apply.
77 Art. 300 of the CPA.
78 Art. 279.b of the CPA.
79 

No. 45/08.
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of 2008, however, laid down new general rules on model case procedure that ap-
ply also to individual labour dispute procedures, and thus repealed the provisions 
of the LSCA on model case procedure. The general regulation of the model case 
procedure as laid down in the CPA is basically identical to the one previously 
contained in the LSCA. The CPA now states that if a large number of actions 
are brought before the court, and their claims are based on the same or similar 
factual basis, and on the same legal basis, the court may, after receiving the defen-
dants’ replies to the actions, carry out a model case procedure based on one action 
only. Other procedures are suspended. Before issuing a decision on suspension, 
the court must enable the parties to give a statement regarding the suspension of 
the procedure, and the plaintiff to state the allegations in regard to the defendant’s 
defence plea. No appeal is allowed against such suspension procedure. After the 

-
cide on the suspended proceedings that do not have substantial particularities, tak-
ing into account the decision taken in the model case procedure. A party who has 
had the opportunity to participate in the model case procedure, cannot challenge 

taken in the model case procedure. The model case procedure is prioritised. The 
described mechanism is often used in the case of a large number of individual la-
bour cases deriving from the same factual event, i. e. the same breach of workers’ 

example dealt with 707 mass disputes, all of them lodged against the Republic of 
Slovenia. Out of these, 415 were soldiers’ disputes regarding overtime payment, 
125 were soldiers’ disputes regarding compensation for unused weekly rest days, 
83 were policemen disputes regarding transfer of their workplace, and 29 were 

city of Ljubljana regarding payments of their retirement provision contributions.80 
Submissions of such mass disputes in individual labour disputes greatly affects 
the workload of labour courts. Altogether 1 684 court procedures were initiated in 
2019 at the Labour and Social Court of Ljubljana, out of which 707 were claims 
in the above-mentioned mass disputes.81 These lawsuits, the submissions of which 
are unpredictable by the courts, strongly affect the labour courts’ yearly workload. 
That is why the Supreme Court of Slovenia called on the legislature to set out an 
obligatory ADR when the Republic of Slovenia is sued by the workers.82

For the model case procedure to be used, it is necessary that each of the work-

to the court to decide whether the model case procedure will be employed or 
not. The model case procedure is a very suitable substitute for collective redress, 
despite having some imperfections, in particular the need to issue a decision to 
suspend each individual procedure that takes a lot of time and effort on the side of 
the court if there is a large number of individual cases. Labour and Social Court 

80 Supreme Court Annual Report on effectiveness and performance of courts, year 2019, p. 51, www.sodisce.
 (3 July 2020).

81 .
82 .



265   ZIAS 2020

of Ljubljana therefore proposed introducing a new mechanism83 – a so called 
»leading case« in which no need for separate decisions of suspension of each 
individual procedure would be required. The court would simply decide which 
of the numerous similar court cases is the leading one and carry out its court 
procedure in priority order. The court procedures in the rest of the cases would be 
suspended on the basis of the statutory provision itself, without the need for in-
dividual decisions on suspension to be issued in each of them. After the court de-

other cases. It is possible to assume that the plaintiffs of the suspended procedures 
would withdraw the claim or conclude a settlement after acquainting themselves 

The CPA provides also for a joinder of parties. This enables several persons 
to sue (or to be sued) by the same action (co-litigants). This is possible only if in 

or if their rights or obligations are based upon the same factual and legal ground; 
or if they are joint and several debtors or creditors. If claims are not based upon 
the same, but »only« a similar factual and legal ground, the plaintiffs can sue 
together as co-litigants if the disputed claims or obligations are of the same type, 
and if the same court has substantive as well as territorial jurisdiction over each 
of the claims and each of the defendants. Lastly, the parties can act as co-litigants 
when so stipulated in another act. The mechanism of joinder of parties is rela-
tively rarely found in court procedures dealing with individual labour disputes. If 
so, all of the workers are parties (normally plaintiffs) of judicial proceedings, all 

proceedings.84 Joinder of parties, too, is therefore not a mechanism of collective 
redress .

Same goes for the civil law instrument of assignment of claims that has to our 
knowledge thus far not been employed in mass harm labour cases. According to 
the Slovenian Code of Obligations,85 assignment of claims is not possible with 
regard to those claims the transfer of which is prohibited by law, as well as per-
sonal claims, and claims the nature of which contradicts their transferability.86 No 
express provision on the assignment of the workers’ claims has been laid down in 
Slovenian law. The Supreme Court of Slovenia has emphasized that although an 
employment relationship is an  relationship, the nature and the 
purpose of each of the rights in question, as well as the potential change in the 
debtor’s situation (the neutrality principle) has to be taken into account in order to 
determine whether a particular worker’s right is transferrable. It explained, for ex-
ample, that workers’ claims on salaries and holiday allowances in netto amounts, 

83 Letter to the Supreme Court of Slovenia, No. Su 272/2016-2 of 9 September 2016, sent within the process 
of collecting proposals to the Ministry of Justice’s draft CAA.

84
95.

85 
86
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as well as the employers’ damages claims for pecuniary loss caused by the work-
ers are transferrable.87

Collective redress  in the form of collective actions and collective 
settlements in individual labour disputes is available in Slovenia only as of April 
2018. The CAA expressly states that a mechanism of collective action can be used 
for the category of »claims of workers in individual labour disputes as regulated 
in the LSCA«. As described above, the term »individual labour dispute« covers 
numerous different disputes, where in reality a collective action is not suitable for 
all of them. This is the case when mass breach of workers’ rights is not realistic or 
typical.88 It is expected that the collective action mechanism will be most relevant 
in cases of underpayment, breaches of a right to a break or annual leave, overtime 

overtime work during handing over the shifts, and work during the lunch breaks 
that were not guaranteed.

1. Scope of application

Collective redress in Slovenia  is regulated in the CAA that began 
to apply in April 2018 when six months passed after the act was enacted. Before 
that, Slovenian law did not provide for collective compensatory mechanism for 
any group of victims let alone the workers. Only collective injunctive relief was 
available for safeguarding the interests of consumers under the Consumer Protec-
tion Act 1998 (CPA)89 that implemented the EU Injunctions Directives90 and set 
out the rules on actions for the cessation of illegal practices in B2C relationships 
and actions for a declaration of nullity of consumer contracts or their provisions. 
As in the recent years more mass harm cases had been detected in Slovenia, and 
collective redress has become one of the focal topics within the EU, the adoption 
of collective redress legislation was perceived as an urgent piece of legislation 

justice.91 The CAA was drafted taking into account the Commission Recommen-
dation of 2013, as well as best legislative solutions and practices of various for-
eign models.92 It set out the rules on both collective injunctive and compensatory 
actions as well as collective injunctive and compensatory settlements.

87 See, e. g., Judgments of the Supreme Court of Slovenia, Nos. VIII Ips 178/2013 of 25 November 2013 and 
VIII Ips 80/2014 of 27 October 2014. See also M. Juhart, Denarna terjatev delavca iz delovnega razmerja 

88 -

89  20/98, et seq.
90 See  note 7.
91

in A. Uzelac, C. 
Springer, to be published in 2021.

92 .
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In order to test this new set of rules that deviates to a large extent from the 
traditional framework of civil procedure, the initial pragmatic idea of the CAA 
drafters was – following the Belgian model93 -
pensatory redress for a rather limited scope of consumer disputes where mass 
harm situations typically occur.94 Redress other than compensatory would not be 

in the drafting process, however, additional areas of law, including labour law, 
were added broadening the scope of application of the CAA to an almost horizon-
tal level as advocated also by the Commission Recommendation of 2013.95 The 

actions in the following areas (irrespective of whether they are regulated in EU 
-

titrust, environmental accidents and (only in the form of injunctive relief) within 
anti-discrimination law.

As already mentioned above, the category of »claims of workers in individual 
labour disputes as regulated in the LSCA« is expressly covered by the CAA and 

State. In this type of disputes, special rules of the CAA on standing and jurisdic-
tion apply.

Feedback on the draft CAA from the stakeholders regarding the inclusion of la-
bour disputes in the CAA’s scope was divergent. The Slovenian Health and Social 
Security Union, for example, welcomed this additional redress for the protection 
of the workers’ rights.96 The Labour and Social Court in Ljubljana, on the other 
hand, stated that labour disputes are not well suited to be solved in collective pro-
ceedings taking into account that it is typical in such disputes that damages (re-
garding the initial salary, bonuses, overtime hours and the like) may only be de-
termined by taking into account the circumstances of each individual worker. The 
court also stressed that awarding aggregate damages cannot be accepted in labour 
disputes as the outcome in such a case may be that the awarded damages are not 

impact on the workers’ rates for salaries and pensions. The court proposed that 
instead of regulating mass harm labour disputes in the CAA, modernised rules on 
the model case procedure should be laid down in the LSCA.97 The same proposal 

determination and awarding of compensation in labour disputes under the rules of 

their calculation.98

93 For details on the Belgian regulation, see S. Voet, Consumer Collective Redress in Belgium: Class Actions 

94
29 30.

95
96 Letter to the Ministry of Justice, No. 05-328/16 of 5 September 2016.
97 Letter to the Supreme Court of Slovenia, No. Su 272/2016-2 of 9 September 2016.
98 Letter to the Ministry of Justice, No. DP-A01-58/2016 of 5 September 2016.
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2. Temporal application

Due to the fear of possible over-burdening of the courts with novel collective 
actions and settlements should the CAA apply also to pre-CAA cases, the initial 
CAA draft opted for a cautious approach and provided for the act to apply only 
to cases where the harm was sustained after the act’s entry into force. Eventu-
ally, however, the rules of the CAA on its temporal application were amended in 

whether the harm was sustained before or after the act’s entry into force (as long 
as the limitation period has not run out).99

-
pute and covered cases where the alleged harm was sustained by the workers in 
the period from 20 July 2013 to 20 July 2018,100 i. e. also already before the CAA 
entered into force in October 2017. Had the legislator not opted for the applica-
tion of the CAA to existent mass harm cases, collective redress in this case would 
not had been fully possible, and only individual labour litigation would be avail-
able to the workers.

3. Jurisdiction

In general, collective actions and settlements in Slovenia are assessed only by 
four (out of 11) district courts, i. e. district courts in Ljubljana, Maribor, Celje 
and Koper. Collective actions and settlements in labour disputes, however, are as-

-
bor, Celje and Koper.101 In order to guarantee uniform and consistent application 
of the novel collective redress mechanism, the initial idea of the CAA drafters was 
to give exclusive jurisdiction to one of the district and one of the labour courts,102 

within the general debate on the need to decentralize judicial decision-making in 
Slovenia.103

A has already been emphasized, the CAA states explicitly that in collective 

in a senate composed in accordance with the provisions of the LSCA, i. e. by a 

99
100

claims that go even further backwards, but the stutute of limitation for claims arising from an employ-

101 The general rules of the LSCA on determining the territorial jurisdiction of the labour courts, thus do not 
apply in collective actions.

102 -
posed that in the case labour disputes are covered by the CAA and jurisdiction is vested only in one court, 
the Labour and Social Court in Ljubljana should have exclusive jurisdiction to solve them. It stressed that 
such decision would be most economical as this court is located in the centre of Slovenia and as almost 

103
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three-member senate.104

the senate of the Labour and Social Court in Ljubljana was comprised of a pro-
fessional judge and two lay judges, one from the list of employers and one from 
the list of employees. The Labour and Social Court in Ljubljana had jurisdiction 
in this case as the defendant was the state of Slovenia who has its formal business 
seat in Ljubljana.105

The CAA generally does not require any preliminary ADR procedure prior to 

(i. e. actions requiring cease and desist measures) that may also be relevant in 
labour disputes, the CAA, however, requires a pre-judicial phase initiated by the 

claim. Such pre-trial phase has an intention to force an infringer to discontinue the 
(alleged) violations. It is not an ADR , but aims at the same goal: the 
parties solving a problem on their own without the need for a court intervention.

An obligatory ADR prior to the court procedure is, however, requested in the 
LSCA for cases where (i) such a requirement is determined by a law or (ii) by a 
collective agreement.106 In such cases, the action shall be admissible provided that 
an ADR procedure was initiated but did not end successfully in 30 days’ time. As 
the CAA is silent on whether these provisions of the LSCA apply also in collec-
tive action procedures regarding individual labour disputes, it is not entirely clear 
whether the court must take them into account when assessing the admissibility of 
collective actions. However, in the most typical collective labour law disputes this 
type of ADR will not even be relevant because in such disputes, ADR is seldom 
determined as an obligatory prerequisite for a court procedure.

below, the defendant was a State – the Republic of Slovenia. In such a case, addi-
tional special regulation has to be complied with. Namely, the Slovenian State At-

107 requires the person intending to initiate litigation or another 

are the State or a State body on one hand, and whoever intends to initiate (litiga-
tion or another) procedure against the State or a State body on the other. But the 
Act provides for some exceptions. There is no need for a preliminary ADR pro-

104 As opposed to the general rules of the CPA where in principle, single judges are solving the cases, includ-
ing collective action cases. Exceptionally, the single judge may ask the president of the respective high 
court to transfer the case to a three-member senate if the case raises complex legal or factual questions.

105 The victims (intended class members) are employees of the Ministry of Defence, but individual minis-

106 Art. 23 of the LSCA.
107 
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cedure when a dispute concerns exercising employment rights.108 In the presented 
Slovenian case, the preliminary ADR procedure was therefore not obligatory.

Although in principle, there is no requirement set out in Slovenian legislation 

law dispute, experiences from abroad (i. e. American case-law regarding class ac-
tions) show that class action procedures typically end with a settlement and rarely 
with a judgment. Parties are apparently willing to compromise and conclude an 
agreement even in the event of the absence of an obligatory ADR. This enables 
the plaintiff to avoid lengthy court procedure, and the defendant to agree on pay-
ing an amount of money, acceptable to its management, and settle the case (to 
a lesser or fuller extent depending on the number of the victims covered by the 
settlement). Further, the parties may in such cases agree also on atypical measures 
or commitments by the defendant (beside the usual payment) which could not be 
set out within judicial proceedings. The importance of consensual settlement and 
ADR is stressed also in the 2013 Commission Recommendation that suggests to 
the Member States that they ensure that the parties to a dispute in a mass harm 
situation are encouraged to settle the dispute about compensation consensually or 
out-of-court, both at the pre-trial stage and during the civil trial, and that judicial 
collective redress mechanisms are accompanied by appropriate means of consen-
sual collective ADR available to the parties before and throughout the litigation.109

The CAA lays down detailed rules on collective settlement as an autonomous 
mechanism of ADR. It may be submitted to the court for an assessment and ap-

110 It is available in all disputes 
covered by the CAA, i. e. also in mass individual labour disputes.111 However, 
this mechanism, too, is not obligatory, although once the parties submit the set-
tlement to the court, the CAA requires the court to assist the parties with the text 

rules of the Act on Alternative Dispute Resolution in Judicial Matters,112 the 
court shall only present to the parties the option of ADR in every case, except 
where the judge determines that this would not be appropriate in a particular case. 
Introducing into the CAA a formal requirement of an ADR before or after the 

if agreed on to the court for approval) would possibly be a welcoming change 
which would improve the current regulation.

5. Standing and representativeness

According to the rules of the CAA that partially differ from those set out in the 
Commission Recommendation, two types of persons may generally initiate col-

108 The Supreme Court of Slovenia does not agree with such regulation. For the last three years, in its An-
nual Report on effectiveness and performance of courts, it has expressed its expectations that the Repub-
lic of Slovenia as a defendant in mass disputes procedures should agree with a systemic solution, includ-
ing an ADR. See , p. 51 (3 July 2020).

109
110
111
112 



271   ZIAS 2020

lective proceedings: (a) a higher state attorney, and (b) an existent or  non-

and the rights which were allegedly violated and regarding which the action is 

standing in collective proceedings113

Standing was given to a higher state attorney on the basis of the Commission 
Recommendation listing public authorities as potential plaintiffs in collective pro-
ceedings, as well as the opinion of the CAA drafters that collective proceedings 
are carried out also in the public interest.114 The drafters deemed that state attor-

a collective action or propose the collective settlement against the Republic of 
Slovenia. This will be of particular relevance in labour disputes where the state is 
most often in the position of the defendant.

If the plaintiff does not have standing, the court rejects the action as inadmis-
sible. However, even if the plaintiff does have standing, it will have to show that 
it is able to represent the group adequately and fairly. Such »representativeness« 

for representing the group; (ii) the activities already accomplished regarding the 
preparation of the collective settlement or collective action, as well as the orga-
nizing of the injured persons and the communications with them; (iii) the number 
of victims supporting its activities; (iv) media involvement of the plaintiff and its 
activities in disseminating information on the intended collective proceeding; and 
(v) possible prior experience in collective proceedings. If more than one person 
acts as the plaintiff and each of the plaintiffs represents only a part of the class 
or an individual sub-class, the representativeness must be assessed taking into 
account all of these persons together.

entities, i. e. trade unions.115

exists a direct connection to the workers’ rights which were allegedly violated 
-

sentativeness of Trade Unions Act,116 a trade union is deemed to be representative 

113 One of the reasons for not limiting standing to pre-designated entities was that so far, no collective ac-

114
emphasized that having regard that they are to pursue a public interest, they deem it appropriate only to 
seek injunctive, and not also compensatory relief under the CAA, in particular of no cy-pres awarding of 
damages is available.

115
victims. See also Olson, The logic of collective action, Harvard University Press, 1965, p. 66 ff.

116 



272    ZIAS 2020

months, a certain number of members, etc.). This gives trade unions a stronger 
and better mandate to represent their members. When drafting the CAA, a pro-
posal was made that representative trade unions shall automatically be deemed 
able to represent the workers adequately and fairly. In such a case, the trade union 
as a plaintiff of the collective action would not have to show its representative-

117 The proposed solution of ex lege 
representativeness of trade unions was not adopted. Trade unions must therefore 
demonstrate in each particular case under the CAA that they have the ability to 
represent the victims. However, in labour disputes where unions will typically be 

-

without any doubt that the Union of the Ministry of Defence both has standing 
and shows representativeness as required by the CAA. In its decision, the court 

-

disputed this. It was interesting that in its feedback to the CAA draft, the Labour 
and Social Court in Ljubljana expressed its doubts about the viability of collective 
redress in labour disputes. It stated that in most of such cases, state attorneys will 
not have standing, trade union representatives are not legal experts, whereas the 
remaining option of self-organization and establishment of  entities is too 
burdensome.118

In addition to persons who generally have standing in collective actions pro-
ceedings, collective injunctive relief may generally also be sought by a body des-

-
nation cases (where under the CAA, only collective injunctive actions are avail-
able), such relief may only be sought by the Slovenian Equal Rights Ombudsman 

of protection against discrimination or protection of human rights.

After the court has established that the lawsuit contains all the required ele-

person having legal standing under the CAA, it proceeds to assess whether the 

-
pensatory collective actions:
1. 

 In determining suitability, the 
court must assess whether collective proceedings enable effective resolution 

117 Letter from the Slovenian Health and Social Security Union to the Ministry of Justice No. 05-328/16 of 5 
September 2016.

118 Letter to the Supreme Court of Slovenia, No. Su 272/2016-2 of 9 September 2016.
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-
ing with collective proceedings; whether any individual claims have already 

options for determining class membership; whether the amounts are suitable 
to be awarded as aggregate damages; and whether ADR and other means for 
resolving the dispute are available.

2. 

3. 

4. 
5. 
6. 
7. 

The court then invites the parties to a hearing. Class members and other interested 

may, if it so wishes, invite such persons to a hearing and enable them to pres-

proceedings where the Confederation of Slovenian Unions provided its written 
opinion, was granted the status of an interested party, and had their representative 
present at the hearing.

-

the court issues a decision approving the collective action, where it determines, 
, whether the system is an opt-out or an opt-in one, and sets the defen-

dant a deadline for submitting a reply to the action as to the merits of the case. 
-

same case is not allowed.119

7. Systems for forming the class

Two systems of forming the class have evolved within collective compensatory 
redress: opt-in and opt-out. In the opt-in system, only those victims will form 

119
mass harm case, the court decides which of the actions it will approve. Such provision was drafted on 
the basis of the comments received by the Slovenian Health and Social Security Union that stressed that 
the initial provision of the CAA draft setting out the  rule was not appropriate as it 

proceedings and wait for the outcome of the collective proceedings. The CAA also lays down the rules on 
the effects of collective proceedings on the limitation periods.
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the class that will willingly enter the group, while in the opt-out system, all the 
victims will form the class unless they will willingly exit the group. It is im-
portant to note that in both systems, class members do not hold the procedural 
position of the plaintiff (party to the proceeding) which is reserved for the repre-

lawsuit or collective settlement. Although the EU has been clearly favouring the 
opt-in system, the Slovenian legislator decided to allow for both opt-in and opt-
out mechanisms. The decision was taken on the basis of the experience of other 
countries, such as the UK, where opt-in has not given the desired results, as well 
as taking into account the recent developments of regulation of collective actions 
in other parts of the EU where some Member States have opted (also) for the opt-
out  system.120

According to the CAA, the plaintiff must propose the type of mechanism and 
state the reasons for its choice in its lawsuit. It is, however, the court that in 
the end decides on the type of mechanism on the basis of the circumstances of 
the case, in particular the value of the individual class member’s claims and 
circumstances essential for certifying the action. The court is, however, not en-
tirely free in setting the type of mechanism as the CAA lists the cases where 

or more of the claims are estimated to be higher than EUR 2000; or if the class 

opting in/opting out. In the case of a collective settlement, it is the representa-
tive plaintiff and a defendant who have drafted the settlement and submitted it 
jointly to the court for assessment and approval, who decide on the system of 
forming the class.121

Once the victims opt in or are part of the class because they have not opted 
out, it is up to the collective action/settlement administrator (or eventually the 
court if the persons whose membership was denied, objects to the administra-
tor’s decision) to establish whether the declared members in fact form the class 

lawsuits, their only task is to opt in or opt out and request the sums to be paid 
to them (or any other remedy dependent on the type of action) if the plaintiff is 
successful.

In labour law disputes, the framework for deciding on the type of forming 
the class will typically depend on the value of the estimated individual claims 

120

121 In collective settlements, the parties set the type of mechanism (opt-in or opt-out) and must state the 
reasons for their choice. In the case of opt-in, the declarations of class members opting in coupled with 
the evidence of their status must be attached to the settlement. According to the CAA, the settlement may 
stipulate that any party may cancel it within a period of maximum 30 days from the expiration of the 
period set for opting in/opting out if, when a settlement has been concluded under the system of opt-in, 
more than a certain number of class members opt out, or if, when a settlement has been concluded under 

op. cit.



275   ZIAS 2020

only opt-in is available. In practice, pecuniary damages will most possibly be 
requested, and in the majority of the cases, the workers will have a permanent 
address in Slovenia.122

8. Awarding and distribution of damages

In setting out the rules on how damages are to be awarded among the class 
members, the CAA drafters analysed the existent foreign models and attempted 
to set a rational awards system. Solving questions as to how this system should 
function in practice in a plethora of different types of claims, actions and judg-
ments available under the CAA was rather challenging.123 -
ling with the awarding system, in particular where there are individual particular-

collective proceedings.
The CAA provides for two main options for awarding damages in collective 

actions proceedings depending on whether all class members are known or not at 

the judgment lists all the victims by name and the amounts granted to them. In 
such case, the judgment is an enforcement title and each of the class members de-
termined in the judgment may start enforcement proceedings. The second option 
which is in focus of collective proceedings regulation, is a non-individual award, 
where either aggregate damages are set or a per capita amount or other value or 

the court, and an estimate of the total amount is made.124 If class members form 
subgroups, the judgment must set the repayment for each of the subgroups. The 

who acts as an administrator of collective damages and determines who of the 
persons who opted in or that had not opted out, is in fact entitled to damages.125 If 
the amount is not paid to the notary’s account in accordance with the judgment, 
the notary and the claimant party (not class members) may start enforcement pro-

requests by class members who have not opted out must also be set out (whereas 

their opt-in which takes place after the collective action is approved).

122 If the class members are »mixed« in terms of some having their permanent address in Slovenia, and some 
not, a »mixed« opt-out/opt-in system could also be determined. The CAA does not expressly provide for 

123
124 In the Letter to the Ministry of Justice, No. DP-A01-58/2016 of 5 September 2016, the State Attorney’s 

-
dures dealing with individual labour disputes. It is as well not possible for the court to determine the 
compensation for each individual worker because this amount is not and cannot be the same for all class 
members. Payments related to employment relationships are always in correlation with the amount of 
the salary of an individual worker. Only based on that, the amount of the compensation to which each 
individual victim is entitled can be decided.

125 In the event of a settlement, the parties have the autonomy to determine any person or body to act as 

account of a notary.
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members, the amounts to which they are entitled are to be lowered accordingly. 
According to the initial cautious approach of the new Slovenian regime of col-
lective actions, the CAA does not provide for any  solutions. Any surplus 
of the awarded damages is returned to the defendant. Despite not offering any 
mechanisms of punishment in the form of 
to have a deterrent effect already by introducing collective actions and easing ac-
cess to justice.126

9. Costs and funding

third-party funding that derogate or supplement the general regime on the costs of 
the proceedings.127

The CAA determines the amount in dispute in collective injunctive actions to 
maximum EUR 10 000 irrespective of the actual value of the dispute, while in 

-
gate/estimated monetary value of all claims thereby lowering the costs of collec-

-
venian collective action where the requested damages amounted to EUR 500 000, 
the amount in dispute was thus set to EUR 100 000.

The »loser pays principle« – that is also a general principle of Slovenian civil 
procedure – applies. The CAA adds that also indispensable costs incurred by the 

-
-

coverable costs. The CAA gives the court discretion to order the plaintiff to lodge 

-
dant the costs in the amount of EUR 1703.65. Class members do not have to par-
ticipate in collective proceedings and do not cover any of the costs of the parties 
to these proceedings irrespective of the outcome of the case. If they nevertheless 
decide to participate under the rules of the CAA, they must bear their own costs 

workers did not decide to participate actively in the proceedings.
As contingency fees are generally allowed in Slovenia, the CAA does not pro-

hibit them despite the negative stance of the European Commission towards this 
mechanism. Additional reason for allowing (and upgrading) them within collec-
tive proceedings was the position of the drafters that without such incentive for 
the attorneys, collective proceedings would remain a dead letter. According to 
the Slovenian Attorneys Act,128

126
127 .
128 
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amount if the attorney takes on the risk, not only to work for free if the action 

case. This unique provision has been characterized as a »  attorney third 
party funding«, as it very much resembles third-party funding .129 In 
order to prevent the attorneys from collecting an unreasonable amount in contin-
gency fees in an opt-out, low-claim scenario, the awarded amount for calculating 
contingency fees in opt-out cases is the actual amount claimed by the members, 
and not the total aggregate/estimated amount. This amount, however, cannot be 

amount.130

If the agreed contingency fees of a successful plaintiff’s attorney are not cov-
ered by the amount to be paid for attorneys’ fees by the defendant, the fees are 
paid from the awarded damages, thus lowering the class members’ amounts. In 

of Slovenia as the plaintiff (Ministry of Defence Union) had enough funding and 
was prepared to cover the costs on its own. Existence of an agreement on costs 
and funding, and existence of an agreement with the attorney on contingency fees 

).
The CAA allows also for genuine third party funding that is otherwise not reg-

ulated in Slovenian law. When drafting the CAA, the legislator implemented the 
majority of the provisions on third party funding as set out in the 2013 Com-
mission Recommendation, including the safeguards in pursuit of sound adminis-
tration of justice. Compared to attorney contingency fees arrangements that en-

non-viable.131

Comparing the above described cost regulation of the CAA to the burden of 
costs that workers have to carry in individual labour dispute procedure, we can 
conclude that both situations are special and only partly comparable.

The general »loser pays« principle that applies also in labour law procedures 
is set out in the CPA. However, as an employee is typically a weaker party in a 
labour dispute, the LSCA provides for a partially special regulation in regard to 
costs of individual labour dispute court procedures. Namely, the court may decide 
that the employer must cover all costs, incurred in respect to taking of evidence, 
even if the employee failed to succeed in respect of a full claim, when no extra 
expense was incurred due to that particular part of the claim. This exception is 
provided only for the costs incurred in respect of taking of evidence (which are 

129
U. S. Chamber, Institute for Legal Reform, Washington, 2019, p. 73.

130 .
131 ., p. 71 ff.
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usually the most expensive), and not for other costs (court fees, costs of the em-
ployee as a party of the procedure). 132

employee covers the situation when an employee participated in the proceedings 
without an authorised person, or was represented by a representative of a trade 
union, but succeeded in the dispute only partially. In such a case, the court may 
decide that each party bears its own costs of representation. In the described situ-
ation, the employee does not incur any costs for representation. Existent rules re-
garding costs in individual labour disputes procedure are considerably favourable 
to workers. Especially when the worker is represented by the trade union and he 
or she succeeds at least partially, there is a good chance they will have to carry 
only minimal costs of the proceedings.

worker decides to claim his or her rights in a regular individual labour dispute 
procedure, with cases where the worker merely joins the other victims as a class 
member in proceedings with a collective action. The amount of the costs in regu-
lar individual proceedings where workers obviously participate in the procedure 
as plaintiffs, depends primarily on their success in the procedure. It is also im-
portant in that regard who represents them and what the agreement on the fee is. 
The court may also apply the abovementioned exceptions of the LSCA on cost 
allocation that can lower the burden of the worker. Workers as members of the 
class, on the other hand, do not have to participate in collective proceedings and 
consequently do not have the right to reimbursement of costs should they decide 
to participate in the proceedings.

 

1. Analysis of the case

courts in accordance with the CAA.133 No collective settlements as well as no 
claims for collective injunctive relief are reported. Although the drafters and the 
practitioners were being sceptical of the relevance of the CAA for employment 
disputes, and this type of disputes was covered by the CAA’s scope of application 

-
134 On the other hand, this was not of much 

surprise taking into account that at the time, a set of breaches of employment 
rights by the state and public undertakings were being alleged and covered by 

labour disputes in 2019, deriving from mass breaches of rights of policemen, sol-
diers and bus drivers.

132
133 A centralized registry of collective actions in Slovenia is available at the following link (in Slovene 

only): .
134 The other two cases are still pending, one of them covering alleged fraud related to cross-border purchase 

of securities, and the other covering unfair interest rates for bank loans.
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Labour and Social Court by the Ministry of Defence Union against the Republic 
of Slovenia. The subject of the claim135 was a requirement towards the State to 
pay the Ministry’s employees for non-paid overtime work during handing over 
the shifts, and for lunch breaks that were not guaranteed. The plaintiff assessed 
the number of victims at approximately 250 and their aggregate damages at 
EUR 0.5 million. The group of victims was divided into two subgroups: the one 
requesting the payment for non-paid overtime work, and the other requesting the 
payment for the work done in the time slots predicted to be paid lunch break. Ap-
proximately one third of the victims were in both groups, while the others were 
only in one of them. The plaintiff was of an opinion that there are common and 
related factual and legal issues of the mass breach of the workers’ rights. All class 
members are employees of the defendant; they enjoy the same inalienable rights 
regarding breaks and the payment for the work done; they are part of the same 
or similar work organization, which is typically understaffed, which is the main 
reason why their rights were breached; and they are obliged to carry out manda-
tory handing over the shifts which forces them to stay at work over time or to 
come to work earlier, and not being paid for that. In the plaintiff’s opinion, all 
of this shows that there are more common legal and factual issues for the whole 
group than questions relating only to individual members of the group. The plain-
tiff proposed that a formula for the calculation of a  amount is set by 
the court. The amount of compensation shall be calculated taking into account (i) 
the duration of unpaid work that had to be performed over full-time work/during 
unused lunch breaks, and (ii) the elements of the workers’ individual basic salary, 
seniority bonus and bonus for overtime work.

The defendant on the other hand stated that the claims in the case at hand are 
not suitable for collective proceedings. In its opinion, such proceedings are not 
appropriate for cases in which extensive taking of evidence is required. It claimed 
that in the case at hand, individual factual issues prevail and that it would be 

-
dividual person worked, did they have a right to a lunch break, was the handing 
over the shifts carried out during work time or not, etc.). The circumstances of 
the work organization were not the same for all class members, and some of their 
working positions are subject matter to distinct work conditions (such as guards, 
kitchen workers, on call duty workers). Individual taking of evidence would 
therefore have to be carried out for each of the victims for each working day in a 
5-year period covered by the action.

the defendant EUR 1703.65 for the costs of the proceedings plus interest. The 

135 The claim (in Slovene only) is available on  (11 
July 2020).
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As was already explained ,136 the plaintiff has to prove seven require-

-
tiff was representative, the collective action was not manifestly ill-founded, the 

was no agreement with the attorney on contingency fees. The reason for denying 

were not met.

court has to ascertain that the claims are of the same nature, that the claim is 
-

vidual claims are factually or legally related, and that they concern the same 
loss event. The court also has to decide that a mechanism of collective proceed-

ponders on different issues that are listed in Art. 28(5) of the CAA.137 When 
assessing the second requirement (Art. 28(4)(2)), the court has to compare the 
extent of the common legal and factual issues for the whole group, to the extent 
of questions relating only to individual members of the group. In relation to 
the third requirement (Art. 28(4)(3)), the court decides the appropriateness and 

claims).

there was no case law that could assist the court as guidelines when pondering 

case at hand, the factual and legal situations of the victims were not the same, 
and that common legal and factual issues for the whole group did not dominate 
over questions relating only to individual members of the group. The court es-

-
group is the question whether each of the workers has a right to a break during 
the working hours and the way of ensuring that, while the fact that all victims 
worked over-time when handing over the shifts is the only common factual is-
sue for the second group. The sole common factual issue for all victims in both 
subgroups is that they are employed by the defendant. The court was of the 
opinion that apart from that, the situation for each of the victims in both sub-
groups was different. To decide whether an individual actually falls in one of 
the subgroups, the court would need to carry out the taking of evidence sepa-
rately for each person. In the opinion of the court, the defendant’s civil liability 

136 See 
137 See 
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victims.138 -
ganized, whether the right to a break was  infringed, how many times 
in a 5-year period this happened in practice, and how long the victim’s lunch 

compensation for each individual victim, it would be necessary to determine 
also the amount of the worker’s salary at the time of the infringement. In order 
to determine that, the court would have to organize a hearing of 250 victims 
(the plaintiff proposed the hearing of all of them) and approx. 100 witnesses. 
The procedure would be disproportionally longer139 and more expensive140 com-
pared to the court procedures dealing with individual claims. Collective proce-

-

which is to dismiss manifestly unfounded cases and cases in which conditions for 
collective actions are not met, is emphasized also in the 2013 Commission Rec-

criteria is of utmost importance for making sure that disputes are being solved 

national regulations of collective actions. An exception is Australia where its col-

, but the defendant 
141 which is supposed to be a rather 

142 -
cation phase is Swedish. There is normally no requirement for a special ruling on 

143 -
ceedings Act144 nevertheless provides for preconditions145 which are observed by 
the court 

-

138 The CAA unfortunately does not provide for declaratory judgments, in which the court would merely 
establish the existence or non-existence of the workers’ right. If such an option was possible, the decision 
of the declaratory judgment would obtain a  effect. When deciding on individual compen-
sations of individual victims in subsequent court procedures, the court would be obliged to take into 
account the previous declaratory decision.

139 -
pared to an individual court procedure with a similar claim.

140
the expenses of the defendant to almost EUR 45 000.

141
July 2017, Page 70 and the following (http://lawreform.vic.gov.au/projects/litigation-funding/access-

 (16 June 2020)).
142 Ashurst, Class Actions in Australia, www.ashurst.com/en/news-and-insights/legal-updates/quickguide-

class-actions-in-australia/ (14 July 2020).
143 http://globalclassactions.stanford.

 (16 June 2020).
144
145
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Slovenia where a special hearing is carried out for this reason), but in the initial 
phase of the proceedings together with all other formal prerequisites.

-
lective action procedure. It can cause the end of the court procedure even prior 
to examination of the substance of the case. The court in the Slovenian case was 
clear that there is a lack of common factual and legal issues and that the need 

not suitable for a collective action mechanism. Interestingly, the opposite was de-
cided by a US court in a very similar case with resembling circumstances.

2. Comparison to the decision in 

In the case ,146

a claim against Wal-Mart Stores, Inc.  on her own behalf and on behalf of other 
similarly situated former and current Wal-Mart employees (working in Penny-
slvania), with an option to opt-out. Eventually the case included 187 979 class 
members. The plaintiff stated that the workers were forced to miss promised 
(meal and other) breaks or work through them, and had to work after a sched-
uled shift had concluded without getting paid for that. Factual circumstances were 
therefore almost the same as in the Slovenian case. The outcome was, however, 

main claim) is concerned. The relevant rule 1702 of the Pennsylvania Rules of 
Civil Procedure requires147

1.  Be-
cause the number of the potential victims was huge, the court decided that the 
requirement of the numerosity had been demonstrated.

2. 
the defendant’s computer records were offered as an evidence. The expert was 
appointed to inspect them and to deliver his opinion. On the basis of the ex-
pert’s opinion, the court concluded that the systematic absence of contractual 
break- and mealtime existed in Pennsylvania stores. In the court’s opinion, 
the computer records demonstrate the existence of common legal and factual 
questions, and consequently also the predominance of common issues. The 
court thus decided that the requirement of commonality had been proved.

3. 
 The court concluded that the interests of employees 

-

146 Michelle Braun, on behalf of herself and all others similarly situated, Appellee, v. WAL-MART STORES, 
INC., a Delaware Corporation, and Sam’s Club, and Operating Segment of Wal-Mart Stores, Inc. Appel-
lants. Dolores Hummel, on behalf of herself and all others similarly situated, Appellees, v. Wal-Mart 
Stores, Inc., a Delaware Corporation, and Sam’s Club, an Operating Segment of Wal-Mart Stores, Inc., 
Appellants. Judgment of the Supreme Court of Pennsylvania decided December 15, 2014, Nos. 32 EAP 
2012, 33 EAP 2012, 
also www.donovanlitigationgroup.com/braun-v-wal-mart-stores-inc/ (7 July 2020).

147 See Memorandum opinion, p. 2, https://donovanlitigationgroup.com/wp-content/themes/donovanlit/
 (6 July 2020).
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ciently aligned with the interests of the entire class, and therefore the require-
ment of the typicality had been proved.

4. 
 The court 

concluded that the requirement regarding the adequacy of representation had 
been met, because the counsel had class action experience and had already 
demonstrated diligence and competence when representing this class.

5. 

of adjudication, the court pondered on the following criteria: predominance 
of common questions of law and fact, the existence of serious management 

any pre-existing litigation, and the appropriateness of this forum; and whether 

support separate claims or their likely recovery. The court decided that this 
criterion, too, is met.

Based on all the above described criteria, the Court of common pleas of Phila-
148

requirements that were used in  shows that the re-
quirements do no not differ much. Both sets of rules require that common factual 

-
cient method for adjudication; and numerosity of the group. Nevertheless, the re-

six weeks, during which eighteen fact witnesses and three expert witnesses were 
called, and dozens of depositions occurred. Besides, both of the sides presented 
the testimony of a number of former and current Wal-Mart employees who testi-

-

always been paid for the breaks they did take. In the end, it was established that 
the breach of the workers’ right to a break occurred on numerous occasions, and 
that additional unpaid work was requested by workers as many as three times 
a week.149 We can thus conclude that the breach did not occur every day for all 
of the employees. The court rendered a verdict150 in favour of Wal-Mart on all 
claims relating to meal breaks, but in favour of the applicants on all claims re-
lating to rest breaks and non-paid overtime work. The defendant was ordered to 

148 https://
 (6 July 

2020).
149 Second amended class action complaint, pts. 5, 30 and 34, https://donovanlitigationgroup.com/wp-

content/themes/donovanlit/documents/BraunComplaint.pdf (July 14 2020).
150 Class action procedure rarely ends with a judgment. In the vast majority of cases, the defendants are 

willing to settle due to the predictability and the control of the result. 
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pay USD 187 648 589 to class members151

totalled to USD 241 082 296, attorneys’ fees included).152

The appellate court – Pennsylvania Superior Court – partially reversed and par-

on the question whether the procedure was carried out as a »trial by formula«153 
which was disapproved by the United States Supreme Court in two previous sep-
arate cases.154 Wal-Mart suggested that the claims could only be properly proven 
by individual examination of the 187 979 class members to determine whether 
each had been forced to miss promised paid breaks, or work through them, and 
whether each had, or had not, been forced to work overtime without payment. At 
the same time, Wal-Mart suggested that damages may only be determined on an 
individual class member basis, and that general assessment of damages violates 
due process. The latter would require a series of mini trials for each of the mem-
ber of the class. The Supreme Court of Pennsylvania did not agree.155 It denied the 
defendant’s statement that the disapproved »trial by formula« was at work in the 
case, and argued in that regard that in the present case, »[…] there was no initial 
or prior adjudication of Wal–Mart’s liability to a subset of employees that would 
then be extrapolated to the rest of the class […]« and that »[b]y contrast, the evi-
dence of Wal–Mart’s liability to the entire class for breach of contract and WPCL 
violations was established at trial by presentation of Wal–Mart’s own universal 
employment and wage policies, as well as its own business records and internal 

«.
Furthermore, the Supreme Court disagreed with the defendant’s statement that 

»any determination of damages is only proper on an individual class member ba-
sis, and that any tabulation of damages across-the-board would violate due pro-
cess«, and additionally explained its decision as follows: »There was a single, 
central, common issue of liability here: whether Wal-Mart failed to compensate 
its employees in accordance with its own written policies. On that question, both 

151 For more on the damages in question, see Judge Bernstein’s Opinion on Damages and Pennsylvania Su-
perior Court Opinion, www.donovanlitigationgroup.com/braun-v-wal-mart-stores-inc/ (6 July 2020).

152 The amount was paid to the »Wal-Mart Pennsylvania Class Action Account«. Funds were then distrib-
uted to class members on the basis of different formula. Individual payments ranged from USD 5.00 to 
USD 7726.46, with the average payment being USD 1150.25. For details, see Amended Class Judgment, 
Order Approving Next Steps Concerning the Distribution of the Class Fund and Notice by special class 
masters regarding declaration of Paul Mulholland, CPA, www.walmartpaclassaction.com/case-develop-
ments/ (6 July 2020).

153 The »trial by formula« indirectly means that the class does not need to produce common evidence on key 
elements of their claims. The Supreme Court of Pennsylvania explained the mechanism in the judgment 
using the opinion of the United States Supreme Court in Wal-Mart Stores, Inc. v. Dukes, U. S. 131 S.Ct. 
2541 (2001): »Under this system [›trial by formula‹], the district court would appoint a master to deter-
mine whether and how much back-pay was due to a sample set of class members. The court would then 
multiply the total number of class members by the percentage of claims the special master determined 
were valid. Next, it would multiply that number by the average backpay award for sample plaintiffs with 
a valid claim to determine the class’s recovery.«

154 These were Comcast Corp. V. Behrend, U. S., 133 S.Ct. 1426 (2013) and (another Wal.Mart case) Wal-
Mart Stores, Inc. v. Dukes, U. S., 131 S.Ct. 2541 (2011).

155 Wal-Mart later petitioned for a writ of certiorari, but was denied by the United States Supreme Court.
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parties presented evidence. Wal-Mart’s 
. Damages were assessed based on a computation of the average 

rate of an employee’s pay (about eight dollars per hour) multiplied by the number 
of hours for which pay should have been received but was not. In our view, this 
was not a case of »trial by formula« or of a class action »run amok«.156

-
perience of each of six testifying class members was projected upon 30 000 other 
group members and the concrete data regarding breaks collected from 16 Penn-
sylvania stores were extrapolated to 139 others.

As mentioned above, the court in the described Slovenian case decided that the 
procedure for taking evidence would need to be carried out for each individual 
member of the group in order to establish whether the defendant in fact breached 
the law, and that that would result in long and expensive collective procedure. An 
additional problem in the Slovenian legal environment in advancing with collec-
tive actions in labour disputes would be that most often, the workers’ compensa-
tion depends on their individual positions and cannot be determined in equal or 
easily determinable  amounts. If the set aggregate damages were even-

, on the other hand, the court did not carry out separate 
procedures for taking evidence or separate trials for each of 187 979 individuals, 
composing a class behind the plaintiff, and the defendant’s general liability for 
violations of the rules regarding breaks and shifts was established. These cases 

not  clear whether they are suitable to be solved in class action proce-
dures.

D. Conclusion
The possibility to use a collective redress for mass labour disputes in Europe is 

scarce. Not many countries provide for such option despite the advantages of the 
mechanism for workers – typically weaker parties in the relation to the employer. 
Becoming a class member with the aim to assert his or her rights can encour-

against the employer. Being in a group of victims means that the possible retal-
iatory sanctions for each of the individual class members are less likely and that 
eventually the enforcement against the employer shall be easier. Nevertheless, the 

The main reasons are probably historical and systematic. The mechanism of col-
lective redress was established primarily for the protection of the rights of the 

Furthermore, the European Commission stressed that the relative absence of re-

the fact that in many Member States compensatory or indeed injunctive relief 

156 See  note 139.
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is available only for consumers or in competition law, but it also appears to be 
linked to other factors such as the complexity and length of the proceedings or 
restrictive rules on admissibility, often related to legal standing.157 Similar could 

not granted due to lack of commonality and the need to perform evidence for 
each individual worker in order to establish the breach of law. In Slovenia, the 
reason for the mechanism’s general unattractiveness surely lies also in the wide 
amplitude of other procedural instruments that the workers may avail themselves 

labour law disputes. Still, making available collective redress also for labour law 
disputes is an additional step in guaranteeing the workers access to justice. Based 
on the Slovenian experience as well the practice from the US courts where de-

are suitable to be assessed in collective proceedings. Those in which the determi-
nation of the workers’ position and individual compensation is not demanding can 
surely be detected as such. In the light of different »COVID-19 measures« im-
plemented recently in the countries all over the world, we assume that collective 
redress in labour law disputes will – where available – intensify. In Slovenia, for 

midst of the quarantine period – since there were many categories of workers and 
they were promised different amounts of money based on different criteria, some 
of them fell through the system without getting anything beside their regular sal-
ary. It is thus plausible that their representatives will – despite a stringent assess-

of the collective redress mechanisms.

157 Para 2.1.1 of the Report.
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gal provisions and their application are not always fair. Consequently, some laws 
do not acknowledge the differences between men and women and are applied 
equally while others grant rights only to women. In both cases, the implication is 
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A. Introduction
When any issue related to social policies is analyzed: health, education, or vi-

olence, to name a few, and gender perspective is added to it, many readers or 
attendees at forums think that discussions will center on women, discrimination 
against them and how men have acted wrongly, violating rights by taking ad-
vantage of the different characteristics that repeatedly put women in often more 
vulnerable positions than men. One such example is the difference in physical 
strength between men and women, which has been abused and therefore there is a 
greater degree of physical violence against women, than vice versa; that is, from 
women towards men.

This way of thinking is not mistaken, but it is a reductionist vision of gender 
equity studies since such studies involve men and women because they need to 
coexist. Moreover, the participation of both is essential in building a gender pol-
icy to achieve a more equal society. Therefore, applying a gender perspective to 
the analysis of any issue implies analyzing the differences that exist between men 
and women in the design of social policies.

However, there is much literature in gender studies from a female perspective 
because studying such issues from a male perspective is relatively new.

The way in which gender perspective is understood in building gender policies, 
or the absence of such policies, has direct consequences in shaping legal provi-
sions. One clear example of this is the legal framework of social law in Mexico.

Legal provisions and their application are not always equitable. Hence, some 
laws do not acknowledge the differences between men and women and are ap-
plied equally, such as: the requirements for obtaining old-age pension, where the 
same number of contributions is required for men and women without taking into 
account biological differences, which results in men enjoying greater work conti-
nuity than women due to maternity.

There are also some provisions that grant rights only to women. In both cases, 
this means that both men and women are affected as masculinized gender ste-
reotypes are superimposed or upheld, like the obligation of mothers to care for 
children, the sick and the elderly, which is also a clear example of male discrim-
ination.

Thus, this article presents the results of legal research on gender inequality in 
social law from a male perspective. The hypothesis is that legal provisions, their 
scant reforms and their application do not always follow an equitable approach 
but lean towards the protection of women. When equity means recognizing the 
differences between men and women and applying the rules seeking the equal 
exercise of rights for today›s men and women and not just a reclamation of the 
rights that had not been granted to women for many years, this can lead to an 
impairment of women‹s own rights by superimposing or upholding masculinized 
gender stereotypes.

To give a quick example, it can be said that childcare services for women, 
which, because it is a woman’s right, also becomes an obligation that belongs 
exclusively to women.
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Considerable progress has yet to be made within society to achieve gender 
equality in view of the fact that many women suffer from discrimination and vio-

are absolutely necessary. The truth is that we must never lose sight of the fact that 
gender equity consists of changing gender stereotypes without radicalizing atti-
tudes and without trying to empower only women because this is not a war of the 
sexes, but to implement measures that address the constantly changing reality of 

2

position on the social construct of gender and masculinity in Mexican society to 
then enter into an analysis of factors of male discrimination in social law. The spe-

applied to men and women on a discriminatory basis: childcare and pensions, to 
mention the most important ones. The article continues with a brief section cri-
tiquing Mexico’s limitations in building social policies with a gender perspective, 
which have an impact on the regulatory framework. Lastly, the conclusions are 
presented as proposals, followed by the corresponding research sources.

B. Methodology
This documentary research is conducted under two main methods: the deduc-

be developed.
Therefore, the research begins with a doctrinal analysis that builds a conceptual 

framework to be able to enter the study of the issue of male discrimination in the 

The second, the exegetical method, allowed for a sound interpretation of the 
applicable legal provisions and case law, revealing the fact that regulation, as an 
element of social policy, has not been adequately reformed to achieve gender eq-

made it possible to establish more equitable mechanisms for men and women in 
the world of work and social security.

C. Conceptual Framework

of social law that are considered discriminatory against men, it is necessary to 
clarify a couple of ideas about certain concepts: gender on the one hand, and the 
principles of equality, equity and gender equity, on the other.

2 On this issue, INMUJERES points out: gender perspective does not refer exclusively to »women›s issues«, 
but to the social and cultural processes that make a sexual difference on the basis of gender inequality. 
Assuming that it is a women‹s issue would be tantamount to invisibilizing male participation in these pro-
cesses, either as agents who reproduce inequality or, on the contrary, as agents of change and champions of 
gender equity.
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I. Gender: Male and Female

Most medical and biological dictionaries agree that sex is the organic condition 

procreation. In the case of human beings, we speak of men and women, of the 
male and female sexes, respectively.

Meanwhile, gender restricts us to take into account the set of psychological, so-
cial, political and cultural characteristics that are socially assigned to people and 
are generally linked to the sex to which each belongs.

social and political ideas, beliefs and roles constructed in each culture and his-
torical moment, based on sexual difference. The concepts of »masculinity« and 
»femininity« are built upon this, establishing the rules, patterns of behavior, roles, 
opportunities, values and relations between women and men.

Gender is also divided into male and female and as it is a social construct, it is 
different in each society and time. It is worth pointing out that this construct can 
be changed through awareness and training.

II. Equity vs. Equality

For a long time, the terms equality and equality have been used as synonyms 
and it is important to mark a difference between them because we believe that the 
confusion surrounding these terms contributes to discrimination.

-

who are substantially different, while the second, substantial equality, seeks to 
ensure the same opportunities for all, compensating the most underprivileged 

-
derstand not only formal equality but what substantial equality between genders 
seeks.

The »Protocol for judging with a gender perspective, making the right to equal-
ity a reality« (Supreme Court of Justice of the Nation, 2013: 30) points out that 
equality can be understood in two dimensions: as a principle and as a right.

As a principle, it substantiates and gives meaning to the entire legal scaffolding 
-

mally or materially administrative, legislative or judicial. This dimension implies 
that equality must be used as a hermeneutical guide for the drafting, interpretation 
and application of the law.

And it adds (Supreme Court of Justice of the Nation, 2013: 32, b) that as a 
right, equality is a subjective tool for access to justice; that is, it endows individu-
als with the right to demand, through various means, the effective implementation 
of equality in the exercise of other rights.

of the principle of equality is not limited to the understanding of equality from 
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the point of view of mathematical or formal comparability that would require 
absolute homogeneity, but should be seen from a material perspective that es-
tablishes equal treatment between equals, different treatment between different 

respect but may require better treatment by the State in another.
As we can see, both Courts understand equality as a principle based on the 

characteristics of distributive justice: equal treatment of equals and unequal treat-
ment of unequals, which is why equity is confused with equality, as will be dis-
cussed below.

Equity is understood (González, 2000: 21) as a principle associated with the 
idea of equality essentially embodied in justice, the object of all natural and pos-
itive law. Therefore, it can be understood as a set of principles that complement 

the commutative justice, where a right corresponds to an obligation and is granted 
in the same way, in which case we are talking about formal equality. Meanwhile, 
equity is the basic principle of distributive justice, the fundamental premise of 
which is to treat equals equally and unequals unequally. In other words, the rights 
and obligations of each individual are established on the basis of the recognition 
of differences.

SCFI-2012 »For labor equality between men and women«, which state respec-
tively:

Gender equality: a concept that refers to the principle that men and women 
-

vices of society, including those that are socially valued, opportunities and re-
wards, for the purpose of attaining fair participation of women in decision-mak-
ing in all areas of social, economic, political, cultural and family life (Chamber of 

An ethical principle of justice that consists of eliminating existing inequalities 
in the access to and control of resources between women and men and achieving 
recognition of gender differences, without this implying a reason to discriminate 

It is accepted that both regulations coincide in the following elements:
1. It is a principle.
2. The objective is to eliminate inequalities between men and women
3. To thus attain an equitable society in various aspects, such as access to justice, 

labor, social, and decision-making, and fairness, among others.

this research: masculinity.
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III. The Construction of Masculinity

Understanding the discrimination that can exist on account of being a man im-
plies analyzing how masculinity itself is shaped, as well as the causes that have 
led to the construction of machismo and discrimination against men who try not 
to adhere to this stereotype.

Although the topic of masculinity is starting to gain popularity in Mexican so-

studies on masculinity that are not linked to feminism can be found in Europe, the 

and being manly, assertive, strong and macho. It is observed that masculinity is 
based on physical values that are later transformed into moral values. Although, 

type of masculinity.
Masculinity, like femininity and gender, are stereotypes that are constructed 

and change from one society, country or region to another. Even within the same 
culture, they can vary from one family to another and over the course of individ-
ual men’s lives, depending on their own perception of what it is to be a man.

Therefore, there is not only one masculinity, but it is acknowledged that there 
-

line. In this respect, Salazar (2013) points out that:
For centuries, the prevalent model of the male has been characterized by the 

triangle of heterosexuality-marriage- procreation. The ideal was the man who 
projected himself in the public sphere, who formed a family and who assumed 
the role of provider. There was a cultural precept that defended the spaces of male 
development, including paternity understood from the dual perspective of ab-
sence-presence.

However, nowadays, the studies that have been carried out in Latin Amer-

one must rather speak of the complexity, ambiguity, contradictions and multiple 
meanings of masculinities.

To understand that there are several types of masculinities is to understand that 
today’s man has the opportunity to cultivate his masculinity differently, in addi-
tion to acquiring greater awareness.

D. Factors of Male Discrimination in Social Law 
(Labor and Social Security)

The Mexican government has taken important steps and made some progress 
in terms of building gender equity policies. Some worth highlighting are the pre-
vious presidential administration›s National Program for Equal Opportunities and 
Non-Discrimination against Women (Proigualdad) and the creation of a regula-

-
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en‹s Access to a Life Free of Violence, the Federal Law to Prevent and Elimi-
nate Discrimination, and the General Law for Equality between Women and Men. 
However, in order to live with gender equity, it must permeate all aspects of our 
lives and work is an important part of that.

Naturally, the issue of gender equity in the sphere of labor involves discussing 

social security rights.
The greatest inequity in this access and exercise of rights is given in the differ-

ences that are not recognized by men in an androgenic society into which women 
have been late in being incorporated and under unfavorable circumstances. This 

equal salaries, decision-making and, of course, qualifying for the same social se-

Notwithstanding the above and since I have already explored this analysis in 
previous studies,2 on this occasion my research looks at the differences that the 
law itself establishes for men and women, whether with the intention of vindicat-

are reproduced in keeping with the society at the time they were issued, as in the 
case of providing childcare services to women by bearing out a single require-
ment: being employed. However, some differences constitute forms of discrimi-
nation for young men in particular.

This analysis is central to revealing how the law, through the legal reforms that 
have attempted to do justice to women for the injuries brought about by the ma-
cho society in which they have lived. However, the principle of gender equality is 
a legal principle that does not help women exclusively by granting them rights by 
undermining men’s rights. It is a legal guideline to ensure that both women and 

-

Unfortunately, this does not always happen and although the principle of gen-
der equity is embodied in many legal provisions, it is not always interpreted in the 
best light, let alone applied.

I. Labor Law

that its legislation explicitly contemplates anti-discriminatory precepts on the ba-
sis of gender. The most all-encompassing one states that women enjoy the same 

-
low.

because it fully respects the worker’s human dignity and there is no gen-
der-based discrimination. Other causes of discrimination that cannot be part of 
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substantive or de facto equality of male and female workers with respect to 
their employer is protected. Substantive equality is that which is reached by 

-
ognition, enjoyment or exercise of their human rights and fundamental free-
doms in the workplace. It implies access to the same opportunities, taking into 
account the biological, social and cultural differences between women and 
men.«

between workers on the basis of gender.

of substantive equality between women and men may in no case be inferior 
to those established in this Law and must be proportional to the importance 
of the services and the same for the same work, without any differences and/
or exclusions on the basis of ethnic origin or nationality, sex, gender, age, dis-
ability, social status, health, religion, opinions, sexual preferences, pregnancy, 
family responsibilities or marital status, except for the conditions expressly 
stated in this law.«

-
spond to equal pay.

-
ployment; and dismissing a female worker or directly or indirectly coercing 
her to resign due to pregnancy, change in marital status or care of young 
children.
As to the differentiated rights and obligations that the Mexican Individual 
Labor Law establishes for women and men, the rights are contained in Ti-
tle Five, entitled »Women’s Work«, provided in Article 170, Section Two, 
establishing that:

• II. They shall enjoy a six-week leave before and a six-week leave after 
childbirth. At the express request of the female worker, with prior written 
authorization of the physician of her corresponding social security institu-
tion or, where appropriate, the healthcare service provided by the employer, 
taking into account the employer’s opinion and the nature of the work per-
formed, up to four of the six weeks of pre-birth leave may be shifted to 
post-birth leave. In the event that the children are born with any type of 
disability or require hospital care, the leave may be extended to up to eight 

-
cate.

• II Bis. In the case of the adoption of an infant, they will be given a six-
week paid leave, after the day of they receive the child.
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their children and likewise in the case of the adoption of an infant (Federal Labor 

As can be seen from the Federal Labor Law, there is a great difference in the 

respectively. Naturally, the biological changes that women experience during the 
gestation, childbirth and post-partum periods cannot be disregarded, and this un-
doubtedly requires a completely different approach from that of fathers. But it is 

at bringing the mother back to health after the gestation period but should also 
serve as an opportunity to introduce the new member of the family and for all the 

are still absent, and it is even more unfair when the issue is analyzed in the light 
of the composition of new families made up of same-sex couples. Where does 
this leave questions like: How many days of maternity leave should be granted to 
lesbian mothers? If one gives birth, is the other one left without any rights? And 

These and other questions are on the table of Mexican reality; they are controver-
sial issues that the law needs to resolve to achieve the best possible conditions of 
coexistence of human beings in our society.

Lastly, with regard to male discrimination, the following precept is eminently 
discriminatory because being a woman is not a requirement for having a seat 
during working hours; men also need seats, especially if they are older adults.
Article 172: In establishments where women work, the employer must keep a suf-

II. Social Security Law

-
ing fathers through the social security institutions that insure formal workers na-
tionwide: the Mexican Social Security Institute (IMSS), the Institute of Security 
and Social Services for State Workers (ISSSTE), and the Social Security Institute 

-
sociated with three insured situations that are perceived as discriminatory against 
men: maternity, childcare and widowhood pensions.

1. Maternity vs. Paternity

-

granting maternity leave.
-

tended solely for women, even though nowadays both men and women should 
have rights that allow them to enjoy their parenthood and assume their responsi-
bilities.
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Pursuant to the Social Security Law that governs the IMSS, Chapter IV with 
-

as follows:

post-partum period:
• I. Obstetric Care

Assistance in kind for six months for breastfeeding and training and pro-
moting breastfeeding and nursing, encouraging breast milk to be given ex-
clusively for six months and as a supplement until well into the second year 
of life;
During the nursing period, they shall have the right to decide whether to 
have two extra half-hour breaks per day, or an extra one-hour break per day 
to breastfeed her children or to manually pump the milk at an appropriate 
and hygienic place provided by the institution or facility, and

• II. A layette at the birth of the child, the amount of which shall be deter-

-

1. Obstetric care, 2. Assistance in kind for breastfeeding for six months 3. Two 
extra half-hour breaks or one extra hone-hour break a day to breast feed their chil-

-

-

is discriminatory.
Of course, the premises in Section  III are inapplicable because breastfeeding 

is only done by women. Since a man is not a female worker, he does not require 
breastfeeding breaks. Notwithstanding, the question of whether it is possible to 
give the time granted to women for breastfeeding to men so that these can care for 
their children in a shortened working day, in the same proportion as that given to 

would no longer be at a disadvantage in terms of productivity between men and 
women, an issue that is more damaging to women mothers than to men fathers.
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Likewise, regarding the layette provided only to the insured mother as pro-

contributions for the same insurance, a layette should be provided per birth of a 
child. In other words, an insured female worker›s child should be given a layette 
as should an insured male worker‹s child if the mother is not an insured worker 

mentions that: During pregnancy and post-partum, the insured woman is entitled 
-

tion, which she will receive for forty-two days prior to and forty-two days after 
childbirth.

On this topic, it is worth wondering why no progress has been made towards 

-
nant mother to recover her health, but is not extended to the father as well, so that 
they may incorporate the new member of the family together, as best as possible, 
by sharing responsibilities and commitment of parenting.

With regard to the ISSSTE on matters of maternity, which is governed by the 

Pensioner or, as the case may be, the concubine of one or the other, and the 
unmarried daughter of the Worker or Pensioner under the age of eighteen who 
is economically dependent on them, according to the conditions of the follow-
ing article, shall be entitled:

• II. To training and promoting breastfeeding and nursing, encouraging the 
exclusive use of breastmilk for six months and as a supplementary food 
until well in to the second year of life, and assistance in nursing when, ac-
cording to medical opinion, there is a physical or occupational impediment 
to breastfeed. This assistance shall be provided in kind for up to six months 
after the birth, and will be given to the mother or, in her absence, to the 
person in charge of feeding the child;

• III. During the nursing period, they shall have the right to decide whether 
to have two extra half-hour breaks per day or one extra one-hour break per 
day to breastfeed her children or to manually pump the milk, at an appro-
priate and hygienic place provided by the institution or facility, and

• IV. A maternity layette shall be charged to the health insurance upon the 
birth of the child, the amount of which shall be periodically established by 
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the Social Security Law, protection is only granted to female workers, pension-
ers, the male worker’s spouse or concubine, as well as the worker‹s underage un-
married daughter, all of whom are entitled to receiving the well-known maternity 
layette, except for the male worker even though he also makes his contributions 
to this insurance. Therefore, a layette should be provided for each child born to an 
insured male or female worker and not to the mother.

-
rect female worker, as well as to the male worker’s spouse or concubine. In other 
words, it makes no distinction as to who has the direct relation with the institute 

contained in its ISSFAM Law.

Mother and child care shall be granted to the following subjects:
 I. Female military personnel;
 II. Wife of a serviceman;
 III. Concubine of a serviceman, and
 IV. Underage daughters who are the serviceman’s economic dependents and 

who have not married or established a common-law partnership.
Mother and child care includes: obstetric and prenatal consultation and treat-

ment; delivery care; infant care and nursing assistance. (ISSFAM Law, 2013)

impediment to breastfeed the child, the right to a layette, paid leave for 3 months 
and medical care, which comprises surgical, obstetric, pharmaceutical and hospi-
tal services.

Like those of the IMSS and the ISSSTE, this law contains the same errors re-
garding the oft-mentioned layette because it is only given to female military per-

the military, only the mother is entitled to it even though both contribute equally 
to the Institute.

After reviewing the legislation governing maternity in the most important so-
cial security systems in Mexico, it can be said that the Supreme Court of Justice 
of the Nation (SCJN) of Mexico has pronounced itself on the issue of maternity 
and paternity. In one of its isolated rulings3 entitled »Principle of equality be-
tween men and women, the granting of custody of a minor should not be based on 
gender prejudices,« the Court points out that judges previously gave preference 
to the mother to be given custody of the children since she was considered better 
suited to the care of the minors. However, today there needs to be equality so that 
both men and women can obtain custody of children since both have the same 
rights, in this case the right to be with the child. All this will change when we stop 
making these differences based on sexist stereotypes.
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The First Chamber (Supreme Court of Justice of the Nation, 2012: 1112) 
pointed out that it is a well-known fact that the inner workings of families, in 
terms of the division of roles between the father and the mother, has evolved to-
wards the father becoming more involved in the task of caring for the children, 

It is from this idea that we can infer that Mexican legislation has made little 
progress in the issue of granting paternity rights. This is an important step that the 
law has already taken since we can also observe that the Federal Labor Law now 
grants paternity leave.

There are some poorly substantiated claims that hold women’s participation in 
workforce responsible for the increase in some social problems, such as higher 
crime rates, lack of family values, family disintegration, more divorces, and so 
on.

The cause of these problems is not an increase in the female workforce, but the 
lack of public policies and regulations to reconcile the working lives of men and 
women in such a way that allows them to share responsibilities, obligations and 
enjoyment of children and family life.

2. Childcare

-

Law on childcare insurance. This reform replaced the words »man« or »woman« 

their children. It should be made clear that prior to this, this law discriminated 
against men, who could only access this right in the event of widowhood, divorce 
or when they held custody by court order. This change is intended to ensure equal 
treatment of workers to exercise the right to childcare.

indicating working mothers and, by exception, working fathers who have 
divorced, are widowed or for any other reason have exclusive legal custody 
of the child, as long as there is evidence of this under the applicable legal 
provisions.

-

7 years of age, children of military personnel, when the need for this assis-
tance is proven.«

-

its budgetary resources. In view of this, there are currently no regulations for 
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guaranteed.

this issue. The Second Chamber decided on Amparo proceeding under review 

of the Social Security Law since it was deemed discriminatory against the male 
sex.

This amparo
possibility to enroll his child in a childcare center. Consequently, he sought the 
protection of his rights, claiming the following human rights: non-discrimination, 
equality between men and women, the right to social security and the best interest 
of the child.

The right to non-discrimination -stipulated in Article 1 of the Constitution- 
states that discrimination on the basis of nationality, age, gender, and social sta-
tus, to name a few, is prohibited. Equality between men and women is enshrined 

woman are equal before the law.
While the provision of childcare was implemented for women to enter the 

workforce, it is now necessary to ensure that the roles of a child’s care and devel-
opment are not the responsibility of women alone. Therefore, by denying child-
care service to male workers, the above-mentioned rights are violated, leading the 
SCJN to rule in favor of the petitioning father.

3. Pensions

It should be mentioned that on this point reference will only be made to the 
widowhood pensions that are guaranteed by the main three social security insti-
tutes.

under the section on life insurance establishes that: When the death of the insured 
person or disability pensioner occurs, the Institute shall provide his or her ben-

A clear example of the above is laid down in Article 130, which states: »The 

dependent on the insured female worker or female disability pensioner.«

event of the female worker’s death, the widower or male partner, in addition to 

the insured female worker, a burden demanded of him simply on account of being 
a man, as well as it adhering to a gender stereotype constructed by legislators, 
which again generates total discrimination against men.
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Regarding the Law of the Institute of Security and Social Services for State 
-

related to work, whatever his age, and provided that he had contributed to the 
Institute for three years or more, shall lead to the payment of widowhood, com-
mon-law partner, orphan’s or ascendant pensions, where appropriate, as pre-
scribed by this Law …«

when the worker dies.
It should be pointed out that fortunately and thanks to the 2007 reform, this law 

is required by the Law of the Mexican Social Security Institute.
Continuing with the pensions of the members of the Mexican armed forces, 

and ISSSTE, pensions are no exception. Thus, the Law of the Social Security 
Institute for the Mexican Armed Forces states that only family members who are 

family members of male and female servicemen for purposes of pension and/or 
compensation.

-

The SCJN has set various precedents regarding the unconstitutionality of Arti-
cle 130 of the Social Security Law that have led to the creation of two case laws 
under the following headings:

Widowhood pension. Article 130, second paragraph, of the Social Security 
Law, by making its issuance conditional on the widower or common-law hus-
band proving economic dependence on the deceased insured female worker, vio-

United Mexican States. And Widowhood pension. Article 130, second paragraph, 
of the Social Security Law, by making its issuance conditional on the widower 
or common-law husband proving economic dependence on the deceased insured 
female worker, violates the guarantees of equality and non-discrimination. Both 

male partner to prove economic dependence on the deceased female worker, the 
social guarantee is violated because if the deceased female worker contributed 
during her working life so that those who survived her would be entitled to the in-
surance provided by law, it follows that widowhood pension is not a free conces-
sion but a right generated during her productive life for the purpose of ensuring, 

women, too. It is discrimination against female workers by imposing one more 
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Despite the fact that these criteria have been in force for 10 years, the cor-

themselves in these circumstances will have to go before a jurisdictional authority 
to enforce their right to a widowhood pension.

E. Results: Inequitable Gender Policy in Social Law in Mexico
If we work from the idea that public policies are expressions of the obligations 

of the State and that they become legal provisions and consequently embody the 

Thus, based on the legal analysis presented, it is evident that gender policy in 
Mexico is inequitable in the world of labor and social security, and that it discrim-
inates against men.

Without a doubt, one of the activities that most requires the creation of inclu-
sive policies with a gender perspective is work because we spend most of our 
time carrying out productive activities in the formal or informal economy. There-

-
crimination not only against women, but also against men.

As was observed throughout the analysis of legal provisions, men are still not 
truly recognized by Mexican social law as fathers or even as members of a family.

Fortunately, the work of interpreting the principles of gender equality and eq-
uity on the part of judges in the administration of justice is beginning to generate 
a change.

-

burden solely on the employers. This means that the employers directly cover the 

contributions.
This also leads us to conclude that Mexican social law reproduces the gender 

stereotype of the male provider and the female caregiver of children, although 
nowadays the world of labor has changed.

By not recognizing the different masculinities of men, this discrimination 
against men negatively impacts women’s struggle for equality because by not es-
tablishing paternal rights, only women are burdened with the age-old obligation 
of caring for the family.

To this end, gender politics should mainly include measures that enable work 
and personal life to be reconciled, in both the public and private sectors.

Fatherhood, widowhood and childcare are interesting issues today because we 
live in a society where many still think that the man is the person who provides 
the resources to maintain a home. This should not mean and imply that it is a 
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reason to turn a back on responsibilities with the children, such as taking them 
to school, caring for them when they are sick, and feeding them, among other 
things, and leaving all these child-related activities to women. In fact, it is essen-
tial for both parents play a role in caring, teaching and protecting the children.

However, it is necessary to legislate that men and women must assume family 
responsibilities on an equal footing. Thus, society has the obligation to provide 
male and female workers with the social infrastructure needed to allow them to 
balance their professional and family lives.

This is possible by enacting hybrid legal provisions that take into account the 
needs of male and female workers as members of a family: through Family So-
cial Law. This type of law is the set of legal provisions that regulate labor and 
social security relations of employers, workers and social security institutions 
from the perspective of the family, establishing rights and obligations that regard 
the worker as a member of a family with all its legal implications. At the same 

women as members of a family and not as isolated individuals.
These legal provisions contain certain rights that have already been established, 

such as maternity leave, maternity disability subsidies, and paternity leave, among 
others, as well as others that are pending, such as non-discrimination of work-

working hours; adjusted school schedules; parental leave to care for a dependent 
family member (child, sick, disabled and/or elderly dependents); acknowledge-
ment of the right to an old-age pension for persons (in the understanding that the 
majority are women) who have devoted their lives to doing unpaid work in caring 
for dependent family members, and so on.

And one last matter yet to be included in Family Social Law is the issue of 
couples made up of persons of the same sex in terms of not violating their rights 

homosexual partner. It may be taboo for society, and yet they require the unpreju-
diced and non-discriminatory protection of social security provisions.

F. Conclusions
First: Gender discrimination is greater against women, but this does not mean 

that it does not exist against men and this needs greater visibilization.
Second: Gender policy making must include rights for men and women be-

cause only then can the social burdens historically imposed on women be redis-
tributed and balanced.

Third: In building social policies that have an impact on the construction of 
social law, it is necessary to consider female and male workers as part of a family 
in order to guarantee rights that prevent discrimination.

Fourth: Preserving rights that have historically been granted only to women for 
being mothers perpetuates the burden on women as the ones having family obli-
gations and discriminates against men.
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Mexico, 2007.
3. It should be noted that an isolated opinion is not binding, although it does 

serve to guide the court in making a decision.
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Peertz, Robert Cornelius, Die Übereinstimmung des deutschen Rechts mit 
der Maritime Labour Convention 2006, Duncker & Humblot, Berlin, 2019, 

Schriften zum Völkerrecht, Band 234,. 509 S., ISBN 978-3-428-15256-8, 
119,90 €

Das Meer lädt zum Abenteuer ein. Wie Odysseus in der Antike, verwirklichen 
sich unzählige Seeleute in der Seefahrt, wo sie durch die gefährlichen Naturbe-

-
che Reisen eben unterschiedliche Risiken beinhalten, kann sich die Freude am 
Meer schnell in einen Albtraum verwandeln. Das Risiko ist noch höher in dem 
vom internationalen Wassertransport geprägten Globalisierungsprozess (bis zu 
80 % des internationalen Handelsvolumens werden auf dem Wasser transportiert). 
Veraltete Schiffe, kombiniert mit einer fahrlässigen Führung, können Menschen-
leben kosten (wie im Fall der »Scantrader« 1990) oder Umweltkatastrophen ver-
ursachen (man denke an den Schiffbruch der »Erika« von 1999). Seeleute vor 
diesen Risiken zu schützen, gilt deshalb als Aufgabe der Internationalen Arbeits-
organisation (ILO), die sich diesem Thema seit ihrer Gründung 1919 widmet. 
Daraus resultiert eine Reihe unterschiedlicher Normen, deren Umsetzung der 
ILO Schwierigkeiten bereitet. Erst 2006 ist es der ILO gelungen, durch die inter-
nationale Arbeitskonferenz (d. h. die Zusammenarbeit zwischen Mitgliedstaaten 
und Sozialpartnern) ein ambitioniertes und umfassendes Übereinkommen über 
die Seearbeit zustande zu bringen. In Deutschland wurde die »Maritime Labour 

1 Die Umsetzung der MLC wurde 
durch das Seearbeitsgesetz (SeeArbG) vom 30. März 2013 vollzogen. Die Frage, 
die sich damit unmittelbar stellt, lautet jedoch: Wird das deutsche Recht dem in-
ternationalen Abkommen gerecht? Dies zu beantworten ist die Herausforderung, 
der sich Robert Cornelius Peetz in dem hier zu besprechenden Buch gestellt hat. 
Anhand einer konkreten Erfahrung hinsichtlich des Umsetzungsprozesses durch 
seine Beteiligung als Referent für Arbeitsrecht beim Verband Deutscher Reeder 
gewann der Autor den Eindruck, dass der Umsetzungsakt inhaltlich nicht voll-
kommen ist. So entstand sein Dissertationsprojekt, das sich der Überprüfung der 
Völkerrechtskonformität des SeeArbG widmet.

Die Bearbeitung der Forschungsfrage erfolgt durch einen minutiösen Vergleich 
der Texte der MLC und des SeeArbG. »Der Hauptteil der Arbeit«, so der Au-
tor selbst, »folgt in seiner Untergliederung dem Aufbau der Konvention.« (S. 38) 
Dieser Teil wird durch eine allgemeine Überlegung über den Kontext der Umset-
zung, die juristische Auslegungs- und Umsetzungslehre eingeleitet. Sie fasst die 
herrschende Meinung zusammen und dient im Hauptteil als Grundlage für die 
Prüfung jedes einzelnen Artikels der MLC. Die Prüfung wird gemäß der Natur der 
zu untersuchenden Norm unterschiedlich durchgeführt, sie folgt aber einem allge-
meinen Muster, wonach die Auslegung nach dem Wortlaut eine herausragende 
Rolle spielt. Wenn der Autor eine unzulängliche oder gar falsche Umsetzung fest-
stellt, dann wird auf die »Überwindung der Völkerrechtswidrigkeit« eingegangen, 

1 Maul-Sartori, Das neue Seearbeitsrecht – auch für Landratten von Interesse, Neue Zeitschrift für Arbeits-
Loskamp, Das Seearbeitsgesetz – Kernstück des Gesetzes zur Umset-
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indem Techniken wie die Rechtsfortbildung oder die unmittelbare Wirkung der 
MLC angewendet werden. Falls die Völkerrechtswidrigkeit dennoch weiterbe-
steht, hält der Autor eine Änderung des SeeArbG für notwendig. Am Ende der 
Arbeit werden die Bewertungen aller Artikel in einer langen Tabelle zusammen-
gefasst, und die Änderungsvorschläge für das SeeArbG erscheinen als Entwurf 
eines Änderungsgesetzes. Diese Vorgehensweise erlaubt dem Autor, die Inhalte 
der MLC und des SeeArbG analytisch darzustellen. Dadurch entsteht eine Objek-
tivität, die auf einem nahen Vergleich der nationalen Regelung mit dem internati-
onalen Recht beruht. Dementsprechend verliert aber die Darstellung gewisserma-
ßen einen synthetischen Blick auf den Problemkreis insgesamt (die Entwicklung 
der Seearbeit im Zeitalter der Globalisierung), den Kontext der MLC oder den 
»Geist« der Gesetze, der allerdings die Feststellung der Völkerrechtskonformität 

Man muss aber sofort ergänzen, dass eine Einbettung der MLC in ihren Kontext 
natürlich nicht ganz fehlt. In der Einleitung weist der Autor auf die langjährige – 
seit 1920 bestehende – Tätigkeit der ILO für die Arbeit auf See hin. Im Laufe der 
Zeit wurden mehr als dreißig Übereinkommen in diesem Bereich ausgearbeitet, 
aber diese Vielzahl von Regelungen bedeutet nicht nur Komplexität, sondern auch 
eine ungleiche Umsetzung zwischen den Abkommen (»application à la carte«). 
Als Beispiel kann man das Übereinkommen über die Soziale Sicherheit der See-

-
fassenden Schutz für Seeleute garantieren. Deshalb wird sie, wie der Autor her-
vorhebt, als »seafares’ Bill of rights« bezeichnet und ergänzt die internationale 
Regelung der Schifffahrt im Bereich des Arbeits- und Sozialrechts. Ein weiterer 
nennenswerter und globaler Kontext ist das Prinzip der freien Registrierung des 
Schiffes, soweit eine genuine Verbindung zwischen Schiff und Flaggenstaat be-
steht (S. Artikel 91 des Seerechtsübereinkommens, 1982).2 Diese wirtschaftliche 
Freiheit trägt massiv zu einem internationalen Wettbewerb und dem »law shop-
ping« bei. Die MLC versucht in diesem Kontext, allgemeine »Mindeststandards« 
einzuführen. In der Dissertation werden beide Kontexte erwähnt, jedoch nicht ver-
tieft untersucht. Man könnte hier fragen: Was bedeutet ein Mindeststandard, und 

innerstaatlichen Recht) auf die Auslegung der MLC und des SeeArbG? In diesem 
Sinne behandelt der Autor die Völkerrechtskonformität als eine klassische Frage 
der »Übereinstimmung« oder der semantischen Umsetzung des Völkerrechts ins 
nationale Recht. Darum die Betonung auf dem Wortlaut. Eine Ausnahme bildet 
jedoch die Berücksichtigung des EU-Rechts, welches die MLC bereits durch die 
Richtlinie 2009/13/EG (und später die Richtlinien 2013/ 38 und 2013/54) in einen 

-
nensystem« stellt wiederum die Frage, welcher Standard wird auf welcher Ebene 
angewandt und welche Effektivität hat das jeweilige Instrument?

Diese Frage wird in Teil C der Dissertation behandelt, der die Überschrift 
»Umsetzung, Auslegung und Rechtsnatur der MLC« trägt. Zunächst führt der Au-

2 Chaumette, Seafarers: an international labour market in perspective, 2016, S. 22.
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tor eine interessante Diskussion über den Rechtscharakter des ILO-Abkommens 
(S. 41) und bejaht seine hybride Natur zwischen Gesetzen (oder rechtssetzenden 
Verträgen, traité-loi) und einfachen völkerrechtlichen Verträgen (oder Austausch-
verträgen, traité-contrat). Man könnte hier überlegen, ob diese These der Natur 
(und insbesondere der Effektivität) der MLC gerecht wird. Obwohl das Überein-

Art. 5 der MLC), wäre es schwer zu bestreiten, dass die MLC inhaltlich unter 
»Verträge, welche (…) sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung beziehen« 
(GG, Art. 59, II) eingeordnet werden kann. Sie besteht aus einer Präambel, einem 

-
tend und der andere – Teil B – eine Empfehlung ist) gegliedert ist. Jede Norm im 
erläuternden Teil wird unmittelbar anhand der entsprechenden Regelungen aus 
Teil A und Teil B konkretisiert. Angesichts der gewöhnlichen Normenproduk-
tion der ILO, welche Konventionen und Empfehlungen klar voneinander trennt, 
kann die MLC gewissermaßen als Innovation betrachtet werden, aber die Rege-
lungen (Artikel, Regeln und die Normen in Teil A) sind vollständig zu vollstre-

Sinne wird hinsichtlich der Frage der unmittelbaren Wirkung der MLC gesucht, 
ob das »self-executing« Kriterium vorliegt. Gerade in diese Diskussion bezieht 

ebenfalls darauf beruht. Hier wird der Unterschied der Texte kurz aber sehr nütz-
lich herausgestellt, und es besteht eher ein »weitgehender Gleichlauf zwischen 
dem internationalen Seearbeitsrecht und dem Unionsseearbeitsrecht«. Die Effek-
tivität der Richtlinien folgt jedoch einem anderen System als die ILO-Überein-
kommen. Hier hat der Autor zu Recht die vertikale unmittelbare Wirkung von 
der horizontalen unterschieden. Aber was die letztere betrifft, hat der Autor einen 

nicht horizontal angewandt werden kann, weil sie keine allgemeinen Grundsätze 
des EU-Rechts konkretisiert. Heute ist jedenfalls klar, dass die Grundrechte der 
EU solche Grundsätze bilden und eine horizontale Wirkung durch die Richtlinien 
produzieren können (S. EuGH, Rs. C-555/07, C-414/16). Allerdings treffen diese 
Bedenken nicht auf die vorliegende Dissertation zu, weil ihre Stärke eher in der 
vorsichtigen Überprüfung des Umsetzungsaktes liegt.

Gemäß der Struktur der MLC werden die Umsetzung des allgemeinen Teils 
und des erläuternden Teils in zwei Kapiteln der Dissertation behandelt. Jede Prü-
fung zu erwähnen ist hier weder möglich, noch würde das dem Leser nützen. 
Stattdessen werden einige ausgewählte Beispiele genannt, um das Interesse der 
Dissertation vor Augen zu führen.

Die erste detaillierte Prüfung betrifft Artikel II der MLC, der ihren Anwen-
dungsbereich bestimmt. Besonders interessant ist der Begriff der Seeleute, die 
durch die MLC geschützt werden (Art. II, Abs. 2). Nach der MLC umfasst die-
ser Begriff »alle Personen, die in irgendeiner Eigenschaft an Bord eines Schif-
fes, für das dieses Übereinkommen gilt, beschäftigt oder angeheuert sind oder 

nicht üblich, dessen Seemannsgesetz von 1957 – der Vorgänger des SeeArbG – 
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-
satzungsmitglieder« in § 3 ebenfalls breit. Die Dissertation erwähnt zwar die 
Tatsache, dass es Ausnahmen (oder einen Ausschluss) in § 3, Abs. 3 gibt, geht 
darauf aber nicht ein und versteht die Ausnahmen als Folgen der Sozialpartner-
gespräche. Aber fraglich könnte die Konformität der Vorschriften in § 3, III, 8) 
und 9) sein, die eigentlich Ausbildung und Praktikum an Bord vom Anwendungs-

Begriff des Reeders ebenfalls umfassend verstanden (Art. II, Abs. 1, j). § 4 folgt 
prinzipiell der Bestimmung der MLC, aber weist zusätzlich darauf hin, dass der 
Reeder immerhin für die Einhaltung des SeeArbG verantwortlich ist, obwohl es 
andere Arbeitgeber für die Besatzungsmitglieder gibt. Die Dissertation vergleicht 
diese umfassende Reederhaftung für beide Instrumente ausführlich (u. a. für Zah-

-
lassung und der Bürgschaft des Reeders für andere Arbeitgeber (S. 121 ff.). Als 
das SeeArbG verabschiedet wurde, war der letztere Punkt umstritten. Früher galt 
die Reederhaftung unmittelbar gegenüber den Besatzungsmitgliedern, aber das 
neue Gesetz hat diese Haftung auf die Bürgschaft beschränkt (mit dem gesetz-
lichen Ausschluss der Einrede der Vorausklage, § 4, Abs. 4 des SeeArbG). Der 
Autor hat drei Gruppen von Argumenten herangezogen, die jeweils die Natur der 
Reederhaftung, das Verständnisproblem der Besatzungsmitglieder gegenüber der 
Komplexität der Bürgschaft und die Regelungsalternativen betreffen. Man könnte 
über die Schlussfolgerung – es gäbe keine Völkerrechtswidrigkeit – diskutieren 
(u. a. könnte man fragen, ob die MLC einem Staat ermöglicht, seine eigenen Stan-
dards durch die Umsetzung der MLC zu senken), aber die ausführliche Darlegung 
der Debatte und die eingehende Analyse des Autors sollen hier anerkannt und den 
Lesern anempfohlen werden.

Regelungen (also der »Regeln« und der »Normen« der MLC), wo Themen wie 
Mindestalter der Besatzungsmitglieder, Beschäftigungsbedingungen, Gesund-
heitsschutz, soziale Sicherheit usf. behandelt werden.

Die erste Völkerrechtswidrigkeit ist bei der Umsetzung der Anforderung 
hinsichtlich des ärztlichen Zeugnisses bzw. seiner Anerkennung (Regel 1.2., 
Norm A1.2.) festzustellen. Die Bedeutung eines Seediensttauglichkeitszeugnis-
ses liegt auf der Hand, wird jedoch durch die Globalisierung verschärft. Dem 

Liberalisierung der Seearbeitskraft gegenüber. Die MLC besagt grundsätzlich, 
dass ein den Anforderungen der International Convention on Standards of Trai-

von 1978 entspre-
chendes Zeugnis als gültig anerkannt werden muss. Während gemäß der MLC 
eine wesentliche Entsprechung ausreichend ist, verlangt das SeeArbG, dass »das 
Zeugnis den Anforderungen des STCW-Übereinkommens genügt« (§ 12, Abs. 7). 
Jenseits der Auslegungsmöglichkeiten des Wortlautes taucht die Frage der MLC 
als »Mindeststandard« wieder auf. Der Autor selbst macht darauf aufmerksam, 
dass der Unterschied zwischen den Texten dadurch gerechtfertigt werden könnte, 
dass »§ 12 Abs. 7 SeeArbG eine für die Seeleute günstigere Regelung darstellt«, 
insbesondere wegen des Gesundheitsschutzes. Aber er fügt sofort hinzu, dass 
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die körperliche Untersuchung einen erheblichen Eingriff darstellen könne (z. B. 
durch Röntgenstrahlen), und plädiert für eine Einzelfallprüfung, die für die See-
leute weniger aufwändig wäre. Hier könnte man ferner fragen, ob die deutsche 
Vorschrift wirklich eine »formale« Entsprechung der Zeugnisse verlangt oder ob 
es mehr um ein inhaltliches oder »substantielles« Genüge-Tun und um die Fest-
legung einer klaren Norm geht. (In den verbindlichen englischen und französi-
schen Fassungen der MLC ist eigentlich von »the substance« oder »en substance« 
die Rede.) Aber die Ausführungen in der Dissertation beschreiben die Abwägung 
zwischen den verschiedenen Interessen gut und wenden sogar implizit das Prinzip 
der Verhältnismäßigkeit in der Gesetzgebung (angesichts des Rechts der Seeleute 
auf Gesundheitsschutz) an. Dadurch verstärkt sich die Überzeugungskraft der Ar-
gumentation.

Die Regelungen in Bezug auf die Anwerbung und die Arbeitsbedingungen 
bedürfen ebenfalls an mehreren Stellen einer Diskussion. Der Autor weist z. B. 
darauf hin, dass die Bedingungen der Anwerbung und der Arbeitsvermittlung 
(MLC, Regel 1.4.) ebenfalls für die Arbeitsüberlassung gelten müssen (damit 

-
mittlers bezüglich der Information der Seeleute (MLC, Norm A1.4. Abs. 5, c), ii.) 

Norm A2.3. Abs. 2) trotz eines scheinbaren Ermessensspielraums seitens des Ka-
-

leuten (MLC, Norm A2.5.) in bestimmten Fällen noch immer völkerrechtswidrig 

nicht für alle Seeleute garantiert wird, usw. Alle diese Regelungen betreffen un-
mittelbar das primäre Ziel der MLC, nämlich die Förderung von menschenwürdi-
gen Arbeitsbedingungen der Seeleute.

Über den Arbeitsschutz und den Gesundheitsschutz hinaus sieht die MLC ei-
nen umfassenden Sozialschutz vor. Zunächst fordert die MLC eine Entschädi-
gung für Seeleute bei Schiffsverlust oder Schiffbruch (MLC, Regel 2.6.). Aber 
ihre Umsetzung (§ 70 SeeArbG), die für eine bestimmte Dauer eine Heuerfort-
zahlung vorsieht, führt dazu, dass Seeleute, die eine lange Kündigungsfrist haben, 
unberücksichtigt bleiben könnten. Um der Völkerrechtswidrigkeit entgegenzu-
wirken, schlägt der Autor die Zahlung einer angemessenen Geldsumme vor. Was 
nun die Sozialversicherung anbelangt, sichert die MLC Seeleuten im nationalen 
Recht einen Zugang zum bestehenden Sozialversicherungssystem. Neun Sozial-
versicherungszweige werden aufgelistet (ärztliche Betreuung, Krankengeld, Leis-
tungen bei Arbeitslosigkeit, Leistungen bei Alter, Leistungen bei Arbeitsunfällen 
und Berufskrankheiten, Familienleistungen, Leistungen bei Mutterschaft, Leis-

müssen die Mitgliedstaaten den Seeleuten mindestens drei dieser Sozialversiche-
rungszweige zugestehen. Zudem sieht die MLC ein Verbot der Benachteiligung 
im Vergleich zu Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern an Land vor (MLC, Re-
gel 4.5. Abs. 3). Genügt das deutsche Recht diesen Anforderungen? Der Autor 
stellt fest, dass die deutschen Besatzungsmitglieder durch das SGB und das See-
ArbG in allen neun Zweigen abgesichert sind. Aber diese Regelungen stoßen an 
ihre Grenze, wenn Besatzungsmitglieder, die keinen Wohnsitz in der EU, dem 
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EWR oder der Schweiz haben, betroffen sind. Für sie besteht nämlich Versiche-
rungsfreiheit, z. B. in der Krankenversicherung (§ 6, Abs. 1, 1a, SGB V) oder 
der Rentenversicherung (§ 6, Abs. 1, Nr. 3, SGB VI). Vor kurzem hat Deutsch-
land gemäß Norm A4.5 Abs. 2 der MLC »ärztliche Betreuung, Krankengeld, 
Leistungen bei Alter und Leistungen bei Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten« 
als garantierte Versicherungszweige bei der ILO gemeldet. Unabhängig von der 

-
teiligung der Seeleute zur Folge haben könnte. Der Autor behauptet, dass hier 
keine Völkerrechtswidrigkeit besteht, denn Regel 4.3 der MLC fordert keine ex-
akte Gleichstellung der Seeleute mit Landarbeitnehmern. Norm A4.5 Abs. 3 S. 3 
der MLC wird für die Rechtfertigung herangezogen, dass »ein geringerer Schutz 
für Seeleute, die keinen Wohnsitz im Hoheitsgebiet des Umsetzungsgesetzgebers 
haben, möglich [ist]« (S. 370). Tatsächlich ist Norm A4.5 Abs. 3 die angemessene 
Rechtsquelle für die vorliegende Frage, aber eine bessere Rechtfertigung wäre 
folgende: Die MLC fordert keine exakte Gleichbehandlung der Seeleute und der 
Arbeitnehmer an Land, nicht einfach weil sie sich auf verschiedenen Hoheitsge-
bieten aufhalten, sondern weil ein besserer Schutz für solche Seeleute eher durch 
bi- oder multilaterale Übereinkommen erreicht werden kann. Die Befreiung der 

-

und mangelnder Übereinkünfte vielleicht keine Leistung von der deutschen So-
zialversicherung erhalten werden. Immerhin könnte man hier betonen, dass die 
MLC danach strebt, »schrittweise einen umfassenden Schutz der Sozialen Sicher-
heit für Seeleute zu erreichen« (Regel 4.5).

Man könnte sich weiterhin mit der Verantwortung des Flaggenstaates und des 
Hafenstaates auseinandersetzen. Eine interessante Entwicklung des Seearbeits-
rechts in den letzten Jahren ist die zunehmende Verantwortlichkeit des Hafen-
staates. Das Beschwerderecht der Seeleute ist hier von besonderem Interesse. Im 
Rahmen einer Rezension können hier nicht alle Aspekte diskutiert werden. Dem 
Leser sei jedoch die Lektüre dieser klaren, detaillierten und gut argumentierten 
Studie empfohlen. Sie ist darüber hinaus ein sehr nützliches Werkzeug für die 
Praxis und leistet einen wertvollen Beitrag zu künftigen Nachbesserungen des 
Gesetzgebers.

Dr. Linxin He, München
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